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Kennen Sie 
Herrn Coulomb? 

Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Wer hat nicht schon einmal eine 
Türklinke angefaßt und dabei einen 
kleinen, unangenehmen elektrischen 
Schlag erhalten? Oft geschieht dies, 
wenn man vorher einen Teppich aus 
Kunstfasern betreten hat. Der Körper 
lädt sich statisch auf und kann seine 
Ladung durch die Berührung der Tür
klinke schlagartig abgeben. Die er
sten genauen Untersuchungen von 
kleinen elektrostatischen Ladungen 
nahm der französische Physiker 
Charles Augustin de Coulomb vor. 

Coulomb wird am 14. Juni 1736 in 
Angouleme geboren. In Paris studiert 
er Physik und Naturwissenschaften. 
Als Ingenieuroffizier tritt er in den 
Staatsdienst ein und leitet neun Jah
re die Festungsbauarbeiten auf der 
Insel Martinique. Nach seiner Rück
kehr nimmt er verschiedene Aufga
ben im staatlichen Dienst wahr. Bei 
Ausbruch der französischen Revolu
tion legt er die öffentlichen Ämter nie
der und zieht sich auf seinen Landsitz 
zurück. Napoleon holt ihn zurück 
nach Paris, wo ihm das Amt des 
Kommissars für die Organisation des 
Unterrichtswesens übertragen wird. 
Wenige Jahre später, am 23. August 
1806, stirbt Coulomb in Paris . 

Seine neben dem Beruf betriebe
ne wissenschaftliche Arbeit konzen
triert er zunächst auf Mechanik und 
Statik. Er stellt die Gesetze der Haft
reibung auf, die er später auf die in
nere Reibung von Flüssigkeiten aus
dehnt. Nach Paris zurückgekehrt, 
nimmt Coulomb an einem Wettbe
werb der Pariser Akademie teil. Die 
Aufgabe besteht darin, einen besse
ren Schiffskompaß zu konstruieren. 

Daher setzt er sich intensiv mit der 
Drillkraft (Torsion) von Fäden und 
dünnen Drähten auseinander. Cou
lomb untersucht die Kräfte, die an 
dem Faden auftreten und deren Ab
hängigkeit von Material , Durchmes
ser und Länge des Fadens. 1779 ver
öffentlicht er sein Buch "Theorie der 
einfachen Maschinen". Es stellt eine 
Zusammenfassung des Wissenstan
des der Zeit über die Mechanik dar. 

Über die Mechanik hinaus be
schäftigt er sich mit der Elektrizität 
und dem Magnetismus. Seine Erfah
rungen auf dem Gebiet der Mechanik 
ermöglichen es ihm, Präzisionsmeß
geräte zu entwickeln - darunter auch 
die Coulombsche Drehwaage, die 
noch heute zur Messung kleinster 
Kräfte genutzt wird. 

Durch die Erfindung der Drehwaa
ge ist es Coulomb möglich, exakte 
Untersuchungen über elektrische La
dungen und ihre Wirkungen durchzu
führen. Dabei findet er das nach ihm 
benannte elektrostatische Grundge
setz: Gleiche Ladungen stoßen sich 
ab, ungleiche Ladungen ziehen sich 
an. Die auftretenden Kräfte entspre
chen der Multiplikation der Ladungen 
und nehmen quadratisch mit zuneh
mendem Abstand der Ladungen von
einander ab. In der Form(ulierung) als 
Fernwirkung lehnt sich das Cou
lombsche Gesetz an das Newton
sche Gravitationsgesetz an. Auch für 
die Kräfte zwischen magnetischen 
Polen gibt Coulomb eine vergleich
bare Beschreibung an. 

Coulomb untersucht weiterhin die 
Verteilung der Ladungen auf elektri
schen Leitern. Dabei stellt er fest, daß 
die Ladungen sich nicht entspre
chend der chemischen Natur der Lei-

ter verteilen, sondern durch die an
ziehenden und abstoßenden Kräfte 
zwischen den Ladungen selbst be
einflußt werden. Beispielsweise kann 
man die Ladung einer kleinen Eisen
kugel einfach dadurch entfernen, daß 
man Stanniolpapier um die Kugel 
wickelt. Die Ladungen gehen durch 
die Berührung der Kugel mit dem Pa
pier auf das Stanniol über. 

Durch die Entdeckung des Cou
lombschen Gesetzes kann eine elek
trostatische Einheit definiert werden. 
Um an die Leistungen Coulombs zu 
erinnern und diesen Physiker zu eh
ren, trägt diese Einheit seinen Na
men. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Oie Einheit' der Elektrizitäts
menge oder der elektrischen La
dung ist das Coulomb (C). Ein Cou
lomb ist gleich der Elektrizitäts
menge, die während der Zeit 1 Se
kunde bei einem zeitlich unverän
derlichen elektrischen Strom der 
Stärke 1 A(mpere) durch den 
Querschnitt eines Leiters fließt. 

'Einheit = aus den Basisgrößen 
des international gültigen Maßsy
stems abgeleitete Maßeinheit 
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Neues Leitbild für den Zivilschutz 
in der Schweiz 

Der schweizerische Bun
desrat hat e in neu es Zivil
schutz-Leitbild verabschiedet. 
Danach soll der Zivilschutz 
umfassend reorgani siert und 
auf die Herausforderunien der 
näch'iten Zukunft vorbereitet 
werden. Eine einfachere und 
gestraffte Zivilschutzorgani
sation soll die Führung er
leichtern und Doppel spurig
keilen verhindern. Im wesent
lichen wird der Zivilschutz 
vermchn auf Katastrophen
lInd Nothilfe ausgerichtet. Die 
Herab,etzung der Dienstal 
terspflicht, die Vereinfachung 
der Organisalionsstruktur, 
ei ne vennehrte Regionalisie
rung. die Professionalisierung 
und Straffung der Ausbildung, 
die Bereitstellung von neuern, 
dem erweiterten Auflfag ent
sprechenden M aterial sowie 
die Reduktion der Bestände 
um fast einen Driuel sind die 
wesentlichen Refonnpunkte. 

Grundlage für die Zivil
schutzrefonn bildet der sicher
heitspolitische Bericht 90 des 
Bunde;rales. Darin wird dem 
Zivilschutz zum bisherigen 
Auftrag, dem Bevölkerungs
schutz im Falle bewaffneter 
Konflikte, ein zweiter, gleich
weniger Auftrag eneilt: die 
Hilfeleistung bei Katastrophen 
und in anderen Notlagen. In 
zwei weiteren Nebenaufträgen 
wird dem Zivilschutz die lote
grierung des Kul!urgüter
schutles sowie die nachbarli
che Hilfe im grenznahen Be
reich auferlegt. Die Verwirkli
chung dieses erweitenen Auf
trages hat zu einer Neuaus
riChtung des Zivi lschutzes ge
führt. Dabei ist das beibehal!en 
worden, was sich bisher als 
zweckmäßig und richtig er
wiesen hat. So wird an dem 
Milizcharakter des Zivil-

schutzes nicht gerüttelt. Eben
so bleibt die Gemeinde die 
Hauptträgerin des Zivil
schutzes. 

Die Bereitstellung rasch 
einsatzberei ter Formationen 
ist vielerorts nur auf regionaler 
Ebene möglich. Der Einsatz 
zur Hilfelei stung bei Katastro
phen und Notlagen soll ein
fach, rasch und im Verbund er
folgen. Deshalb wird eine bes
sere Koordination mit anderen 
Einsatzdiensten, insbesondere 
mit den Feuerwehren sowie 
mit den Reuungstruppen der 
Amlee angestrebt. Der Zivil
schutz g ibt die Aufgabe des 
Brandschutzes weitgehend an 
die Feuerwehren ab, die daftir 
dank wesentlich erweitenen 
Freistellungen von Schutz
und Wehrdienstpflichtigen 
ihre in Friedenszeiten aus
geübte Aufgabe auch in Kata
strophen- und Kriegszeiten 
wei terführen sollen. 

Das SChutzdienstpflichtal
ter wird von bisher 60 auf 52 
Jahre herabgesetzt. Dadurch 
wird der Zivilschutz verjüngt 
und flexibler. Der "neue" Zi
vilschutz wird fonan nur noch 
ei nen reduzienen Sollbestand 
von rund 380000 Schut/
dienstpflichtigen aufweisen, 
d. h. ca. 5,5 % der Gesamtbe
völkerung. Bisher zähl!e der 
Zivi lschutz 520000 Dienst
pflichtige. 

Die Ausbildung soll profes
sionalisien werden. Damit 
kann einer Schwachstelle des 
bisherigen Zivilschutzes LU 

Leibe gerückt werden. Die aus 
dem Militärdienst und dem 
Berufsleben mitgebrachten 
Kenntnisse sollen vermehrt 
berücksichtigt werden. Zudem 
wird die Ausbildung mit einem 
obligatorischen Einteilungs
rappon, differenzienen Ein-
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führungskursen, gestrafften 
Wiederholungskursen von 
zwei bis zu sechs Tagen, mit 
der bereits beschlossenen Eid
genössischen I nstruktoren
schule und weiteren Maßnah
men wesentlich verbessen . 

Die Ausrüstung wird dem 
erweiteren Auftrag angepaßt. 
Die Schutzdienstpflichtigen 
sollen eine neue zeitgemäße 
und funktionsbezogene per
sönliche Ausrüstung erhalten. 
Die Rettungsformalionen wer
den mit entsprechendem techi
sehen Material dotien. Ver
zichtet wird künftig auf das 
Brandschutzmaterial. Auch 
die Überlebensnahrung wird 
vorläufig nicht ersetzt. 

Bei den Schutzbauten soll 
künftig das Schwergewicht 
darauf gelegt werden. beste
hende Lücken zu schließen 
und die vorhandenen Bauten 
zu unterhalten. 

Insgesamt soll der Zivil
schutz mit all diesen Maßnah
men rascher einsatzbereit und 
flexibler einsetzbar werden. 
Die Umsetzung erfolgt nach 
dem 1993/94 vorgesehenen 
Gesetzes- und Verordnungsre
visionen im Jahre 1995 und er
streckt sich über einen Zeit
rau m von ca. acht bis zehn Jah-

ren. Die Verwirklichung der 
Zivilschutzreform ist nicht mit 
zusätzlichen Kosten verbun
den. 
(Infonnations- und Presse
dienst des Eidgenössischen J u
stiz- und PolizeidepanemenlS) 

Informationsdienst 
zum Thema 
Zivilschutz 

Der Dokumentationsdienst 
und die Bibliothek des Bun
desamtes für Zivilschutz der 
Schweiz besitzen eine große 
Anzahl Dokumente und 
Bücher über den Zivilschutz 
im In- und Ausland sowie über 
sein Umfeld. In einer Liste 
sind die neuesten auf diesen 
Themenbereich bezogenen 
Bücher, Vorträge sowie Beiträ
ge aus Fachzeitschriften und 
sonstigen Publikationen mit 
Inhaltsangabe aufgefühn. In
teressenten können die Liste 
kostenlos anfordern und dar
aus bestellen. Adresse: Bun
desamt für Zivilschutz, Doku
mentat i onsd ien sliB i bl iothek, 
Monbijoustraße 91, CH -3003 
Bern. 

Keine Gefahr für Rhein-Trinkwasser 

Die Trinkwasserversorgung 
aus dem Rhein kann auch nach 
Störfallen gewährleistet wer
den. Eine Gefahrdung der Be
völkerung durch die Trinkwas
sergewinnung aus dem Rhein
uferfiltrat bei Stoßbelastungen 
mit Schadstoffen kann prak
ti sch ausgeschlossen werden. 
Dies ergab ein Forschungpro-

jekt, das nach dem Brand im 
Chemiewerk Sandoz im No
vember 1986 in Basel durch 
den Bundesminister für For
schung und Technologie 
(BMFT) initiien und geförden 
wurde. Damals waren mehrere 
Tonnen Löschwasser, die mit 
Chemikalien verunreinigt wa
ren, in den Rhein geflossen. 



Störfalle dieser Art sind un
ter Berücksichtigung der Ver
dünnungs- und Abbauvorgän
ge im Rhein, im Kiesbett unter 
dem Rhein, auf der Fließ
strecke im Uferfiltrat und der 
Aufbereitungsschritte im Was
serwerk kontrollierbar. Auch 
Probleme mit biologisch 
schwer abbaubaren Stoffen 
können gelöst werden, wenn 
eine leistungsfahige Aufberei
tungstechnologie im Wasser
werk vorhanden ist. Die Ufer
filtration stellt dabei eine un
verzichtbare Aufbereitungs
stufe und damit einen Sicher
heitsfaktor dar. 

(BMFf-Joumal) 

Straßenverkehrs
ordnung geändert 

Der Bundesrat hat in seiner 
Sitzung am 13. März 1992 die 
von Bundesverkehrsminister 
Dr. Günther Krause vorgeleg
te 11. Änderungsverordnung 
zur Straßenverkehrsordnung 
gebilligt. Von den geänderten 
Verhaltensregelungen und der 
Aktualisierung der Verkehrs
zeichen verspricht sich Mini
ster Krause eine deutliche Er
höhung der Verkehrssicher
heit. Die Verordnung tritt am I. 
Juli in Kraft. 

Zu den wesentlichen Ände
rungen zählen, daß Kinder auf 
Vordersitzen nur noch gesi
chert mitgenommen werden 
dürfen und nunmehr erstmals 
auch für das Nichtbenutzen 
von vorhandenen Rückhalte
systemen auf Rücksitzen ein 
Verwarnungsgeld von 40 DM 
eingeführt wird. 

Des weiteren müssen Auto
fahrer künftig bei Stocken des 
Verkehrs nicht nur auf Auto
bahnen, sondern auch auf 
Außerortsstraßen mit minde
stens zwei Fahrstreife.n für 
eine Richtung für die Durch
fahrt von Polizei- und Hilfs
fahrzeugen in der Mitte der 
Richtungsfahrbahn, bei Fahr
bahnen mit drei Fahrstreifen 
für eine Richtung zwischen 
dem linken und dem mittleren 
Fahrstreifen eine freie Gasse 

bilden. Diese erweiterte Rege
lung trägt dem gestiegenen 
Verkehrsaufkommen auf 
Außerortsstraßen Rechnung. 

Auch müssen ab Juli sich 
begegnende Linksabbieger in 
der Regel voreinander abbie
gen. Bislang war dies nur aus
nahmsweise je nach Verkehrs
lage zulässig. Damit wird die 
Regelung der ehemaligen 
DDR übernommen. 

Zur Erhöhung der Verkehrs
sicherheit wurden die Ver
kehrszeichen aktualisiert. Um 
die Wahmehmbarkeit und Les
barkeit der Verkehrszeichen zu 
erhöhen, wurden sie vor allem 

. auch in lichttechnischer Hin
sicht verbessert. Die Anzahl 
der Verkehrszeichen erhöht 
,ich dadurch nicht. 

Ausbildung hat 
sich bewährt 

Höhepunkt bei der Mitglie
derversammlung des Werk
feuerwehrverbands Rhein
land-pfalz e. V. in Strom berg 
war die Wahl des Vorstandes. 
Wolfgang Winter als Vorsit
zender und seine beiden Stell
vertreter, Kurt Steuer und 
Günter Kirschbaum, wurden 
ohne Gegenstimme wiederge
wähIt. Die Wiederwahl des 
Vorstandes bedeutet, daß der 
eingeschlagene Kurs, alle 
Kraft in die Ausbildung der 

Werkfeuerwehrleute zu set
zen, fortgeführt wird. 

Seit 1989 wurden durch 
den Werkfeuerwehrverband 
Rheinland-Pfalz 354 Werkfeu
erwehrleute in verschiedenen 
Lehrgängen ausgebildet. Nur 
mit der Unterstützung des Ver
bandes, insbesondere bei der 
Ausbildung, konnte die neue 
Werk feuerwehrverordnung 
mit Leben erfüllt werden. In 
Zusammenarbeit mit der Lan
desfeuerwehrschule mußten 
einheitliche Stundenpläne für 
die Ausbildung geschaffen 
werden, bis 1989 der erste 
Lehrgang zum hauptberufli
chen Werkfeuerwehrmann 
durchgeführt werden konnte. 
Der Lehrgang endete erfolg
reich im Januar 1991 (das " Be
völ kerungsschutz-Magazi n" 
berichtete). 

Der eingeschlagene Weg 
der verbesserten Ausbildung 
wird weitergeführt. Die Termi
ne für die Lehrgänge' 1992 sind 
zum großen Teil belegt. Von 
seiten der Landesfeuerwehr
schule sind Bestrebungen im 
Gange, die "hauptberuflichen" 
Lehrgänge gemeinsam mit den 
kommunalen Feuerwehren zu 
gestalten. 

Besserer Schutz 
der Meere vor ÖI
verschmutzungen 

Der IMO-Umweltausschuß 
hat beschlossen, für Tanker-

Das Foto zeigt den allen und neuen Vorstand des Werkfeuerwehn'er
bandes Rheinland-Pfalz: Vorsitzender Wolfgang Winter (Mitte), 1. 
Stellvertreter Kurt Steuer (links), 2. Stellvertreter und Schatzmeister 
Günter Kirschbaum (rt.'Chts). (Foto: Ortelt) 

neubauten ab 5000 tdw 
Tankerdoppelhüllen oder eine 
gleichwenige Sicherheitskon
struktion vorzusehen. 

Als gleichwertig wird nun
mehr auch die von Japan ent· 
wickelte Mitteldeckbauweise 
angesehen, die den Ladetank 
horizontal unterteilt . Dadurch 
ist der Druck des Öls auf den 
Schiffsboden geringer als der 
Außendruck des Wassers. Eu
ropäische Werften können den 
Mitteldecktanker ebenfalls 
bauen. Für vorhandene Tanker 
wird ein schärferes Besichti
gungs- und Kontrollverfahren 
vorgeschrieben. Die vor 1983 
gebauten Tanker müssen nach 
25 Jahren Betriebszeit entwe
der außer Dienst gestellt oder 
auf Doppelhüllenbauweise 
umgebaut werden. 

Mit diesen Beschlüssen, die 
schon 1993 in Kraft treten kön
nen, hat die !MO, so Bundes
verkehrsminister Krause, die 
Schlußfolgerungen zu den 
Großtankerunglücken, wie der 
"Exxon Valdex" gezogen. 

Bremen: Zustim
mung zur Neu
konzeption des 
Zivilschutzes 

Zur Erörterung aktueller 
Themen aus dem Bereich Zi
vil- und Katastrophenschutz 
hatten sich die Mitarbeiter der 
BVS-Landesstelle Bremen am 
6. April 1992 zusammenge
funden. Als Gäste aus dem 
Hause des Bremer Innensena
tors konnte BVS-Landesstel
lenleiter Diethelm Singer den 
Leiter der Abteilung "Feuer
schutz, Rettungswesen, Kata
strophenschutz, Zivilverteidi
gung und Verfassungsschutz", 
Kurt Behrmann, und Referats
leiter Horst Bode begrüßen. 
Auf Fragen zur Neukonzep
lion des Zivilschutzes nahm 
Abteilung leiter Behrmann 
Stellung: 

"Vor dem Hintergrund der 
veränderten sicherheitspoliti
schen Lageeinschätzung ha
ben Beratungen über die Neu
konzeption des Zivilschutzes 
stattgefunden. In diesem Zu
sammenhang hat sich Bremen, 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/9213 



wie auch einige andere Länder. 
für die Auflösung des BVS 
ausgesprochen. 

Aufgrund der jetzt bekann
ten Vorstellungen des BMI, 
den Selbstschutz und damit 
den BVS grundsätzlich zu er
halten aber auf wesentliche 
Aufgaben zu beschrünken, ist 
Bremen l1ereit, diesem Kon-
7Cpt zuzustimmen. 

Hierbei läßt Bremen sich 
davon leiten, daß die Wahr
nehmung der reduzienen Auf
gaben aus vorbeugenden Ge
sichtspunkten erforderlich ist. 
Die, setzt allerdings voraus, 
daß der Bund sowohl in perso
neller als auch in materieller 
Hin,icht die entsprechenden 
Voraussetzungen beim BVS in 
Bremen sicherstellt. Bremen 
sieht sich allein nicht in der 
Lage, diese Autgaben zu er
füllen. 

Bremen wird sich hierfür in 
den entsprechenden Gremien 
einsetzen ... 

Sonderschau 
"Ernährungs

vorsorge" 
Das baden-wüntembergi

sehe Ministerium für ländli
chen Raum, Ernährung, Land
winschaft und Forsten infor
miene vom 14. bis 22. Märt 
1992 im Rahmen der Ausstel
lung "Zollern-Alb" in Balin
gen über die Vorratshaltung in 
Krisenzeiten und über die Be
deutung der Ernährungsvor
sorge für Bürger und Staat. Die 
Präsentation von lang lager
fahigen Nahrungsmitteln, für 
eine Person auf 14 Tage aus
gerichtet. vermittelte dem Be
sucher anschaulich und reali
stisch einen Eindruck über 
Umfang und An der Lebens
mittelbevorratung. Ergänzend 
daw gaben Schautafeln und 
Broschüren nützliche Hinwei
se, wie das Anlegen und Über
wachen eines Vorrates verein
facht werden kann. 

Mit Hilfe eines Computers 
konnte jeder interessierte Aus
'teIlungsbesucher einen indi
viduellen Notvorrat errechnen 
lassen und als gedruckte Emp
fehlung mit nach Hause neh
men. Ein Frage-und-Antwon
Spiel, bei dem Preise zu ge
winnen waren, war ein lusätz-

licher Anreiz, sich mit Fragen 
der Ernährungsvorsorge und 
Vorratshaltung auseinanderzu
setzen. 

Schautafeln teigten in Er
gänzung zu der Gesamtinfor
mation übersicht lich und auch 
für den Laien gut verstündlich 
die Organisationsstruktur der 
Ernährungssicherstellung auf. 
Ein Beitrag zur richtigen Vor
ratshaltung, wobei insbeson
dere Hygienefragen ange>pro
ehen wurden, rundete die Aus
stellung ab. 

Wetzlar: Verbesse
rung der Ausstat

tung des Katastro-
phenschutzes 

Die DRK-Kreisverbände 
Dillkreis und Wetzlar sowie 
der Malteser-Hilfsdienst ha
ben im Kreis insgesamt vier 
onsfe;te' BetreuungsSIelIen 
eingerichtet, die im Bedarfs
falle \ on ehrenamtlichen Hel
ferinnen und Helfern betrieben 
werden. Diese BetreuungssteI
len bestehen aus einem 
Fühnll1gstrupp, einer Verpfle
gungsgruppe, einer Gruppe für 
die soziale Betreuung sowie 
einer Unterkunftsgruppe. Sie 
haben die Aufgabe, bei Kata
strophen fallen , aber auch bei 
G roßschadensereign issen 
hi lfsbedürftige Personen mit 
Versorgungsgütem zu unter
stützen, zu bermen und zu be
treuen. Etwa 1000 Personen 
können so von einer Betreu
ungsstelJe versorgt werden. 

Für diese wichtige Einrich
tung des Katastrophen
schutzes wurden vom Kreis 
Ausrüstungen wie Woll
decken, Einwegbeltwä~che 

usw. beschafft. 
Ferner wurden für die Hel

fer in den DRK-Schnellein
satzzügen Dillkreis und Wetz
lar Wamwesten beschafft so
wie dem Feuerweh.rverband 
Wetzlar ftir den Kauf eines 
Rauchgenerators zur realisti
schen Schadensdarstellung bei 
Übungen und Ausbildungs
veranstaltungen ein Zuschuß 
gewähn. Dieses Gerät kann 
von allen Katastrophenschutz
Organisationen für Ausbil
dungszwecke kostenlos ausge
I iehen werden. 
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9_ bis 17. Ma i: IAA utz
fahrzeuge 

Messe Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellu ngs-GmbH, Me"e
gelände, 3000 Hannover 82 

15_ bis 17. Mai: 25 Jahre 
Feuerwehrmuseum Schloß 
Waldmannshofen mit Oldti
mer-Ausste ll ung und Stem
fahn 

Info: Alfred Gauekler, 
Agnes-Schreiber-Straße 15, 
6990 Bad Mergentheim 

19_ bis 22_ Mai : "Brand 
'92" 

Amsterdam (NL) 
Info: RAI, Europaplein, 

NL- I 078 Amsterdam 

22_ und 23. Mai: 12. Jah
restagung der Sektion Ret
tungswesen lind Kata5.tro
phenmedizin der Deutschen 
Interdisziplinären Vereini
gung für Intensiv- und otf.ll
medizin 

Kongreßhalle der Stadt 
Saarbrücken 

Info: Hansisches Verlags
kontor Lübeck, Abt. Kon
greßmanagement, Postfach 
2051, 2400 Lübeck I 

28. bis 30_ Mai: Zentraleu
ropäischer Kongreß zur Kata
strophen bewältigung, Jahres
tagung der österreichischen 
Feuerwehr- und Rotkreuzärtle 

Bregenz (A) 
Info: Aeskulap Medien, Ba

richgasse 21, A-1030 Wien 

3 1. Mai bis 3_ Juni : vfdb
Jahresfachtagung 1992 

Potsdam 
Info: Vereinigung zur För

derung des Deutschen Brand
schutzes e. v., Postfach 1231, 
44 17 Altenberge 

I. bis 4_ Juni: Interhosp.tal 
'92 und 17. Hospital-Con
gress. Krankenhaus-Messe 

Messe Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellungs-GmbH, Messe
gelände, 3000 Hannover 82 

2_ bis 4_Juni : 2. FIREX, In
temationale Ausstellung und 
Konferenz für Feuerschutz 
und Feuersicherheitstechnolo
gie 

Birmingham (GB) 
Info: Paramount Exhibi

tions and Conferences LId., 
17-21 Shenley Road, Bore
hamwood, Hens. WD6 I RT 
England 

12. bis 14_ Juni : 12. Bun
deskongreß Rettungsdienst 
"Besseres Wissen - bessere 
Hilfe" 

Messezentrum Köln 
Info: Kuratorium zur Förde

rung der präkJinischen Not
fall medizin, Eichengrund 11, 
2905 Edewecht 

4_ bis 6. September : 10. 
Feuerwehr-Rad-Weltmeister
schaft 

Wien (A) 
Info: Berufsfeuerwehr 

Wien, Am Hof9, A-I 0 10 Wien 

13_ bis 16_ Oktober: Inter
nationale Sicherheits-Fach
messe "Security '92" 

Messe Essen 
Info: Securi ty, Postfach, 

4200 Essen I 

14. bis 16. Oktober: 11. 
Rettungshubschrauber-Fach
tagung "Luftrettung zwischen 
Konsolidierung und Neube
ginn" 

Kongreßzentrum Gar-
misch-Partenkirchen 

Info: ADAC-Luftrettung 
GmbH, Am Westpark 8, 8000 
München 70, Telefon 
089/76760 
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Koch, B.lKuschlnsky, BJPuhan, Th. (Institut für Rettungsdienst des DRK, Bonn) 

Struktur- und Bedarfs
analyse des Rettungs
dienstes in den neuen 

Bundesländern 
1. Einführung in den 

Problemkreis 

Die Vereinigung der ehemals bei
den deutschen Staaten am 3. 10. 
1990 stellt auch für die Organisation 
des Rettungsdienstes in den neuen 
Bundesländern eine große Heraus
forderung dar. Bis zu einer anderwei
tig länderrechtlichen Regelung. läng
stens jedoch bis zum 31. 12. 1992, 
gilt in den fünf neuen Bundesländern 
das von der Volkskammer der DDR 
verabschiedete Rettungsdienstge
setz der Deutschen Demokratischen 
Republik. Somit sind die neuen Bun
desländer verpflichtet, bis Ende 
1992 entsprechende Landesret
tungsdienstgesetze zu verabschie
den bzw. entsprechende Regelungen 
zu treffen. Wie in den alten , geht nun 
auch in den neuen Bundesländern 
die Durchführung des Rettungsdien
stes in die Kompetenz der Länder 
über. Gleichzeitig gilt es, die unter
schiedlichen Rettungsdienstsysteme 
aufeinander abzustimmen mit der 
Konsequenz weitreichender struktu
reller Veränderungen. 

Der Rettungsdienst in den Alt
Bundesländern versteht sich als Ein
heit von Notfallrettung - differenziert 
in die Einsatzkategorien Notfallein
satz mit oder ohne Notarz1begleitung 
- und Krankentransport. Dabei bein
haltet der Krankentransport die Be
treuungsbedürftigkeit des Patienten 
durch qualifiziertes Personal. Der 
Rettungsdienst der ehemaligen DDR 
schließt die beiden Komponenten 
Schnelle Medizinische Hilfe (SMH) 
und Krankentransport ein. Dabei sind 

. Schnelle Medizinische Hilfe und 

Krankentransport in der Regel orga
nisatorisch getrennt. 

Die Schnelle Medizinische Hilfe 
um faßt die beiden Einsatzkategorien 
- DMH (Dringliche Medizinische Hil

fe) und 
- DHD (Dringlicher Hausbesuchs

dienst) inkl. DKHD (Dringlicher Kin
derhausbesuchsdienst). 
Im Sinne der mobilen spezialisier

ten medizinischen Betreuung (4) ob
liegt der DMH die Durchführung von 
Notarz1einsätzen, dem DHD die mo
bile medizinische Grundbetreuung, 
d. h. die Durchführung von dringli
chen Hausbesuchen. Gleichzeitig 
versteht sich der DHD auch als Hin
tergrunddienst zur DMH. Dem Kran
kentransport obliegt neben der 
Durchführung von Krankentranspor
ten auch die Wahrnehmung von Pa
tientenfahrten. 

DMH-Einsätze sind am ehesten 
mit den in den alten Bundesländern 
durchgeführten Notfalleinsätzen ver
gleichbar. Bei diesen Einsätzen han
delt es sich um in der SMH-Leitstelle 
(in der Regel ist dies die Rettungs
wache in einem Kreis) gemeldete 
akute Notfälle, wie z. B. Verkehrsun
fall, internistischer Notfall, Betriebs
unfall usw. In der Bedienung dieser 
Einsätze gibt es allerdings einen we
sentlichen Unterschied zu den in den 
alten Bundesländern praktizierten 
Verfahrensweisen: 

Bei DMH-Einsätzen fährt immer 
ein Arzt zum Einsatzort, d. h. ent
sprechend der in den alten Bundes
ländern verwendeten Terminologie 
sind hier alle Notfalleinsätze automa
tisch Notarzteinsätze. Somit ergibt 
sich aufgrund der DMH-Struktur ein 
systemimmanent hohes notärz1-
liches Versorgungsniveau. In den 

alten Bundesländern werden etwa 
30-40 % der Notfalleinsätze als Not
arz1einsätze bedient. 

Aufgrund dieser Entwicklung be
darf es grundlegender konzeptionel
ler Analysen des RettungSdienstes. 
Diese müssen wissenschaftlich ab
gesichert sowie basis- und praxisori
entiert sein und die vorhandenen 
Strukturen berücksichtigen. Deshalb 
hat das Institut für RettungSdienst in 
Zusammenarbeit mit dem Ingenieur
büro für Verkehrstechnik (IVT) in 
Karlsruhe eine umfassende Struktur
und Bedarfsanalyse in den neuen 
Bundesländern durchgeführt mit 
dem Ziel , an hand entsprechender Ist
und Sollanalysen Diskussionsgrund
lagen für die zukünftige Organisation 
des Rettungsdienstes in diesen Län
dern zu schaffen. Gleichzeitig soll die 
vorliegende Studie zur Lösung der 
vielschichtigen Fragestellungen im 
Rettungsdienst der neuen Bundes
länder beitragen. 

Die Untersuchung befaßt sich 
aus organisatorisch-infrastruktureller 
Sicht mit der Analyse folgender 
Aspekte: 
1. Meldewege und Kommunikati

onsstrukturen im Rettungsdienst 
2. Planungshilfen zur Bildung von 

Rettungsdienstbereichen 
3. Lokalisation der Rettungswa

chenstandorte 
4. Lokalisation der Rettungshub

schrauberstationen (RTH-Statio
nen) 

5. Analyse des Einsatzaufkommens 
sowie der Einsatzstruktur 
a) an hand der Betriebswirt-

schaftlichen Nachweise für 
das Jahr 1990 

b) an hand ausgewählter Kreise 
(März 1991) 
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6. Analyse des Strukturwandels der 
ärztlichen Einbindung in den Ret
tungsdienst 

2. Zur methodischen 
Vorgehensweise 1) 

Wesentliche Grundlage für jede 
Struktur- und Bedarfsanalyse eines 
Rettungsdienstes ist u. a. die Berück
sichtigung der räumlichen Aspekte 
der bestehenden Infrastruktur 
(Standorte der Rettungswachen) und 
des Einsatzgeschehens (Lage der 
Einsatzorte und Transportziele). Da
durch wird einerseits eine Überprü
fung der räumlichen Verteilung der 
Rettungswachen unter dem Aspekt 
der Flächenabdeckung und der Er
reichbarkeit von potentiellen Einsatz
orten innerhalb des betrachteten Ge
bietes möglich, andererseits können 
örtliche Häufungen von Einsatzorten 
bzw. Transportzielen aufgezeigt wer
den. Voraussetzung für eine derarti
ge Analyse ist die Bereitstellung eines 
entsprechend aufbereiteten Straßen
netzes des jeweils betrachteten Ge
bietes. Zu diesem Zweck wurde das 
gesamte relevante Straßennetz der 
neuen Bundesländer digitalisiert und 
für die weitere Analyse aufbereitet. 

Um Anhaltspunkte über Struktur 
und Menge der rettungsdienstlichen 
Einsätze in den fünf neuen Ländern 
zu erhalten, wurden zwei unter
schiedliche Wege gewählt. Zum ei
nen wurden die sogenannten Be
triebswirtschaftlichen Nachweise 
(BWN) des Jahres 1990 für "Kran
kentransport" und "Schnelle Medizi
nische Hilfe" auf Kreisebene ausge
wertet. Daneben wurde eine aktuelle 
Einsatzdatenerhebung in 26 ausge
wählten Kreisen über eine Woche im 
März 1991 durchgeführt. Die Ergeb
nisse beider Untersuchungen ermög
lichten erste Aussagen über Struktur 
und Umfang der derzeit durchgeführ
ten Einsätze in bezug auf die jeweils 
zu versorgende Bevölkerungszahl 
und zeigten bestehende Ungleichge
wichte zwischen einzelnen Kreisen 
auf. Ebenso wurden bestehende Un
terschiede zur Struktur des Einsatz
geschehens vergleichend zu denen in 
den alten Bundesländern analysiert. 

1) in Koch, B./Puhan. rh.: Der Rettungsdienst in 
den neuen Bundeslandern. - Eine Struktur- und 
Bedarfsanalyse aus organisatorisch-infrastruktu
reller Sicht, Bonn 1992. Eine ausführliche Be
schreibung des methodischen Vorgehens Ist Band 
5 der "Schriftenreihe zum Rettungswesen" des In
stituts für Rettungsdienst zu entnehmen. 
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3. Ergebnisse 2) 

Wie zuvor dargestellt wurde die 
Struktur- und Bedarfsanalyse aus or
ganisatorisch-infrastruktureller Sicht 
für die Gesamtheit aller fünf neuen 
Bundesländer durchgeführt. Im wei
teren Verlauf dieser Ausarbeitung 
können jedoch nur einige wesentli
che Ergebnisse der Gesamtstudie 
vorgestellt werden. Dies trifft insbe
sondere auf die nach Länderzu
gehörigkeit differenzierte Analyse der 
Rettungswachenstandortverteilung 
in den neuen Bundesländern zu (vgl. 
Kapitel 3.2). Hier werden am Beispiel 
Brandenburg exemplarisch und aus
zugsweise einige Ergebnisse darge
stellt. 

3.1 Meldewege und Kom
munikationsstrukturen 

Notfälle werden in der Regel durch 
zufällig am Notfallort anwesende 
Zeugen gemeldet, vorausgesetzt, es 
befindet sich in unmittelbarer Nähe 
eine Meldemöglichkeit und Kenntnis 
über die für den Rettungsdienst zu
ständige Stelle. Obwohl nach den 
vorliegenden Kenntnissen im Gebiet 
der ehemaligen DDR das bestehen
de Kommunikationsnetz zwischen 
SMH-Leitstellen und Einsatzfahrzeu
gen sowie zwischen SMH-Leitstellen 
und Polizei (Standleitungen) sehr gut 
ausgebaut ist, bestehen große Pro
bleme bezüglich des Auffindens ei
nes geeigneten Kommunikationsin
struments zur Meldungsabgabe: 

Von öffentlichen Münzfernspre
chern kann zwar ein Notruf münzfrei 
erfolgen, es existieren jedoch nur 
sehr wenige Telefonzellen, die sich 
wiederum fast ausschließlich in 
größeren Städten befinden. Notruf
melder außerhalb der Autobahnen 
existieren nicht und private Telefon
anschlüsse sind relativ selten. 

Deshalb sollten zur Verbesserung 
der Notfallmeldemöglichkeiten zu
nächst öffentlich zugängliche (Not
ruf-)Melder installiert werden, da da
von auszugehen ist , daß auch in 
näherer Zukunft private Telefonan
schlüsse nicht in ausreichender An
zahl vorhanden sein werden. Des 
weiteren sollten Telefonzellen mit der 

2) In bezug auf die Gesamtdarstellung der Stu
dienergebnisse nach Länderzugehörigkeit diffe
renziert. sei in diesem Zusammenhang auf die Stu
die Koch, BJPuhan, Th.: Der Rettungsdienst in den 
neuen Bundesländern. - Eine Struktur- und Be
darfsanalyse aus organisatorisch-infrastruktureller 
Sicht, Bonn 1992, Bd. 5 der ~Schriftenreihe zum 
Rettungswesen" des Instituts für Rettungsdienst 
des Deutschen Roten Kreuzes verwiesen. 

Möglichkeit des münzfreien Notrufs 
innerhalb der Ortschaften an zentral 
gelegenen Plätzen errichtet und dar
über hinaus außerhalb geschlosse
ner Ortschaften an bekannten Unfall
schwerpunkten Notrufmelder instal
liert werden. 

3.1.1 Richtwerte zur Bildung von 
Rettungsdienstbereichen 

Auf dem Gebiet der ehemaligen 
Bundesrepublik Deutschland sind die 
Bundesländer in sogenannte Ret
tungsdienstbereiche eingeteilt (Ab
bildung 1). In einem Rettungsdienst
bereich sind in der Regel mehrere 
Landkreise und kreisfreie Gemeinden 
zu einem Bereich zusammengefaBt. 
Die Auswahl der zu einem gemeinsa
men Rettungsdienstbereich ge
hörenden Kreise erfolgt meist durch 
das für den Rettungsdienst zuständi
ge Landesministerium in Abstim
mung mit den beteiligten kommuna
len Spitzenverbänden. Die Feststel
lung der Rettungsdienstbereiche und 
der Standorte ihrer Rettungsleitstel
len soll dabei so erfolgen, daß ein 
schneller und wirtschaftlicher Einsatz 
des Rettungsdienstes sichergestellt 
ist. Die Rettungsleitstelle lenkt alle 
Einsätze des Rettungsdienstes in 
ihrem Bereich. Alle in ihrem Bereich 
befindlichen Rettungswachen sind 
der Rettungsleitstelle unterstellt. 

Generell gilt, daß in dicht besiedel
ten Gebieten (1000 Ew/km' ) flächen
mäßig eher kleinere Rettungsdienst
bereiche und in dünn besiedelten Ge
bieten (200 Ew/km') eher größere 

Rettungsdienstbereiche existieren. 
Für das Gesamtgebiet der fünf neu
en Bundesländer ergibt sich eine 
durchschnittliche Einwohnerdichte 
von 140 Ew/km' (Abbildung 2) . 

Abgesehen vom Land Sachsen 
handelt es sich bei den fünf neuen 
Ländern um typisch dünn besiedelte 
Regionen (Abbildung 3). Richtwerte 
zur Bildung von Rettungsdienstberei
chen in den fünf neuen Ländern 
ließen sich aus dem "bayerischen 
Modell" ableiten, da Bayern hinsicht
lich Einwohnerzahl und Fläche (156 
Ew/km') als Vergleichsgebiet heran
gezogen werden kann. 

Unter Berücksichtigung der auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR gül
tigen Länder- und Kreisgrenzen wird 
im folgenden eine mögliche Auftei
lung des Gebietes in Rettungsdienst
bereiche vorgenommen (Abbildung 
4). Bei der Zusammenfassung von 
Kreisen zu Rettungsdienstbereichen 
wurde außerdem darauf geachtet, 
möglichst homogene Formen für die 
einzelnen Bereiche zu erhalten. 

Insgesamt ergaben sich so 35 Ret
tungsdienstbereiche, davon 

8 in Brandenburg, 
6 in Mecklenburg-Vorpommern, 

10 in Sachsen, 
6 in Sachsen-Anhalt und 
5 in Thüringen. 

Die Namen der Rettungsdienstbe
reiche wurden anhand der im jeweili
gen Gebiet liegenden Kernstadt oder 
eines im Gebiet zentral liegenden Or
tes gewählt. Dieser Ort könnte dann 
gegebenenfalls auch der Sitz der je
weiligen Rettungsleitstelle sein. 
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Abb. 4: Vorgeschlagene Renungsdlenslberelche In den neuen Bundesländern. 

3.2 Lokalisation der 
Rettungswachen
standorte 3) 

Um die Gebiete der fünf neuen 
Bundesländer unter dem Aspekt ei
nes flächendeckenden und hilfsfrist
orientierten Netzes an Rettungswa
chenstandorten zu analysieren. war 
es notwendig. die entsprechenden 
Länder - unter Berücksichtigung der 
neuen Ländergrenzen - in .. neue Be
zirke" einzuteilen. die sich an den 
Grenzen der 15 in der früheren DDR 
vorhandenen Bezirke orientierten. 
Berücksichtigt wurden aber auch 
Einwohnerzahl. Fläche. Einwohner
dichte und die Anzahl der Kranken
häuser. 

Darüber hinaus war es notwendig. 
die kompletten Straßennetze der fünf 
neuen Länder EDV-mäßig zu erfas
sen. damit Aussagen zur Gebietsab-

3) exemplarisch dargestellt am BeIspIel "Branden
burg-, 
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deckung durch die jeweiligen Ret
tungswachenstandorte möglich wur
den. Können Gebiete weder von 
Fahrzeugen des jeweils untersuchten 
.. neuen Gebietes" noch von benach
barten Wachen innerhalb der 15 bzw. 
22.5 Minuten Anfahrtszeitisochronen 
erreicht werden. wird vorgeschlagen. 
neue Wachen zu errichten bzw. be
stehende Wachen zu verlegen. 

3.2.1 Rettungswachenstandorte 
des Landes Brandenburg 

3.2.1.1 Bezirk Frankfurt/Oder 

Der Bezirk Frankfurt umfaßt die 14 
Kreise Angermünde. Bad Freienwai
de. Beeskow. Bernau. Eberswalde. 
Eisenhüttenstadt Stadt und Land. 
Frankfurt. Fürstenwalde. Prenzlau. 
Schwedt. Seelow. Strausberg und 
Templin. In dem Gebiet leben 784756 
Einwohner auf einer Fläche von 
8978.2 km2; dies ergibt eine Ein
wohnerdichte von 87 Ew/km2. Im Be
zirk befinden sich 15 Krankenhäuser. 

die über eine Innere und gleichzeitig 
über eine Chirurgische Abteilung ver
fügen. In diesen Abteilungen stehen 
insgesamt 2814 Betten zur Verfü
gung. 

Im Bezirk Frankfurt befinden sind 
derzeit 13 Rettungswachen; hieraus 
ergibt sich eine mittlere Fläche von 
691 km2 pro Fahrzeugstandort. Ab
bildung 5 zeigt die Standorte und Ein
zugsbereichsgrenzen der bestehen
den Rettungswachen. Vergleichswei
se größere Gebiete sind von den Wa
chen Prenzlau. Templin. FürstenwaI
de und Beeskow aus zu versorgen. 
Relativ kleine Gebiete decken die 
Wachen Frankfurt. Bad Freienwalde 
und Eisenhüttenstadt ab. 

In Abbildung 6 sind die Linien glei
cher Anfahrtzeit für Einsatzfahrzeuge 
mit Sondersignal von den Rettungs
wachen aus dargestellt. Größere 
Lücken ergeben sich zwischen Tem
plin und Eberswalde und zwischen 
Prenzlau und Angermünde. Außer
dem bestehen Lücken in der Ab
deckung südlich und westlich von 
Beeskow sowie zwischen Strausberg 
und Seelow. Zur besseren Ab
deckung der Lücke im nördlichen Be
reich des Bezirks sollten vorerst min
destens drei weitere Wachen errich
tet werden. Der erste neu vorge
schlagene Standort ist Gramzow an 
der Verbindungsstraße Nr. 166/198 
zwischen Prenzlau und Schwedt. 
Dieser Ort hat außerdem einen direk
ten Anschluß an die Autobahn E 28. 
Der zweite vorgeschlagene Wa
chenstandort ist Joachimsthal an der 
Straße Nr. 198; der Ort befindet sich 
nördlich von Eberswalde und west
lich von Angermünde. nahe der Au
tobahn E 28. Eine dritte Wache sollte 
in Groß Schönebeck. nördlich von 
Bernau. errichtet werden. Der Ort be
findet sich an der Straße Nr. 109. die 
von Berlin nach Prenzlau führt. 

3.2.1.2 Land Brandenburg 

Als Ist-Analyse ergibt sich für Bran
denburg - in die Bezirke Cottbus. 
Frankfurt und Potsdam eingeteilt -
folgendes: Im gesamten Land leben 
2 642 152 Einwohner auf einer Fläche 
von 29060.4 km' (Einwohnerdichte 
91 Ew/km'). 46 Krankenhäuser verfü
gen sowohl über eine Innere als auch 
eine Chirurgische Abteilung mit ins
gesamt 9316 Betten. Zum Untersu
chungszeitpunkt existieren im Land 
Brandenburg 44 Rettungswachen. 
Es ergibt sich eine mittlere Fläche von 
660 km' pro Rettungswache. 
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3.2.1.3 Vorgeschlagene Rettungs
wachenstandorte im Land 
Brandenburg 

Wie aus Abbildung 7 ersichtlich, 
sind zur grundlegenden Flächenab
deckung des Landes Brandenburg 
insgesamt mindestens 65 Rettungs
wachenstandorte nötig. Deshalb 
werden 21 neue Rettungswa
chenstandorte vorgeschlagen. Die 
durchschnittlich zu versorgende 
Fläche pro Rettungswache beträgt 
dann 447 km'. Da keine Über
deckungen vorliegen, kann auf keine 
der bereits bestehenden Wachen ver
zichtet werden. 

Die vorgeschlagene Wachenaus
stattung des Landes soll als Grund
ausstattung verstanden werden. Sie 
stellt in Abwägung der Kriterien mög
lichst kurze Hilfsfristen (in der Regel 
maximal 15 Minuten) zu erreichen 
und gleichzeitig die Kosten in einem 
vertretbaren Rahmen zu halten, eine 
praktikable Lösung dar. Der Aufbau 
weiterer Wachen kann die Leistungs
qualität des Rettungsdienstes stets 
nur verbessern. Inwieweit dies finan
zierbar ist, muß gegebenenfalls mit 
den Kostenträgern des Rettungs-
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Abb. 6: Bezi'" FrankfurVOder - Anfahrtzeitlsochronen. 

dienstes abgeklärt werden. Eine Aus
stattung, die sich unter dem vorge
schlagenen Niveau befindet, muß je
doch unter dem Aspekt der in der 
Bundesrepublik Deutschland beste
henden rettungsdienstlichen Maß
stäbe als unzureichend betrachtet 
werden. 

3.3 Vorgeschlagene 
Rettungswachen
standorte in den 
neuen Bundesländern 

Wie am Beispiel des Landes Bran
denburg dargestellt, wurden länder
spezifisch für alle fünf neuen Bun
desländer im Rahmen der vorliegen
den Untersuchung die vorgeschla
genen bzw. beizubehaltenden Ret
tungswachenstandorte analysiert (3). 
Im Ist-/Sollvergleich ergeben sich auf 
Länderebene die in Abbildung 8 dar
gestellten Werte. 

Insgesamt werden unter dem 
Aspekt des flächendeckenden und 
hilfsfristorientierten Netzes an Ret
tungswachenstandorten für das Ge
biet der fünf neuen Länder 324 Ret
tungswachen als Mindestanforde
rung vorgeschlagen (zum Untersu-

chungszeitpunkt existierten 294 Ret
tungswachen). Somit ergeben sich 
für die fünf neuen Bundesländer 47 
zusätzliche Rettungswachen. Es 
wurde allerdings vorgeschlagen, 17 
Rettungswachen zu schließen, so 
daß 30 Rettungswachen neu zu er
richten wären. 

3.4 Rettungshubschrauber
stationen in den neuen 
Bundesländern 

Seit Einführung der Rettungshub
schrauber in das Rettungssystem der 
Alt-Bundesländer zu Beginn der 70er 
Jahre gibt es zwischenzeitlich ein na
hezu flächend ecken des Netz von 
RTH-Stationen (bezogen auf den 50-
Kilometer-Einsatzradius) (2). In den 
fünf neuen Bundesländern existierten 
zur Zeit der Untersuchung noch kei
ne Netze offizieller Rettungshub
schrauberstandorte (vgl. hierzu auch 
1,5). In Einzelfällen wurden aufgrund 
regionaler Initiativen Rettungshub
schrauberstationen eröffnet. 

Da man aufgrund der gegenwär
tigen Situation davon ausgehen 
kann, daß eine vollständige Ab
deckung durch RTH-Standorte 
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Abb. 7: Rettungs· 
wachenslandorte 
Brandenburg . 

GESAMT 

schon aus finanziellen Gründen nicht 
in kürzester Zeit möglich ist, wurde im 
Rahmen der vorliegenden Untersu
chung der Ausbau der RTH-Standor
te in zwei Phasen vorgesehen: 

Phase 1: Aufbau von 7 RTH-Sta
tionen 

Diese Stufe sollte möglichst kurz
fristig realisiert werden. Sie betrifft die 
Standorte der nachfolgend aufge
führten RTH-Stationen: 
- Schwerin 
- Neu-Brandenburg 
- Magdeburg 
- Cottbus 

Leipzig 
- Erfurt 
- Dresden 

Phase 2: Aufbau von 3 zusätzli
chen RTH-Stationen 

Diese Standorte der RTH-Statio
nen schließen größere Lücken in der 
Nord-/Südschiene der neuen Bun
desländer. Sie betrifft die Standorte 
der nachfolgend aufgeführten RTH
Stationen: 
- Ribnitz-Damgarten 
- Havelberg 
- Zwickau 

In der Regel werden bei der Pla
nung 50-km-Einzugsbereiche zu
grunde gelegt, da die auf dem Gebiet 
der alten Bundesrepublik Deutsch
land verwendeten Rettungshub
schrauber-Typen (BO 105) diese Ent
fernungen in maximal 15 Min. über
winden können. Leistungsfähigere 
Hubschraubertypen (z. B. BJK 117) 
erreichen eine um ca. 50 km/h höhe
re Reisegeschwindigkeit und können 
somit größere Radien in vergleichba
rer Zeit abdecken. 

Bei Realisierung der Ausbaustufe 
2 leben ca. 14,6 Millionen Einwohner 
in den 50-km-Einzugsbereichen der 
dann 11 RTH-Standorte. Unter An
nahme eines 70-km-Radius ergibt 
sich eine nahezu vollständige 
Flächenabdeckung der sechs Län
der, d. h. fast jeder der ca. 18,3 Mil
lionen Einwohner befindet sich im 
Einzugsbereich einer RTH-Station 
(Abbildung 9). 

4. Analyse des rettungs
dienstlichen Einsatz
geschehens 

4.1 Aufbau des Rettungs
dienstes in den alten 
und neuen 
Bundesländern 

Die vergleichende Analyse der re
tungsdienstlichen Struk1uren in den 



• Bestehende RTH-Stationen 
• RTH- Stationen 11.AusbaustufeJ 
o RTH-Stationen 12.AusbaustufeJ 

I Wolfenbüttell 

• 

I - Landesgrenzen 

Abb. 9: Vorgeschlagene ReHungshubschrauberslalionen In den neuen Bundesländern (2 . Ausbau
stule). 

alten Bundesländern und der ehema
ligen DDR zeigt, daß das rettungs
dienstliehe Einsatzspektrum in letzte
rer wesentlich weiter gefaßt war. So-

Rettungsdienst 
NBL 

I 

wohl im Rahmen der Schnellen Me
dizinischen Hilfe (SMH) als auch beim 
Krankentransport werden Aufgaben 
wahrgenommen, die in den Alt-Bun-

desländern nicht zum rettungs
dienstlichen Aufgabenfeld gehören 
(Abbildung 10) . 

Während in den Alt-Bundeslän
dern die Durchführung der Hausbe
suche nicht zu den Aufgaben des 
Rettungsdienstes gehört, sondern 
Aufgabe des örtlichen Notfalldien
stes ist, ist in den neuen Bundeslän
dern der Dringliche Hausbesuchs
dienst (DHD) in das System der SMH 
integriert und hat dort aufgrund sei
ner Struktur auch Hintergrund- bzw. 
Ersatzfunktion für die Dringliche Me
dizinische Hilfe (DMH). 

Die DMH-Einsätze entsprechen 
am ehesten den in den Alt-Bundes
ländern durchgeführten Notfall
einsätzen (NF-Einsatz), werden aber 
nicht in Notfalleinsätze mit oder ohne 
Notarzt differenziert, sondern finden 
immer in Arztbegleitung statt, d. h. sie 
entsprechen den Notarzteinsätzen 
(NA-Einsatz). Ebenfalls gehören - im 
Gegensatz zu den alten Bundeslän
dern - in den neuen Bundesländern 
Transporte von gehfähigen und nicht 
betreuungsbedürftigen Patienten 
(Patientenfahrten) zum Aufgabenbe
reich des Krankentransportes (KTP). 

4.2 Analyse des Einsatz-
geschehens 1990 
an hand Betriebswirt
schaftlicher Nach
weise (BWN) 

Für die Länder Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen 
und Thüringen konnte auf Kreisebe
ne das rettungsdienstliehe Einsatz
geschehen des Jahres 1990 an hand 
der Betriebswirtschaftlichen Nach
weise (BWN) analysiert werden. In 
den o. g. Ländern wurden im Jahre 
1990 insgesamt 2,3 Millionen Einsät-

Rettungsdienst 
ABL 

I r 
SMH 

I 
I 

KTP 

r-l 
No allrettung K1P 

I 
DMH 

I 
NA-Einsätze 

I 

DT 
Dringl. Haus
besuchsdienst 

Durchführung Patienten-
von KTP fahrten 

I 
NA-Einsätze 

I 
I 

NF-Einsätze 
I 

Durchführung 
von KTP 

Abb . 10: Organisationsformen des ReHungsdienstes In den neuen (NBL) und alten Bundesländern (ABL). 
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ze durchgeführt - dabei 3,3 Millionen 
Patienten transportiert. 

Knapp 10 % dieser Einsätze waren 
. DMH-Einsätze, weitere 26 % DHD

Einsätze und 64 % Krankentrans
porte. Bezogen auf die dabei trans
portierten Patienten zeigt sich, daß 
9,5 % der Patienten bei DMH- bzw. 
DHD-Einsätzen transportiert wurden 
und entsprechend 90,5 % bei Kran
kentransporten. Bezogen auf alle vier 
Länder ergibt sich, daß bei 79 % der 
DMH-Einsätze auch ein Patienten
transport erfolgte. Ebenfalls führt 
etwa ein Viertel (24 %) der DHD
Einsätze zu einem anschließenden 
Patiententransport. 

Offensichtlich hat das beim Haus
besuch (DHD) vorgefundene Krank
heitsbild eine sofortige Einweisung 
der Patienten in eine Klinik notwen
dig gemacht. Dieser Sachverhalt 
weist auf die offensichtlich fließenden 
Grenzen zwischen DMH- und DHD
Einsätzen hin. Die Transportquote 
von 79 % bei DMH-Einsätzen ent
spricht in etwa der in den alten Bun
desländern üblichen Quote; hier füh
ren 76 % aller Notarzt- und Notfall
einsätze zu einem anschließenden 
Patiententransport. Bei Kranken
transporten werden in der Regel zwei 
oder mehr Patienten befördet. Das 
hat zur Folge, daß sich zwischen der 
Anzahl der Einsätze und der Patien
tentransporte ein Ungleichgewicht 
einstellt. Bei diesen Mehrfachtrans
porten handelt es sich in 80 % um 
Ambulanzhin- bzw. Ambulanzrück
transporte. 

Wird das Einsatzgeschehen zur 
Bevölkerungszahl in Beziehung ge
setzt, ergeben sich in den neuen Bun
desländern pro 1000 Einwohner und 
Jahr 26 Notfalleinsätze4

) und 245 
Krankentransporte (Abbildung 12). 
Die Vergleichswerte in den Alt-Bun
desländern liegen bei 31 Notfall
einsätzen und nur 69 Krankentrans
porten. Zwischen den Krankentrans
porten (transportierten Patienten) der 
alten bzw. neuen Bundesländer ist 
somit eine erhebliche Diskrepanz 
festzustellen. Zieht man jedoch den 
berechneten Anteil von 67 % Ambu
lanzfahrten ab, so ergeben sich in den 
neuen Ländern nur noch 81 Kran
kentransporte pro 1000 Einwohner 
und Jahr, so daß dieser Wert nahezu 
im Größenbereich der Alt-Bundes
länder liegt. 

4) Aufgrund der fließenden Grenze zwischen OMH· 
und DHD-Einsätzen werden alle bei diesen Einsät
zen transportierten Patienten als Notfälle betrach
tet. 
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Damit die Notfallrettung adäquat 
durchgeführt werden kann, ist es u. a. 
erforderlich, eine entsprechende An
zahl von Rettungsmitteln einsatzbe
reit zur Verfügung zu haben. Der 
Richtwert für die Mindestanzahl vor
zuhaltender Rettungsfahrzeuge er
gibt sich aus dem täglich zu bewälti
genden Einsatzaufkommen. Hierzu 
wurde auf Kreisebene die durch
schnittliche tägliche Notfallhäufigkeit 
analysiert (nähere Angaben vgl. 3). 

Bei den vorzuhaltenden Rettungs
wagen (RTW) wird eine 24stündige 
Einsatzbereitschaft vorausgesetzt. 
Die festgestellte Anzahl benötigter 
RTW muß als Untergrenze der erfor
derlichen Fahrzeuge betrachtet wer
den. Dies zeigt sich deutlich, wenn 
man räumliche Aspekte des Einsatz
geschehens einbezieht. 

4.3 Analyse des Einsatz
geschehens - März 
1991 in ausgewählten 
Kreisen 

Für die Datenerhebung wurden 
insgesamt 26 Kreise in den neuen 
Ländern ausgewählt, jeweils fünf in 
den Ländern Brandenburg, Mecklen
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen sowie sechs im bevöl
kerungsreichsten Land Sachsen. Es 
wurden sowohl Ballungsgebiete als 
auch dünnbesiedelte Kreise berück
sichtigt. Die endgültige Datenerhe
bung 'fand in 22 Kreisen über eine Wo
che im Monat März 1991 statt. 

In den 22 Kreisen können 14,1 % 
der Einsätze der DMH (Dringliche Me
dizinische Hilfe), 51,1 % dem KTP 
(Krankentransport), 20,9 % den Pa
tientenfahrten und 13,9 % den DHD
Einsätzen zugeordnet werden. Wer
den die gesamten DMH-Einsätze in 
die Kategorien DMH-Einsatz mit oder 
ohne Arzt differenziert, so ergibt sich, 
daß gut 78 % dieser Einsätze mit Not
arzt und gut 21 % ohne Notarzt 

100,0% 

ehemalige DDR 

78,5% 

-. 21,5% 

neue Bundesländer 
(März 1991) 

• DMH mit Arzt 
llJ DMH ohne Arzt 

Abb. 15: Slrukturwandel der ärztlichen Einbindung in die Dringliche Medizinische Hilfe (DMH). 

durchgeführt werden. Werden die 
einzelnen Kreise betrachtet, so 
schwank1 die Notarzteinsatzquote 
zwischen 32 % und 100 %. Die DHD
Einsätze werden in 50 % der Fälle 
nicht mehr durchgeführt, und der An
teil der Patientenfahrten liegt zwi
schen 3,6 % und 91 % (Gesamt
einsätze 20,9 %). 

Werden die Ursachen, die einem 
DMH-Einsatz zugrunde liegen, analy
siert, ergibt sich folgendes: Mit 
48,8 % dominieren die internisti
schen Notfälle, gefolgt von sonstigen 
Notfällen mit 23 % und Verkehrsun
fällen mit 14,6 %. Wird das Einsatz
aufkommen in den untersuchten 
Kreisen hinsichtlich Einsatzart (DMH
Einsätze und dringliche Kranken
transporte) und Einsatzanlaß über
prüft, zeigt sich, daß jeweils über 
70 % der Einsätze zu Verkehrsunfäl
len (76,9 %) und internistischen Not
fällen (71,2 %) unter Notarztbeteili
gung durchgeführt werden. 

Ein wesentlicher Indikator für die 
Leistungsfähigkeit des Rettungs
dienstes ist die Schnelligkeit, mit der 
ein Notfall bedient werden kann. Des-

halb gilt es, die Eintreffzeit - Zeit
spanne vom Eingang der Notfallmel
dung bis zum Eintreffen des Ret
tungsdienstes am Notfallort - mög
lichst kurz zu halten. Abbildung 14 
zeigt die mittleren Eintreffzeiten in der 
Notfallrettung. Im Vergleich zu den 
Alt-Bundesländern mit 8,1 Min. liegt 
die mittlere Eintreffzeit aller Notfälle in 
den ausgewählten Kreisen bei 
14,2 Min. Notfalleinsätze ohne Not
arzt dauern gut doppelt so lange wie 
in den Alt-Bundesländern. Ebenso 
zeigen auch die Notarzteinsätze mit 
13,2 Min. längere Eintreffzeiten. 

5. Strukturwandel der ärzt
lichen Einbindung in den 
ReUungsdienst in den 
ausgewählten Kreisen der 
neuen Bundesländer 
(Mai 1991) 

Die Strukturen der DMH haben 
sich - wie aus der Abbildung 15 er
sichtlich - dahingehend gewandelt, 
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daß im Gegensatz zu früher nunmehr 
eine Differenzierung der DMH
Einsätze in Einsätze mit und ohne 
Arzl erfolgte. So wurden im März 
1991 schon über 21 % der DMH
Einsätze als Notfalleinsätze ohne 
Arztbeteiligung durchgeführt. 

Die Auswertung der Betriebswirt
schaftlichen Nachweise für das Jahr 
1990 ergab, daß der Anteil der DMH
Einsätze am Gesamteinsatzaufkom
men 9,7 % betrug (Abbildung 16). In 
den ausgewählten Kreisen zeigt sich 
im März 1991 eine Anteiligkeit von 
14,1 %. Tendenziell deutet dies dar
auf hin, daß die Bedeutung der DMH
Einsätze zunimmt, wohingegen sich 
für den DHD·Einsatz am Gesamtein
satzaufkommen ein deutlicher Rück
gang von nahezu 50 % beschreiben 
läßt (Abbildung 16). 

Ebenso können als deutlicher Indi
kator für den sich vollziehenden Wan
del der rettungsdienstlichen Einsatz
struktur in den neuen Bundesländern 
die in Abbildung 17 dargestellten Er
gebnisse angeführt werden. Hier 
zeigt sich, daß die Bedienung der 
Notarzteinsätze in den neuen Bun
desländern in 83,4 % im Kompakt
System, in 16,6 % im Rendezvous
System erfolgt. In 22,7 % (5 von 22) 
der Kreise wird neben dem Kompakt
System auch - aber nicht aus
schließlich - das Rendezvous-Sy
stem praktiziert. Der Anteil der in die
sen fünf Kreisen im Rendezvous
System durchgeführten Einsätze 
schwankt zwischen 23,8 % und 
62,5 %. Der Restanteil wird, wie in 
den übrigen 17 Kreisen der neuen 
Bundesländer, mit dem Kompakt-Sy
stem bedient. 

Interessant ist auch der Vergleich 
zu den alten Bundesländern. Hier 
zeigt sich bei der Bedienung der Not
arzl-Einsätze, daß diese in 39 % im 
Kompakt-System und in 61 % im 
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Rendezvous-System erfolgen (Abbil
dung 17). 

Hinsichtlich der Fehleinsatzquoten 
lassen sich zwischen den alten und 
neuen Bundesländern gegenläufige 
Tendenzen erkennen (Abbildung 18). 
Gemäß der den ausgewählten Krei
sen vorliegenden Definition gilt dann 
ein Fehleinsatz als gegeben, wenn 
am Einsatzort kein Patient vorgefun
den wurde oder nur noch der Tod 
festgestellt werden konnte. Wurden 
Maßnahmen durchgeführt, jedoch 
der Patient anschließend nicht trans
portiert, so gilt dies nicht als Fehlein
satz. Demnach zeigt sich bei DMH
Einsätzen mit Arzl eine Fehleinsatz
quote von 3,6 % und bei DMH
Einsätzen ohne Arzl 4 %. Die Ver
gleichswerte für die Alt-Bundeslän
der liegen bei 9,2 % (Notarzleinsatz) 
bzw. 15,1 % (Notfalleinsatz). 

Fazit 

Die vorliegende Untersuchung 
analysiert die Struktur und den Be
darf hinsichtlich des Aufbaus eines 
flächendeckenden und hilfsfrist
orientierten Rettungsdienstes in den 
neuen Bundesländern. Die Ergebnis
se verdeutlichen den (Mindest-)Be
darf zusätzlicher rettungsdienstlicher 
Infrastruktur, um den Anforderungen 
an einen flächendeckenden und hilfs
fristorientierten RettungSdienst ge
recht werden zu können. Darüber hin
aus verdeutlichen die Ergebnisse 
aber auch den sich vollziehenden 
Strukturwandel im rettungsdienstli
chen Einsatzgeschehen der neuen 
Bundesländer. 

Die Ergebnisse der vorliegenden 
Studie weisen darauf hin, daß sich im 
Rettungssystem der neuen Bundes
länder ein Strukturwandel eingestellt 
hat. So werden die DMH-Einsätze 
entsprechend in den Alt-Bundeslän-

dern in Einsätze mit und ohne Notarzl 
differenziert, gleichzeitig nehmen die 
DHD-Einsätze ab und gehen aus dem 
Bereich des RettungSdienstes in den 
Bereich der niedergelassenen Ärzle 
über. Hinsichtlich des Aufbaus eines 
hilfsfristorientierten und flächen
deckenden Rettungsdienstes in den 
neuen Bundesländern gilt es, durch 
geeignete Maßnahmen dem beste
henden Handlungsbedarf zu entspre
chen. Die folgenden Empfehlungen: 
- Ausbau des Telekommunikations-

netzes zur Verbesserung der Not
fallmeldemöglichkeiten 

- Errichtung adäquater Rettungs
dienstbereiche 

- Aufbau von Rettungswachen 
- Aufbau von Luftrettungsstütz-

punkten . 
- Bereitstellung von RTW in der Not-

fallrettung 
verstehen sich deshalb als Diskus
sionsgrundlage hinsichtlich der zu
künftigen Organisation des Ret
tungsdienstes in den neuen Bundes
ländern. 
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Reibungslose 
Katastrophenhilfe 

noch Utop.ie 
Anhörung zur "Organisation und Koordination der 
Humanitären Hilfe" zeigte die Schwachstellen auf 

Das schwere Erdbeben in der 
Ost-Türkei gab am 16. März dem 
Unterausschuß für Menschen
rechte und humanitäre Hilfe des 
Auswärtigen Ausschusses einen 
"bedauerlichen aktuellen Anlaß" 
für die öffentliche Anhörung zur 
"Organisation und Koordination 
der Humanitären Hilfe". Elf Vertre
ter von Nichtregierungsorganisa
tionen (NGO), den Organisationen 
des Roten Kreuzes und Verein
ten Nationen diskutierten die 
Schwachstellen im Bereich der in
ternationalen und nationalen Kata
strophenhilfe und mögliche Ver
besserungen. 

"Die Zahl der Opfer von Natur- und 
Welthungerkatastrophen ist in den 
letzten Jahren erheblich gestiegen." 
Auf diese "negative Bilanz" wies 
Bernd Hoffmann von der Deutschen 
Welthungerhilfe in Bonn im Zusam
menhang mit der Aufforderung, daß 
das System der humanitären Hilfe in 
der Bundesrepublik überdacht wer
den muß, hin. Hoffmann vertrat die 
Auffassung, Instrumente der Verbes
serung müßten einerseits bei der 
Durchführung und Finanzierung von 
Maßnahmen zur Katastrophenver
sorgung ansetzen. Andererseits 
müsse die Bedarfsfeststellung im 
Hinblick auf die unterschiedliche Si
tuation je nach Art der Katastrophe 
besser bestimmt werden. 

Nach Ansicht Günter Hölters vom 
Deutschen Caritasverband in Frei
burg ist noch intensivere Vorpla
nungsarbeit nötig, "je unterent
wickelter ein Land und je unterent
wickelter eine Region ist. da die Men
schen dort um so anfälliger für Kata
strophen sind". 

Bei Erdbeben seien beispielsweise 
die Bereitstellung technischer Hilfe 
und die Suche nach Verschütteten 
mit speziell abgerichteten Hunden 
primäre Aufgaben. Wie oft fälschli
cherweise angenommen werde, wür
den in diesem Falle "zig Tonnen von 
Medikamenten nicht helfen", sagte 
Hölter. 

"leise Katastrophen" 

Die Widersprüchlichkeiten bei der 
Organisation humanitärer Hilfe 
bemängelte Rupert Neudeck vom 
Komitee Cap Anamur/Deutsche 
Notärzte in Troisdorf. Probleme be
reite vor allem die finanzielle Unter
stützung bei unterschiedlichen Kata
strophenszenarien. Für sogenannte 
"leise Katastrophen" wie Bürgerkrie
ge, die oft Jahre anh ielten, könnten 
häufig nicht die notwendigen Mittel 
aus privaten Spenden für entspre
chende Hilfsmaßnahmen aufge
bracht werden, da sie nicht im Mittel
punkt des Medieninteresses stun
den. Dagegen sei es problemlos, 
genügend Gelder bei Hunger- oder 
Naturkatastrophen zu mobilisieren, 
da die Spendenfreudigkeit der Bürger 
durch MedienschlaiJzeilen entfacht 
werde. 

Nach Meinung Neudecks kanali
sieren die Organisationen diese 
Spenden in einseitige Hilfsaktionen. 
Als Beispiel führte er den übermäßi
gen Kauf von Nahrungsmitteln infol
ge der kurzzeitigen, aber immensen 
Kapitalakkumulation an. Dies habe 
zur Folge, daß sämtliche "Katastro
phenszenarien auf der Welt von den 
Organisationen zusammengesucht 
werden, um möglichst viele Nah-

rungsmittel loswerden zu können". 
Neudeck kritisierte, daß es sich hier
bei nicht um effektive Hilfe, sondern 
vielmehr um das "schnelle Freima
chen vom Mitteldruck" handele. 

Notleidende nicht verletzen 

• Anlaß zur einhelligen Kritik gibt 
nach Auffassung der Vertreter der 
NGOs auch die zunehmende Politi
sierung der Katastrophenhilfe. Hilfe 
vor Ort müsse mit mehr Selbst be
scheidung seitens der Helfer und Ge
berländer organisiert werden. Hölter 
betonte, mit einer paternalistischen 
Grundhaltung würden die Notleiden
den häufig in ihrem natürlichen Stolz 
verletzt. Der Katastropheneinsatz er
fordere deshalb besonders die Re
spektierung der Würde des Men
schen. 

Auf den Grundsatz der neutralen 
Hil fe zur Selbsthilfe wies Johann Wil
helm Romer vom Deutschen Roten 
Kreuz (DRK) hin. "Unser Verständnis 
von humanitärer Hilfe ist nicht inter
ventionistisch geprägt. Unser primä
res Ziel ist der Schutz der Opfer un
ter dem Gesichtspunkt der Neutra
lität und Unabhängigkeit." Andreas 
Lendorff vom Internationalen Komi
tee des Roten Kreuzes (IKRK) be
gründete diese Art von Hilfseinsätzen 
auch mit dem Grundsatz der Glaub
würdigkeit. "Wenn sie in ein Land ein
fallen , sind sie nicht glaubwürdig. 
Deshalb sind wir verpflichtet, mühsa
me Verhandlungen mit den jeweiligen 
Parteien im Krisengebiet zu führen, 
bevor wir tätig werden können. " Eine 
andere Doktrin komme seiner Mei
nung nach nicht in Frage. 
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Nalur1calaslro
phen wie das 
schwere Erdbe
ben In italien 
1980 lordern Im
mer mehr Opler. 

Für eine Verbesserung der Organi
sations- und Koordinationsmecha
nismen in der humanitären Hilfe plä
dierte Römer. Dabei befürwortete der 
DRK-Experte eine internationale Zu
sammenarbeit insbesondere in den 
Ländern der Dritten Welt Integraler 
Bestandteil der gemeinsamen Pla
nung müsse hinsichtlich dieser Ziel
setzung die Schaffung und Stärkung 
von Katastrophenstrukturen wie bei
spielsweise die Einrichtung von Kran
kenhäusern und Sozialstationen vor 
Ort sein. 

In diesem Zusammenhang sprach 
sich der Repräsentant des Komitees 
für die Internationale Dekade der Ka
tastrophenvorbeugung innerhalb der 
Vereinten Nationen (IDNDR), Her
mann Schmitz-Wenzel, für eine in
tensivere Zusammenarbeit mit den 
Nichtregierungsorganisationen aus. 
Schmitz-Wenzel kann sich eine Ko-

Bel der Kalaslro
phenhille muß 
differenziert wer
don, on Isl die 
technische Hilfe 
vordringlicher als 
NahrungsmIttel
oder Medlkamen
tenlielerungen. 

(Folos: Weldner) 
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operation jedoch nur im Rahmen ei
nes Konzeptes der freiwilligen und 
flexiblen Selbstkoordinierung vor
stellen. Nach Ansicht des Sachver
ständigen sollte dies auf europäi
scher Basis durch die Einrichtung ei
nes europäischen Amtes für huma
nitäre Hilfe erfolgen. Eine dreigestaf
felte Koordinierung auf nationaler, 
Europa- und UN-Ebene sei jedoch 
nur unter Schwierigkeiten vereinbar, 
meinte der Experte. 

Für "common sense" 

Die Sachverständigenrunde zeigte 
sich auch hinsichtlich der Aktualität 
des Koordinierungsproblems unter 
den einzelnen Organisationen am 
Einsatzort, welches durch die Kur
denhilfe im Anschluß an den Golf-

konflikt erst kürzlich veranschaulicht 
worden sei, besorgt 

Nach Ansicht Werner Blatters vom 
Hohen Flüchtlingskommissariat der 
Vereinten Nationen (UNHCR) in Bonn 
war dies ein Problem, . von dem wir 
alle überrollt wurden" _ Damit die Ko
ordination am Einsatzort reibungslos 
funktionieren könne, bedürfe es nicht 
einer Steigerung der Anzahl der Ko
ordinatoren, sondern vielmehr eines 
"common sense" der miteinander ar
beitenden Organisationen_ Blatter 
machte zudem darauf aufmerksam, 
daß gemeinsame humanitäre Hilfe 
enorme Summen verschlinge. Das 
Parlament und die Regierung der 
Bundesrepublik seien deshalb aufge
fordert, den Etat in diesem Bereich 
aufzustocken. 

(wib 6/92) 



Fachkonferenz der SPD-Landtagsfraktion 

"Katastrophenschutz 
2000" 

Überlegungen zu einem länderspezifisch orientierten 
Katastrophenschutz in Niedersachsen 

Das über Jahrzehnte gewachse
ne Zivil- und Katastrophenschutz
system in der Bundesrepublik 
Deutschland ist aufgrund der welt
weit veränderten sicherheitspolit i
schen Lage mehr und mehr in die 
öffentliche Diskussion geraten. Die 
Länder, und hier im speziellen das 
Land Niedersachsen, erwarten 
weitreichende Reduzierungen des 
Bundes in jenen Bereichen, die 
zum Schutz vor den Folgen kriege
rischer Ereignisse in Mitteleuropa 
bestimmt waren. Doch bei der 
weitgehenden Verzahnung zwi
schen dem Zivilschutz und dem 

Rund 80 Vertreter der obersten 
Bundes- und Landesbehörden, der 
Bezirksregierungen und der Organi
sationen und Verbände kamen in die 
niedersächsische Landeshaupt
stadt, um sich an diesem Dialog zu 
beteiligen. Bernd Theilen, stellvertre
tender SPD-Fraktionsvorsitzender im 
Landtag, konnte den niedersächsi
schen Innenminister Gerhard Glo
gowski, Ministerialdirigent Wolfgang 
Beyer, Bundesministerium des In
nern, sowie Klaus-Dieter Kühn, Bun
desvorsitzender der Arbeitsgemein
schaft der Helfer in den Regieeinhei
ten und Einrichtungen des Katastro
phenschutzes (AR KA1) , als Referen
ten begrüßen. 

Theilen bekannte sich für die SPD
Landtagsfrakt ion ausdrücklich zu der 
staatlichen Aufgabe "Katastrophen
schutz", deren gesellschaftliche Ak
zeptanz zum Teil sehr gering sei. "Erst 
bei Eintritt einer Katastrophe nimmt 
man in der Öffentlichkeit die Träger 
des Katastrophenschutzes wahr und 
verlangt dann von ihnen ein optima
les Reagieren auf alle möglichen Ge-

friedensmäßigen Katastrophen
schutz der Länder hat dies nach 
Ansicht der niedersächsischen 
SPD-Landtagsfraktion erhebliche 
Auswirkungen auf Stärke, Organi
sation und Struktur des Katastro
phenschutzes in Niedersachsen. 
So kommt es für die Sozialdemo
kraten jetzt darauf an, unter diesen 
veränderten Rahmenbedingungen 
einen länderspezifisch orientierten 
Katastrophenschutz in Nieder
sachsen zu organisieren, ohne daß 
aber der Bund aus seiner Ver
pflichtung für die Gewährleistung 
des Zivilschutzes entlassen wer-

fahreneintritte" , so Theilen zu Beginn 
der Veranstaltung. Er betonte, daß es 
bei einem derartigen Mißverhältnis 
schon der Motivation jedes einzelnen 
bedürfe, um sich dem Aufgabenge
biet des Katastrophenschutzes zu 
widmen. Doch gerade für diesen Be
reich seien das ehrenamtliche Wirken 
und die Bereitschaft zum freiwilligen 
Engagement tragende Säulen. "Dies 
immer wieder herauszustellen ist 
auch die Aufgabe von uns Politikern. 
Daneben müssen wir Akzente für eine 
Neuorientierung des Katastrophen
schutzes setzen", führte der stellver
tretende Fraktionsvorsitzende aus. 

Für die niedersächsischen Sozial
demokraten bietet sich nach Theilens 
Worten nun die Chance, weg von der 
bisherigen Dominanz des auf den 
Verteidigungsfall bezogenen Kata
strophenschutzes und hin zu einer 
Bekämpfung wahrscheinlich zu er
wartender Schadensereignisse zu 
kommen. "Das Gefahrenspektrum ist 
auch ohne militärische Bedrohung in 
unserer heutigen Umwelt ständig am 
Wachsen. Ich erinnere nur an die Ge-

den kann. Aus diesem Grund lud 
die SPD-Landtagsfraktion Mitte 
März alle im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen zu 
einem ersten Meinungsaustausch 
nach Hannover ein. Unter dem 
Motto "Katastrophenschutz 2000" 
wurde die erste Fachkonferenz zu 
dieser Thematik abgehalten, die 
der Auftakt zu einer Reihe weiterer 
Gespräche sein soll, "um als Land 
nicht über die Köpfe der Betroffe
nen zu entscheiden", wie es Heiner 
Bartling, innenpolitischer Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion, formu
lierte. 

fahren und Wechselwirkungen durch 
gefährliche Stoffe, Energien, indust
rielle Produktion, Klima und Verkehr. 
Auf diesen Gebieten scheint nur in 
der Vergangenheit der Ausbau des 
Katastrophenschutzes noch nicht 
optimal vollzogen zu sein." 

Theilen regte an, die genannten 
Bereiche durch die umfassenden Re
duzierungsmöglichkeiten des auf 
den Verteidigungsfall bezogenen Ka
tastrophenschutzes aufzuwerten und 
zu verbessern. "Ein auf zivi lbedingte 
Katastrophen ausgerichteter Schutz 
wäre auch gleichzeitig in der Lage, 
durch Waffeneinwirkung auf unser 
Land verursachte Gefahren zu 
bekämpfen. So wird diese Aufgabe, 
von der wir alle hoffen, daß sie nie
mals eintritt, nicht vernachlässigt", 
schloß Theilen seine Ausführungen 
und gab das Wort an den nieder
sächsischen Innenminister Gerhard 
Glogowski. Dieser begrüßte die In
itiative der SPD-Landtagsfraktion, 
das Thema Katastrophenschutz auf
zugreifen, um über längerfristige Ten
denzen und Perspektiven dieses Auf-
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gabenbereiches zu diskutieren. "Der 
Katastrophenschutz ist lange Zeit 
von Staat und Gesellschaft zu wenig 
beachtet worden", so der Minister. 

Konfrontation mit 
vielfältigen Gefahren 

Glogowski sprach von einem breit 
gefächerten Gefahrenspektrum, mit 
dem die Verantwortlichen heute kon
frontiert seien. Für Niedersachsen 
nannte der Innenminister vor allem 
Hochwasser-, Sturm-, Schnee- und 
Waldbrandgefahren, aber auch wie
der zunehmende biosphärische Ge
fahren für die Tier- und Pflanzenwelt 
mit epidemischem Charakter. Weiter 
führte Glogowski aus, daß man von 
einer konfliktfreien Welt noch ein gu
tes Stück entfernt sei . Er verwies auf 
die globalen Umbrüche der politi
schen Strukturen, die neue Risiken 
mit sich gebracht hätten, auch was 
die Kontrolle über die in diesen Län
dern gelagerten ABC-Waffen beträfe. 
"Neue Gefahrenbilder und veränder
te Katastrophenszenarien bestim
men das Bild, von dem unsere lang
fristigen Planungen ausgehen müs
sen. Eine Aufgabe, auf die wir uns in 
den verschiedenen Funktionsberei
chen der Gefahrenvorsorge mental 
mehr einstellen sollten. Katastro
phenschutz ist deshalb eine auf un
sere langfristige Zukunft bezogene 
Aufgabe, die auf Kontinuität und stei
gende Weiterentwicklung angelegt 
bleiben und vor allem das Engage
ment gesellschaftlicher Kräfte einbe
ziehen muß." 

Der Minister wies in diesem Zu
sammenhang auf einige für Nieder
sachsen unverzichtbare Rahmenbe
dingungen hin: 
,,1. Die staats- und verfassungsrecht
liche Grundordnung für die Bundes
republik Deutschland bestimmt eine 
Differenzierung in die Zivilschutzauf
gabe, für die der Bund die Rege
lungskompetenz und Finanzierungs
pflicht hat, und den Katastrophen
schutz der Länder als Aufgabe der 
friedenszeitl ichen Gefahrenabwehr. 
An diesem Aufgabenverbund und am 
Prinzip des kooperativen Förderalis
mus wollen wir festhalten , weil es 
hierzu derzeit keine realistische Alter
native gibt. 
2. Die Aufgaben und die neue Ge
samtkonzeption müssen in einer Ver
antwortungspartnerschaft von Bund, 
Ländern sowie den öffentlichen und 
privaten Aufgabenträgern einver-
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nehmlich diskutiert sein , bevor im Be
reich des vorhandenen Systems Re
duzierungen entschieden werden. 
3. Reformen im Sinne einer effizien
ten Vernetzung und begrifflichen Er
weiterung der Aufgaben und der Ent
wicklung einer zeitgemäßen Metho
dik und Systematik der Gefahrenab
wehr erfordern auch ein neues Den
ken. Die Erwartungen und Wertvor
stellungen der Bürgerinnen und Bür
ger an die gesamte Bandbreite der 
Gefahrenabwehr bis hin zum Kata
strophenschutz werden umfassen
der und politisch nachdrücklicher. 
Auch der Umweltschutz muß in die
sem Zusammenhang intensiver in 
das Blickfeld des Katastrophen
schutzes einbezogen werden. 
4. Die Verwirklichung eines Doppel
nutzens und die Aufrechterhaltung ei
nes ,Bund-länder-gemeinsamen 
Hilfsleistungssystems' erfordert eine 
deutliche Verbesserung der Integrati
onsmöglichkeiten der Potentiale des 
erweiterten Katastrophenschutzes in 
den allgemeinen Gefahrenschutz. Die 
Grundfunktionalität der vom Bund fi
nanzierten Fachdienstkomponenten 
ist somit Grundlage für eine auf län
derspezifischen Anforderungen ba
sierende modulare Teilhabe an der 
Gefahrenvorsorge. Die aufgrund län
derspezifischer Gefährdungsanaly
sen vorzunehmende Konzentration 
und räumliche Verteilung der jeweili
gen Fachdienstpotentiale muß den 
Ländern vorbehalten bleiben. 
5. Das Handeln von Politik und Büro
kratien verliert an Akzeptanz und 
Überzeugungskraft, wenn Sachver
stand von Wissenschaft, Fachleuten 
und Trägerschaften nicht ausrei
chend an Überlegungen zur Gestal
tung dieser hochrangigen Zukunfts
aufgabe beteiligt und deren Schub
kraft und Vordenkerfunktionen im 
Rahmen des Erreichens zufrieden
stellender Lösungen frühzeitig einge
bunden werden." 

Glogowski weiter: "Die nieder
sächsische Landesregierung war und 
ist um Konsens in dieser so bedeut
samen Staatsaufgabe mit den Re
präsentanten unseres pluralistischen 
Hilfsleistungssystems bemüht. So 
wurden im Juni 1991 führende Per
sönlichkeiten aus den Bundes- und 
Landesverwaltungen, aus Kreisen 
und Kommunen wie von Katastro
phenschutzorganisationen und -ver
bänden zum "Ersten Niedersächsi
schen Katastrophenschutzsymposi
um" eingeladen, um die Gefahren
vorsorge auf der Basis neuerer Er
kenntnisse weiter verbessern zu hel
fen. Der Kontakt zu den Organisatio-

nen und Verbänden ist durch jährlich 
mindestens zweimal stattfindende 
Koordinationsgespräche mit den im 
Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen, Verbänden und 
Dienststellen institutionalisiert. 

Daran mag es unter anderem lie
gen, daß Niedersachsen im Vergleich 
zu den anderen Bundesländern bei 
einigen Beschlüssen der 'Ständigen 
Konferenz der Innenminister und -se
natoren der Länder' eine etwas diffe
renziertere Haltung eingenommen 
hat, und ich freue mich, daß die Land
tagsfraktion der SPD sich heute um
fassend von den verschiedenen Auf
gabenträgern im Katastrophen
schutz informieren läßt und sich da
mit gleichsam in einem gedanklichen 
Kontinuum von Bund, Land, Trägern 
und den ehrenamtlichen Helfern 
selbst informieren läßt, damit die so 
vermittelten Perspektiven in die Par
lamentsarbeit einfließen können." 

Selbstschutz kommt 
entscheidende Bedeutung zu 

Der Minister betonte, daß bei allen 
konzeptionellen Überlegungen für ei
nen zukunftsorientierten Gefahren
und Katastrophenschutz Angebote 
über Selbsthilfemöglichkeiten beste
hen bleiben müssen. "Dem Selbst
schutz und der Selbsthilfe kommt bei 
globalen Gefahrenlagen mit gegebe
nenfalls zusammenbrechenden Logi
stiksystemen entscheidende Bedeu
tung zu. Auch in der Frage der Auf
rechterhaltung der Funktion des 
Selbstschutzes nimmt Niedersach
sen bekanntlich eine von anderen 
Ländern abweichende Position ein. 
Warnmöglichkeiten, Selbstschutz 
und Katastrophenschutz sind für Nie
dersachsen wichtige Teilelemente 
eines ,Bund-länder-gemeinsamen 
Schutzsystems'." 

Glogowski vertrat vor den Exper
ten in Hannover die Auffassung, daß 
in einem förderativen Staatswesen 
der Zivilschutz als Komponente der 
Gesamtverteidigung unbestreitbar in 
die bundesstaatliche Verantwortung 
falle, während 'die Aufgaben des Ge
fahren- und Katastrophenschutzes in 
der Zuständigkeit der länder bleiben 
müßten. Dabei faßt der Minister die 
unterschiedlichen Regelungskompe
tenzen und den Einigungszwang zwi
schen Bund und ländern im Grund
satz nicht als Nachteil auf. Er sieht in 
der daraus entstehenden Vielfalt und 
dem Wettbewerb von Ideen zugleich 



die Stärken des föderativen Sy
stems. 

"Die Innenministerkonferenz hat 
im vorigen Jahr nicht ohne Grund 
,wesentliche Vereinfachungen im 
Rahmen der bestehenden Bundes
auftragsverwaltung ' gefordert. Mehr 
als zwei Drittel des Bundesetats für 
den Zivilschutz fließen in eine auf
wendige Bundesverwaltung. Bei den 
mit der Durchführung der Aufgaben 
befaßten Katastrophenschutzbehör
den auf der Kreisstufe stehen des
halb anteilig zu wenig Mittel zur Ver
fügung. Hier halte ich Umschichtun
gen und Verwaltungsvereinfachun
gen für dringend geboten", so Innen
minister Glogowski. 

"Der Bund", fuhr er in seinen Aus
führungen fort, "hat nun für den von 
ihm finanzierten Erweiterungsteil für 
die Altbundesländer, beginnend be
reits im nächsten Haushaltsjahr, we
sentliche Reduzierungen angekün
digt. Beabsichtigt ist eine deutliche 
Verringerung der Helfer-Sollstärken 
und der ersatzlose Abbau von für ver
zichtbar gehaltenen Fachdienstkom
ponenten. Ausgehend von der vielzi
tierten Bidirektionalität des Nutzens, 
wäre eine Rücknahme von Bun
desressourcen zwangsläufig auch 
hinsichtlich der Rückwirkung auf die 
Gefahrenbekämpfung im Frieden nur 
im Sinne einer Herabsetzung des Ge
samtschutzniveaus zu bewerten mit 
allen negativen Folgen für die Moti
vation der bisher in diesen Fach
dienstkomponenten tätigen Helferin
nen und Helfern." 

Kritik an Einsparungsplänen 
des Bundes 

Innenminister Glogowski steht sol
chen Einsparungsbestrebungen kri
tisch gegenüber, hieße doch eine Re
duzierung von Helferstärken durch 
den Wegfall von kompletten Einhei
ten und Einrichtungen, mitwirkungs
bereiten Helferinnen und Helfern ih
rer Wurzeln zu berauben. Der auf die
se Weise erzielte Einsparungseffekt 
stünde seiner Meinung nach auch in 
keinem sachgerechten Verhältnis zu 
den dann anderweitig verursachten 
Mehraufwendungen im Bereich pri
vater und öffentlicher Aufgabenträ
ger. "Angesichts der vergleichsweise 
geringen Einsparungseffekte rate ich 
dringend dazu, über die desintegrie
renden und demotivierenden Wirkun
gen dieser Vorschläge noch einmal 
ernsthaft nachzudenken und zu be-

Bislang eine beruhigende Gewißheit - die umfangreiche Amtshilfe der Bundeswehr In Katastro
phenfällen , wie der Waldbrandkatastrophe In NIedersachsen Im Jahre 1975. (Foto: Fratzer) 

raten, bevor hier kurzfristig Entschei
dungen getroffen werden" , so der Mi
nister an die Adresse des Bundes. 
Ziel einer konzeptionellen Neuorien
tierung müsse es auch sein, die Iden
tität der ehrenamtlichen Helferschaft 
mit ihrem Dienst wieder zu stärken 
und diese nicht so anzulegen, "daß 
eine Demütigung für das Gemeinwe
sen die unabänderliche Folge wäre". 

Folgt man dem niedersächsischen 
Innenminister, so würde es Einheiten 
und Einrichtungen ohne Friedens
nützlichkeit künftig möglichst nicht 
mehr geben. Denn ohne Aussicht auf 
sinnvolle Realeinsätze seien Helferin
nen und Helfer künftig wohl kaum 
noch für eine freiwillige und langfristi
ge Dienstleistung im Katastrophen
schutz zu motivieren: "Die weitere 
Aufrechterhaltung zum freiwilligen 
und ehrenamtlichen Engagement 
wird der entscheidende Schlüssel für 
die Entwicklung eines den Anforde
rungen der Zukunft gerecht werden
den HIlfsleistungssystems sein, viel 
wichtiger als Sollstärken, Träger
schafts- und Finanzierungsfragen." 

Glogowski sieht dies auch vor dem 
Hintergrund, daß in der zweiten Hälf
te der 70er Jahre die Geburtenrate 
noch einmal dramatisch zurückge
gangen ist sowie aufgrund der de
mographischen Entwicklung, die er
warten läßt, daß Nachwuchsjahrgän
ge ab Mitte der 90er Jahre kleiner 
werden. 

Innenminister Glogowski erinnerte 
die Anwesenden daran, daß sich die 
Innenministerkonferenz bereits vor 
Jahresfrist bei ihrer ersten Befassung 
mit den Vorstellungen des Bundes 

zur Umstrukturierung des Erweite
rungsteils für eine stärkere Berück
sichtigung länderspezifischer Anfor
derungen und Gegebenheiten aus
gesprochen hat, das heißt für eine 
weiter erhöhte Friedensnützlichkeit 
durch bessere Integration in das Ge
fahrenabwehrsystem des jeweiligen 
Landes. 

"Die Länder sind sich sehr wohl be
wußt, daß die Zivilschutzaufgabe ein 
bundeseinheitliches Instrumentari
um und eine im Prinzip bundesweit 
flächendeckende Verteilung der 
Hilfsleistungspotentiale erfordert. 
Der friedenszeitliche Katastrophen
schutz ist demgegenüber nicht 
primär auf Flächendeckung, sondern 
auf Schwerpunktsetzung ausgerich
tet, muß sich auf regional spezifische 
Gefährdungen und Eintrittswahr
scheinlichkeiten einstellen. Diesen 
unterschiedlichen Anforderungen mit 
ein und demselben Hilfsleistungspo
tential gerecht zu werden - das wird 
die Herausforderung für alle Beteilig
ten in den kommenden Jahren sein. 
Schon wegßn der schrumpfenden 
Helferzahlen wird uns gar nichts an
deres übrigbleiben, ein Nebeneinan
der spezieller Potentiale für die bei
den Aufgabenbereiche können wir 
uns einfach nicht mehr leisten. Die 
Forderung der Länder nach Integra
tion der Erweiterungseinheiten in das 
Gefahrenabwehrsystem des jeweili
gen Bundeslandes, so weit wie ir
gend möglich, muß angestrebt wer
den. 

Der Bund sollte die Erweiterungs
einheiten nicht mehr so sehr als ab
gegrenzte Spezialformationen in dem 
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Gesamtsystem, sondern mehr als 
Beitrag zu dem Gesamtsystem se
hen. Konkret: Der Bund sollte sich 
positiv dazu stellen, wenn Helfer des 
Erweiterungsteiles auch in anderen 
Formationen eingesetzt und für an
dere Aufgaben ausgebildet werden, 
wie das übrigens in vielen Brand
schutz-, Sanitäts-, ABC- und Betreu
ungsdiensteinheiten vor Ort mit so
genannten Schnelleinsatzgruppen 
längst praktiziert wird . Die unter
schiedliche Kostenträgerschaft darf 
da kein unüberwindliches Hindernis 
sein. Leitgedanke muß vielmehr sein, 
daß einsatzerprobte Helfer ein nicht 
hoch genug einzuschätzender Ge
winn auch für die Wahrnehmung der 
Zivilschutzaufgaben sind," führte 
Glogowski aus. 

Weiterentwicklung statt 
Umorganisation 

Für grundsätzliche Umorganisa
tionen des bisher bewährten und von 
Bund, Ländern, Kommunen und pri
vaten und öffentlichen Organisatio
nen sowie den Bürgerinnen und Bür
gern selbst getragenen Hilfslei
stungssystems gibt es aus Sicht der 
niedersächsischen Landesregierung 
keine Notwendigkeit , wohl aber für 
kontinuierliche Weiterentwicklungen 
und Anpassungen an neuartige Ge
fahren und Schadens bilder. Das gilt 
vor allem für die Ausstattung und die 
Ausbildung: "Beide Bereiche können 
im friedenszeitlichen Katastrophen
schutz bei weitem nicht so ,festge
schrieben' sein wie im Zivilschutzbe
reich, sondern unterliegen seit jeher 
einem permanenten Innovations
druck. Dieser wird sich in Zukunft 
eher noch verstärken und beschleu
nigen. Um hiermit einigermaßen 
Schritt halten zu können, müssen die 
Erkenntnisse und Erfahrungen, die 
bei den Fachbehörden der Gefahren
abwehr gewonnen und ausgewertet 
werden, künftig schneller als bisher in 
die Ausbildung der ehrenamtlichen 
Helfer einfließen. Wir werden nach 
Wegen suchen müssen, wie wir den 
fachbehördlichen Sachverstand un
mittelbar in das Ausbildungsgesche
hen einbeziehen können. Das scheint 
mir eine der wichtigsten Weiterent
wicklungen im Katastrophenschutz 
für die kommenden Jahre zu sein. 
• Und selbstverständlich sollen und 
müssen die Helfer des Erweiterungs
teiles in gleicher Weise hieran teilha
ben", schlußfolgerte Glogowski. 
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Bei allem dürfe man die ehrenamt
lichen Helfer aber auch nicht überfor
dern wollen. Die zeitliche Belastung 
durch den Dienst müsse flexibilisiert 
werden, sonst würde die Nach
wuchsgewinnung noch schwieriger 
werden als sie in wenigen Jahren oh
nehin schon werden wird . "Und den
jenigen, die immer häufiger mehr Pro
fessionalität in der Wahrnehmung der 
Aufgaben des Katastrophenschutzes 
fordern, sei gesagt, daß sich heute im 
ehrenamtlichen Bereich teilweise be
reits mehr Professionalität entwickelt 
hat, als man gemeinhin vermuten 
könnte. Ich meine, daß wir auch über 
das Jahr 2000 hinaus in Notfällen auf 
die ehrenamtliche Mitwirkung von 
Bürgerinnen und Bürgern angewie
sen bleiben werden. Im vorbeugen
den Gefahrenschutz sind in vielen 
Bereichen zunehmend High-Tech
Aufgaben zu bewältigen, die den pro
fessionellen Spezialisten in den 
Fachbehörden erfordern. Wichtig ist 
hier die wechselseitige Akzeptanz 
von ,Profis' und ehrenamtlichen Ein
satzkräften des Katastrophen
schutzes", so der Minister. 

Glogowski beendete seine Aus
führungen mit einem Hinweis auf die 
anstehende Verkleinerung der Bun
deswehr und die noch stärkere Re
duzierung der Stationierungsstreit
kräfte. "Es war bisher eine beruhi
gende Gewißheit, daß wir in Notfällen 
mit umfangreicher Amtshilfe, vor al
lem von der Bundeswehr, fest rech
nen konnten. Das ist im Grundgesetz 
ausdrücklich so vorgesehen, und 
daran wird sich im Prinzip nichts än
dern. Wir sind dabei, die Alarmie
rungswege und -verfahren mit der 
Bundeswehr zu überprüfen und zu 
gegebener Zeit anzupassen. 

Aber es ist schon jetzt klar, daß sich 
durch den Wegfall vieler Standorte in 
Niedersachsen die Konzentration 
speziell bei den Pioniertruppen, die 
räumlichen Entfernungen und damit 
die Hilfsfristen künftig beträchtlich 
verlängern können. Es ist deshalb 
wichtig, im Bereich des Katastro
phenschutzes weiterhin auch größe
re Verstärkungseinheiten als Bereit
schaften in die länderspezifischen 
Katastrophenschutzaufgaben einbe
ziehen zu können, zum Beispiel für 
technische Hilfeleistungen oder Che
mieschutzaufgaben." 

Konzept des Bundes 

Das derzeitige Konzept des Bun
des zur Neuorganisation des Zivil-

und Katastrophenschutzes stellte Mi
nisterialdirigent Wolfgang Beyer als 
Vertreter des Bundesinnenministeri
ums am Beispiel des Landes Nieder
sachsen dar. Beyer schickte voraus, 
daß - ehe man ein Konzept zur Neu
gestaltung des Zivil- und Katastro
phenschutzes entwerfe - die Verant
wortlichen darüber Rechenschaft ab
legen müssen, ob sich die tatsächli
chen Verhältnisse oder die rechtli
chen Gegebenheiten so wesentlich 
verändert haben oder voraussichtlich 
noch verändern werden, daß eine 
Neubesinnung über Aufgaben, Inhal
te und Organisation des Zivil- und Ka
tastrophenschutzes naheläge. Da
nach bedürfe es der Klärung, ob aus 
der Sicht des Bundes das rechtliche 
Instrumentarium ausreicht, um den 
Herausforderungen gerecht zu wer
den. "Dabei können und sollen die fi
nanziellen Aspekte nicht vergessen 
werden", betonte Beyer, der gleich
zeitig darauf verwies, daß allein dem 
Land Niedersachsen im Jahre 1 g90 
rund 68 Millionen Mark als Leistun
gen des Bundes im Bereich des Zivil
schutzes zugute kamen. 

Ministerialdirigent Beyer bezeich
nete es als ein offenes Geheimnis, 
daß es insbesondere unter finanziel
len Gesichtspunkten nicht an Bestre
bungen gefehlt hat, den Bund stärker 
als bisher in die vorbeugende reakti
ve Bekämpfung von durch die Natur 
oder Menschenhand verursachten 
Gefahren nichtkriegerischer Art ein
zubinden. 

.So hat beispielsweise der Deut
sche Städtetag gefordert, die Kata
strophenabwehr im Grundgesetz als 
Gemeinschaftsaufgabe von Bund 
und Ländern auszuweisen. Dieser 
Vorschlag ist schon auf der Arbeits
ebene von den Ländern mit der Be
gründung abgelehnt worden, daß bei 
einer Gemeinschaftsaufgabe alle Be
teiligten anteilige gleiche finanzielle 
Leistungen erbringen müßten und sie 
eine solche Verpflichtung nicht ein
gehen wollten. Ebensowenig Gegen
liebe fanden Vorschläge, dem Bund 
in Angelegenheiten des Katastro
phenschutzes die Kompetenz zu 
Rahmenvorschriften gemäß Artikel 
75 Grundgesetz einzuräumen. Es ist 
nicht erkennbar, daß sich heute oder 
in absehbarer Zukunft für gleichwohl 
eingebrachte Gesetzesvorlagen im 
Bundestag und im Bundesrat die er
forderliche qualifizierte Mehrheit fin
den würde", erklärte der Beamte des 
Bundesinnenministeriums . 

.Gleichwohl", so Beyer weiter, 
"stehen im Regelungsbereich die 
Bemühungen des Bundes, die in ei-



nem Verteidigungsfall drohenden be
sonderen Gefahren und Schäden ab
zuwehren, nicht beziehungslos ne
ben den Verpflichtungen der Länder, 
durch die Natur oder Menschenhand 
verursachte Schäden nichtkriegeri
scher Art durch vorbeugende Maß
nahmen zu verhindern beziehungs
weise die eingetretenen Folgen zu 
mildern oder zu beseitigen. Die 
Brücke wird im Regelungsbereich 
durch die einfache Gesetzgebung, 
wie das Gesetz über den Zivilschutz 
vom 9. August 1976, das Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophen
schutzes vom 13. Juli 1968, novelliert 
am 1. Februar 1990, das Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Helfer im Technischen Hilfswerk vom 
1. Februar 1990, unter Anwendung 
des Grundsatzes des Doppelnutzens 
geschlagen." 

Kein Anlaß für eine 
Novellierung 

"Aus der Sicht des Bundes ergibt 
eine Wertung der entsprechenden 
Rechtsvorschriften, daß für den Rest 
dieser Legislaturperiode des Deut
schen Bundestages kein zwingender 
Anlaß für eine Novellierung besteht. 
Bis jetzt hat niemand behaupten kön
nen, daß der ewige Frieden ausge
brochen ist und Vorkehrungen für ei
nen hoffentlich nie eintretenden Ver
teidigungsfall unterbleiben können. 
Darüber hinaus sind diese Gesetze so 

abgefaßt, daß Art und Umfang der zu 
treffenden konkreten Maßnahmen 
den jeweiligen tatsächlichen Gege
benheiten angepaßt werden können. 
Schließlich gewährleisten die Rege
lungen, daß Einrichtungen, Geräte 
und Personal nicht nur in Wartestei
lung herumstehen, sondern zur 
Bekämpfung von durch die Natur 
oder Menschenhand verursachten 
Katastrophen in Friedenszeiten ein
gesetzt werden können. Die Einlei
tung eines größeren Gesetzgebungs
vorhabens würde aller Voraussicht 
nach, wie in der Vergangenheit, auch 
nur dazu dienen, von den eigentli
chen Problemen des Katastrophen
und Zivilschutzes abzulenken", gab 
Beyer zu bedenken. 

Als zwingend notwendig erachtet 
er es, daß die tatsächlichen Verhält
nisse des Katastrophenschutzes in 
der Bundesrepublik mit der beste
henden Rechtslage und den heutigen 
Bedrohungssituationen in Einklang 
gebracht werden. So sollen die für 
den Katastrophenschutz a~fgestell
ten Einheiten und Einrichtungen nach 
dem Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes auch die Auf
gaben wahrnehmen, die dem Schutz 
der Bevölkerung vor den besonderen 
Gefahren und Schäden eines Vertei
digungsfalles dienen. Sie sollen zu 
diesem Zweck auf Kosten des Bun
des verstärkt, ergänzt sowie zusätz
lich ausgestattet und ausgebildet 
werden. "Seit dem Jahre 1968 geht 
der Gesetzgeber davon aus, daß es 
unterhalb der Schwelle des Verteidi
gungsfalles eine funktionierende, die 

Oie Feuerwehren als "Mädchen lür vieles" . Oie von den Gemeinden, weitgehend mil Hille der Ein
nahmen aus der Feuenchulzsteuer finanzierten Feuerwehren sind Immer zur Sielle. (Folo: Claasen) 

Eventualitäten in Friedenszeiten ab
deckende Gefahrenabwehr gibt, die 
lediglich der Verstärkung bezie
hungsweise Ergänzung durch vom 
Bund finanzierte Einheiten bedarf. Mit 
anderen Worten: Da der Bund keine 
ureigenen Aufgaben der Länder fi
nanzieren darf, kommt für ihn eine 
Verstärkung oder Ergänzung des vor
handenen Potentials eigentlich erst 
dann in Betracht, wenn die Abwehr 
von durch die Natur oder Men
schenhand verursachten Katastro
phen unterhalb der Schwelle des Ver
teidigungsfalls gesichert ist", stellte 
Beyer klar. 

Feuerwehren als 
"Mädchen für vieles" 

Er bezeichnete es als Illusion und 
Fiktion des Katastrophen- und Zivil
schutzes in der Bundesrepublik, daß 
dieser vom Gesetzgeber gewählte 
Ausgangspunkt erreicht sei. Vorhan
den seien die von den Gemeinden, 
weitgehend mit Hilfe der Einnahmen 
aus der Feuerschutzsteuer finanzier
ten Feuerwehren als "Mädchen für 
vieles" und die vom Bund finanzier
ten Einheiten der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes. Ministerialdi
rigent Beyer machte folgende Rech
nung auf: Würde der Bund unter der 
Annahme, daß alle Ressourcen für 
den Aufbau in den fünf neuen Bun
desländern benötigt werden, von 
heute auf morgen seine Leistungen 
an das Land Niedersachsen einstel
len und die ihm gehörende Ausstat
tung abziehen, so wären allein im Be
reich des erweiterten Katastrophen
schutzes davon betroffen: 

- 92 Einheiten des Brandschutzes 
mit 184 Löschgruppenfahrzeugen, 
16 Tragkraftspritzen und 61 Rüst
wagen; 

- 95 Einheiten des Bergungsdien
stes mit 190 Mannschaftskraftwa
gen, 95 Gerätekraftwagen, 11 
Räumgeräten, 48 Schlauchbooten 
und 17 Mehrzweckbooten; 

- 24 Einheiten des Instandsetzungs
dienstes mit 120 Instandsetzungs
truppkraftwagen; 

- 64 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 102 Arztkraftwagen, 64 Sa
nitätsgruppenkraftwagen und 205 
Krankentransportwagen; 

- 28 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
56 ABC-Erkundungskraftwagen 
und 28 Dekontaminationsmehr
zweckkraftwagen; 

I BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92121 



- 16 Einheiten des Betreuungsdien
stes mit 9 Lastkraftwagen, 27 Feld
küchen, 7 Kombiwagen und 21 
Motorrädern; 

- 11 Einheiten des Fernmeldedien
stes mit 22 Funkkraftwagen, 22 
Fernsprechkraftwagen und 11 
Geräte- und Betriebskraftwagen; 

- 95 Verpflegungstrupps des Versor
gungsdienstes mit 95 Feldküchen; 

- 48 Einheiten der technischen Ein
satzleitung mit 48 Fahrzeugen. 

Außerdem würden 3,6 Millionen 
Mark als vom Bund zu entrichtende 
Jahresbeträge nicht mehr in das Land 
Niedersachsen fl ießen. "Es bleibt Ih
nen als den viel besseren Kennern 
der Niedersachsen-internen Verhält
nisse überlassen, die wirklichen Fol
gen einer derartigen Schocktherapie 
einzuschätzen. Aber selbst als Nicht
Niedersachse kann ich mir vorstellen , 
daß dadurch - was eigentlich nicht 
sein dürfte - die Abwehr von durch 
die Natur oder von Menschenhand 
unterhalb der Schwelle des Verteidi
gungsfalls verursachten Katastro
phen nicht unerheblich beeinträchtigt 
wäre", gab der Ministerialbeamte zu 
bedenken. 

Maßgebliche Grundsätze 
des Bundes 

"Es verwundert nicht", so Beyer 
weiter, "daß im Rahmen der Überle
gungen zur Neugestaltung des Zivil
und Katastrophenschutzes jeder ver
sucht, seinen Besitzstand zu halten 
und, wenn möglich, einen Zugewinn 
zu erreichen. Zur Zeit ist die Diskus
sion der Details derartig kontrovers", 
erklärte er, "daß statt vieler Einzelhei
ten die Grundsätze, von denen der 
Bund sich bei den weiteren Erörte
rungen leiten lassen wird, kenntlich 
gemacht werden sollen: 
- Entsprechend der geltenden 
Rechtslage kann der Bund nicht zu
lassen, daß er im Wege einer Verfas
sungsdurchbrechung ohne Ände
rung der Zuständigkeitsverteilung in 
unserem Grundgesetz fakt isch und 
finanziell die Hauptlast des Katastro
phen- und Zivilschutzes trägt und 
sich die Länder/Gemeinden in Um
kehr der geltenden Gesetze auf eine 
Verstärkung oder Ergänzung be
schränken. 
- Der Bund hält an dem Ziel des seit 
dem Erlaß des Gesetzes über die Er
weiterung des Katastrophen
schutzes im Jahre 1968 angestrebten 

221 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92 1 

einheitlichen Hilfeleistungssystem 
von Bund, ländern und Gemeinden 
fest. Nicht zuletzt dafür ist es not
wendig , daß die länder ihre in den 
Verwaltungsvorschriften eingegan
genen Verpflichtungen nachkommen 
und die Zahl,Ausstattung und Ausbil
dung sowie Standorte der von ihnen 
unterhaltenen Einheiten offenlegen. 
- Der Bund begrüßt es, daß die län
der mehr als 20 Jahre nach dem In
krafttreten des Gesetzes über die Er
weiterung des Katastrophen
schutzes ihre Vorstellungen über ein 
Hilfeleistungssystem dargelegt ha
ben. Aus der Sicht des Bundes han
delt es sich um Zielvorstellungen der 
Länder für den von ihnen aufzubau
enden und zu finanzierenden Kata
strophenschutz gegen nicht durch ei
nen Verteidigungsfall bedingte Ge
fahren. Nach den für den Bund gel
tenden Rechtsvorschriften sind diese 
Überlegungen haushaltsmäßig nicht 
vollziehbar: 
1. Der Bund darf die Einheiten des 
Katastrophenschutzes nur in bezug 
auf verteidigungsfallbezogene Ge
fahren verstärken und ergänzen. Die 
Verstärkung und Ergänzung der all
täglichen Gefahrenabwehr in bezug 
auf Großschadenslagen und Kata
strophen in Friedenszeiten haben die 
länder vorzunehmen und zu finan
zieren. 
2. Die Zusammenfassung der bei der 
Katastrophenabwehr anfallenden 
Aufgaben unter Oberbegriffen ist ver
dienstvoll, aber bisher ist kein Bun
desminister der Finanzen und kein 
Bundestag bereit gewesen, pauschal 
für einen Berllich "Technik" oder ei
nen Bereich "Gesundheit und Sozia
les" Gelder zu bewilligen. Schon im 
Interesse der Haushaltsklarheit und 
Haushaltswahrheit sowie der MitteI
verwendungskontrolle durch die le
gislative und den Rechnungshof wird 
der Bund an in Einheiten gegliederten 
Fachdiensten festhalten. 
- Für den Bund sind Freiwilligkeit 
und Ehrenamtlichkeit Elemente der 
Gefahrenabwehr, die es zu stärken 
und zu fördern gilt. Entsprechend der 
Pluralität der Kräfte in unserer Ge
sellschaft wird es daher entspre
chend den Regelungen im Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro
phenschutzes bei der Pluralität der 
Mitwirkung im Zivilschutz bleiben. 
- Im Interesse der Verwaltungsver
einfachung und der Entbürokratisie
rung wird geprüft, ob die den Hilfelei
stungsorganisationen jetzt über die 
Länder und die Gemeinden zu
fließenden Gelder künftig den Orga
nisationen direkt durch den Bund zu-

gewendet werden können. Zur Erör
terung weiterer Entbürokratisie
rungs- und Verwaltungsvereinfa
chungsmaßnahmen ist der Bund be
reit , sofern die Ordnungsmäßigkeit 
der Mittelverwendung und die erfor
derliche Kontrolle der Ausgaben ge
währleistet bleibt. 
- Aus der Sicht des Bundes muß die 
Fähigkeit der Katastrophenabwehr
kräfte zur Operation auch außerhalb 
der eigenen landesgrenzen gegeben 
sein. Bei nunmehr 16 Bundesländern 
darf die Möglichkeit zur Amtshilfe von 
15 ländern bei einem Großscha
densereignis in einem land nicht von 
vornherein ausgeschlossen sein. Der 
Bund hält daher an der Dreistufigkeit 
der Ausbildung fest und sieht eine 
entsprechende Führungsstruktur als 
notwendig an. 
- Eine besondere Bedeutung kommt 
dem Aufbau der Gefahrenabwehr in 
den fünf neuen Ländern zu. Dadurch 
darf der erreichte Sicherheitsstan
dard in den elf alten Bundesländern 
nicht in Frage gestellt werden. Ziel 
dieses Aufbauprozesses muß es 
sein, daß an seinem Ende alle 16 län
der gleich gut und nicht gleich 
schlecht zur Abwehr der unseren 
Bürgern drohenden Gefahren in der 
lage sind", brachte es Beyer zum Ab
schluß seines Referates auf den 
Punkt. 

Zukunftsgerechte 
Entwicklung gefordert 

Forderungen an eine zukunftsge
rechte Entwicklung im Kata~trophen
schutz aus der Sicht der mitwirken
den Organisationen und Verbände 
trug stellvertretend der Bundesvor
sitzende der ARKAT Klaus-Dieter 
Kühn vor. 

Kühn wies darauf hin, daß bei der 
gegenwärtigen Diskussion über eine 
Neukonzeption des Zivil- und Kata
strophenschutzes von vielen ver
kannt wird , daß dem in den letzten 
Jahrzehnten ohnehin nur mit einem 
Minimum an finanziellem Aufwand 
aufgebauten ,Bund-länder-gemein
samen Schutz- und Hilfsleistungssy
stem' zunehmend gewachsene und 
teilweise auch völlig neue zivilisatori
sche Gefahrenpotentiale für Mensch 
und Umwelt gegenüberstehen. Er 
verwies in diesem Zusammenhang 
auf die Katastrophenszenarien nam
hafter wissenschaftlicher Institute, 
die von neuen, global wirkenden Ri
siken - ausgelöst durch Ozonloch, 



Ein gravierendes Problem sind die sinkenden Hellerzahlen Im Katastrophenschutz. 

Klimaverschiebungen, umkippenden 
Gewässern und Meeren, kollabieren
den Ökosystemen, Altlastenintoxika
tionen, ansteigenden Emissions- und 
Immissionsmengen, also von einem 
insgesamt eskalierenden Gefah
renspektrum - ausgehen. 

"Die zunehmende Sorge, ob die 
Menschheit die Voraussetzungen für 
die Lebens- und Überlebensgrundla
gen überhaupt erhalten kann, hat 
auch bei unseren Bürgern zu einem 
spürbaren Wandel im öffentlichen 
Bewußtsein geführt. Katastrophen
und Umweltschutz gehören heute zu 
den existentiellen Zukunftsaufga
ben", unterstrich Kühn. Aus diesem 
Grund dürfe die Diskussion über die 
künftigen Handlungsfelder auch 
nicht im Beharren auf formale Zu
ständigkeiten steckenbleiben. Seiner 
Meim1ng nach ist ein integrations
fähiges Gesamtkonzept arbeitsteilig 
zu entwickeln, das das integrierte Zu
sammenwirken aller an der Gefah
renabwehr beteiligten Einsatz- und 
Hilfeleistungskomponenten umfas
sen muß, von den Selbsthilfemög
lichkeiten über Rettungsdienst, Ärz
teschaft und Krankenhäuser, Polizei, 
Feuerwehr, bis hin zu Katastrophen
schutz, Bundeswehr, Bundesgrenz
schutz, Fachbehörden und Betrei
bern von Industrie- und Verkehrsan
lagen. 

"Wer nun die zwischen Bund und 
Ländern geführte Diskussion über 
diesen anspruchsvollen Aufgaben
bereich im zurückliegenden Jahr auf
merksam verfolgt hat, für den ist es 

(Foto: SChwepllnger) 

befremdend, wie wenig Konsens es 
in dieser so elementaren Staatsauf
gabe zwischen Bund und Ländern 
gegenwärtig gibt. Allein die Begriffe, 
die diese Diskussion quasi als Vor
zeichen begleiten, waren und sind 
von wenig Sensibilität für die Heraus
forderungen der Zukunft gekenn
zeichnet. ,Abbau', ,Ausdünnung' , 
,Abschmelzung' und ,Bereinigung' 
von ehrenamtlichen Ressourcen lau
tete der Kurs, und das ganze selbst
verständlich ,sozialverträglich' ," so 
Kühn mit Seitenblick auf die Verant
wortlichen bei Bund und Ländern. 

Kühn kritisierte nachdrücklich die 
Konfrontation der freiwillig und eh
renamtlich im Katastrophenschutz 
tätigen Helferinnen und Helfer mit 
diesen "eilfertig veröffentlichten Aus
sagen" der Ministerialbürokratie, 
ohne die vorherige Abstimmung und 
abschließende Diskussion mit den 
Organisationen und Verbänden abzu
warten: "Man wollte zur Versachli
chung der Diskussion beitragen, hieß 
es. Tatsächlich waren eher Enttäu
schung, Verunsicherung und Verbit
terung bei den Helferinnen und Hel
fern die Folge." 

Kühn hält es für notwendig, daß in 
diesem für Staat und Gesellschaft so 
bedeutenden Verantwortungsbe
reich wieder mehr die Kontrollfunk
tion von Parlamenten und Politik 
wahrgenommen wird. "Es ist deshalb 
außerordentlich zu begrüßen, wenn 
sich die Landtage ebenso intensiv mit 
der weiteren Entwicklung der Struk
turen für den Katastrophenschutz be-

fassen, wie das derzeit der Innenaus
schuß des Deutschen Bundestages 
im Bereich des Katastrophen
schutzes als Zivilschutzaufgabe tut. 
Die Initiative der SPD-Fraktion des 
Niedersächsischen Landtages, diese 
Problematik in einem Fachkongreß 
aufzugreifen, könnte also anderen. 
Bundesländern gleichsam als Vorbild 
dienen", betonte Kühn. 

Ansätze des Bundes 
"völlig verkehrt" 

"Ministerialdirigent Beyer hat aus
geführt, welche Überlegungen und 
Vorschläge im Bundesinnenministe
rium hinsichtlich des vom Bund fi
nanzierten und für Aufgaben im Ver
teidigungsfall erweiterten Katastro
phenschutzes gegenwärtig erwogen 
werden. Die Vorschläge gehen von ei
nem erheblichen personellen Abbau 
der in den Altbundesländern beste
henden Schutzressourcen zugun
sten von Aufbaumaßnahmen für den 
Katastrophenschutz in den neuen 
Bundesländern aus. Von diesem per
sonellen Abbau wären im Rahmen 
der bereits für den Bundeshaushalt 
1993 geplanten Umsetzungsvor
schläge 1222 Einheiten und Einrich
tungen des erweiterten Katastro
phenschutzes mit rund 15 000 freiwil
ligen und ehrenamtlichen Helfern be
troffen. 

Weitere Reduzierungen im Bereich 
von Helferstärken und Fachdiensten 
sind durch den Wegfall der im Rah
men der sogenannten Ergänzung fi
nanzierten Ausbildungskosten und 
den Abbau von regionalen Überka
pazitäten im Brandschutz-, Ber
gungs- und Sanitätsdienst geplant. 

Auf die weitere Mitwirkungsbereit
schaft der von diesen Vorschlägen 
betroffenen, teilweise langjährig er
fahrenen Führungskräfte und Helfer 
kann dann wohl kaum noch gerech
net werden. Bereits jetzt führen sozu
sagen im 'vorauseilenden Gehorsam' 
vorweggenommene Auflösungsbe
strebungen in einigen Bundesländern 
zu erheblichen weiteren Motivations
einbußen in der Bereitschaft zur frei
willigen Übernahme von Aufgaben im 
Katastrophenschutz. So warnen ge
genwärtig auch alle im Katastro
phenschutz mitwirkenden Organisa
tionen und anzuhörenden Verbände, 
Regierungen und Parlamente vor ei
nem übereilten Absenken eines lang
jährigen und nur unter schwierigen 
Rahmenbedingungen aufgebauten 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92 123 



Schutzpotentials" , gab der Bundes
vorsitzende der AR KAT zu bedenken. 

Kühn hält es vom Ansatz her für 
"völlig verkehrt", auf Einheiten und 
Fachdienst und damit auch auf Funk
tionen zu verzichten, ohne daß eine 
mit allen Beteiligten abgestimmte 
Gesamtkonzeption vorliegt, denn die 
Aufgaben blieben. In der Konsequenz 
wäre seiner Meinung nach eine Ver
lagerung und Verdichtung der Aufga
ben auf die personell ohnehin knap
per werdenden Ressourcen der an
deren Fachdienste' die Folge, was 
letztlich wieder zu Einbußen in der 
Flexibilität und Qualität der verblei
benden und personell weiter verklei
nerten Fachdiensteinheiten führen 
müßte. "Vielmehr gilt es, unter Nut
zung der bisher in den Einheiten und 
Einrichtungen aufgebauten Know
how-Potentiale Aufgaben, Organisa
tion, Stärke, Ausstattung und Ausbil
dung in den mit Inkrafttreten des neu
en Bundesgesetzes 1990 erst be
stätigten Fachdiensten an neue Ge
fahren- und Katastrophenschutz
szenarien anzupassen", betonte er. 

Mobilität und Integration 
statt Kostenreduzierung 

"Gemessen an den Leistungen, die 
die Helferinnen und Helfer zum Null
tarif für Staat und Gesellschaft er
bringen, lassen sich auch keine we
sentlichen Kostenreduzierungen er
reichen. Wir benötigen im Sinne eines 
konzeptionell-positiven Wandels 
statt dessen dringend eine erhöhte 
funk1ionale Mobilität und Integra
tionsfähigkeit der verschiedenen 
fachdienstlichen Komponenten des 
erweiterten Katastrophenschutzes. 
Dazu bedarf es des angepaßten Fort
bestandes der jetzt zur Auflösung an
stehenden Fachdienstkomponenten 
beziehungsweise ihrer Integration in 
die gegebenenfalls neu zu struk1urie
renden Fachdienste." 

Kühn wies darauf hin, daß die län
der gemäß der Beschlußlage der 
Ständigen Konferenz der Innenmini
ster und -senatoren vom 8. Novem
ber 1991 mit ihrem mehrheitlich ver
abschiedeten "Grundkonzept" also 
in den Empfehlungen zur künftigen 
Wahrnehmung von Fachdienstaufga
ben in ihren Verzichtsvorschlägen 
noch über den Ansatz des Bundes 
hinausgehen. Für das Land Nieder
sachsen, so fuhr Kühn fort, würde das 
in der Konsequenz im Bereich der 
Einheiten und Einrichtungen der 
Führung, der Versorgung, des Fern-
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meldedienstes, des Instandset
zungsdienstes und des Betreuungs
und Veterinärdienstes teilweise zu ei
nem völligen Abbau von Schutzres
sourcen führen. "Gemessen am nie-
dersächsischen Gesamtpotential 
des erweiterten Katastrophen-
schutzes von gegenwärtig 14514 
Helferinnen und Helfern käme das ei
nem personellen Abbau von über 
4000 Helfern im Verstärkungsteil und 
der Auflösung von 473, also mehr als 
50 Prozent der verfügbaren Einheiten 
und Einrichtungen gleich. Wie unter 
diesen Vorgaben die Aufgaben der 
Führung und Logistik in Großscha
dens- und Katastrophenfällen künftig 
bewältigt werden sollen, wird in dem 
von den Ländern vorgelegten Papier 
nicht ausgeführt." 

Nachdrücklich fügte Kühn hinzu, 
daß gerade die Einheiten und Ein
richtungen der Führung, des Fern
melde-, Versorgungs- und Betreu
ungsdienstes unverzichtbare Quer
schnitts- und Koordinierungsaufga
ben in der gesamten Einsatzführung 
und -logistik erfüllen: "Diese Dienste 
haben nach Öffnung der Grenzen und 
bereits vorher bei der umfangreichen 
Betreuung von Besuchern und Bot
schaftsftüchtlingen aus der früheren 
DDR eindrucksvoll bewiesen, daß sie 
aufgrund der an den Katastrophen
schutzschulen genossenen einsatz
taktischen Ausbildung Defizite der 
seinerzeit völlig überforderten Ver
waltungen in hervorragender Weise 
zu kompensieren verstanden." 

Einige Länder wären nach Mei
nung des Bundesvorsitzenden der 
AR KAT gegenwärtig auch nicht in der 
Lage, eine Reduzierung des Schutz
niveaus in den Altbundesländern zu 
kompensieren , da sie in der Mehrzahl 
ihren verfassungsmäßigen Pflichten 
für den Aufbau eines dualen Schutz
und Hilfeleistungssystems in seinen 
friedensmäßigen Belangen bisher nur 
unzureichend nachgekommen sind 
und sich im Katastrophenschutz 
weitgehend auf die Bundespotentia
le abstützen. So kommt er zu der 
Schlußfolgerung, daß die jetzt von 
den Ländern vorgeschlagene Kon
zentration von Fachdienstfunktionen 
unter Wegfall wichtiger Aufgabenbe
reiche der Forderung nach mehr In
tegration und Modularität nicht ge
recht wird. "Eine weitere Konzentra
tion von Einsatzfunk1ionen bei gleich
zeitig reduzierter Personalstärke in 
den Fachdiensten kann diesem Ziel 
nicht entsprechen und begrenzt die 
Möglichkeiten, auf zunehmend kom
plexer werdende Schadenslagen fle
xibel und schnell zu reagieren." 

Auftakt zu einem 
intensiven Dialog 

In der sich den Referaten an
schließenden Diskussion waren sich 
die Vertreter von Bund, Land und 
Kommunen trotz vielfältiger Diskre
panzen darüber einig, daß zur Siche
rung des Katastrophenschutzes die 
ehrenamtliche Tätigkeit in den Mittel
punk1 gerück1 werden muß, um einen 
weiteren Schwund des ehrenamtli
chen Helferpotentials zu verhindern. 
Ministerialdirigent Beyer führte aus, 
daß wohl vor allem jene Organisatio
nen betroffen seien, die den Dienst im 
Katastrophenschutz als Alternative 
zum Wehrdienst anbieten würden. 
Diese achtjährige Dienstpflicht wird 
aufgrund der mittlerweile auf zwölf 
Monate verkürzten Wehrpflicht im
mer weniger eingegangen. Beyer 
sieht die sinkenden Helferzahlen als 
ein gravierendes Problem an, nicht 
zuletzt deshalb, weil ein Katastro
phenschutz ohne Ehrenamtlichkeit 
kaum zu finanzieren wäre. 

Kritik daran übten die Vertreter des 
Technischen Hilfswerks (THW): Sie 
warfen den Verantwortlichen vor, eine 
ihrer Meinung nach dringend not
wendige Professionalisierung des 
Katastrophenschutzes allein aus 
dem Grund nicht zu betreiben, weil 
freiwillige Helfer erheblich kosten
günstiger seien. Ministerialdirigent 
Beyer gab daraufhin nochmals zu be
denken, daß allein für die Ausrüstung 
der Facheinheiten im erweiterten Ka
tastrophenschutz vom Bund enorme 
finanzielle Mittel aufgebracht werden 
müßten. 

Die Hilfsorganisationen sprachen 
sich mit Nachdruck gegen eine Mit
telkürzung beim Katastrophenschutz 
aus. Die finanzielle Ausstattung müs
se mindestens auf dem derzeitigen 
Niveau gehalten werden. Der Bun
desvorsitzende der ARKAT formulier
te die Forderung nach einer verstärk1 
bedarfsorientierten "Vorhaltung" des 
Helfer- und Ausrüstungspotentials. 

Der innenpolitische Sprecher der 
niedersächsischen SPD-Landtags
fraktion, Heiner Bartling, schloß die 
Fachkonferenz "Katastrophenschutz 
2000" mit der Feststellung, daß die
se Veranstaltung den Auftak1 zu ei
nem Dialog mit den am Katastro
phenschutz beteiligten Organisatio
nen und Verbänden darstellt. In den 
nächsten Monaten soll diese Diskus
sion intensiv weitergeführt werden, 
um akzeptable Lösungen für alle Be
teiligten zu finden . 

- sm -



Fast gehört es heute zum guten 
Ton, "wahnsinnig im Streß" zu 
sein. Viele Menschen geben sich 
gern gestreßt, und natürlich bietet 
der Straßenverkehr vielfältigen 
Anlaß, Bestätigung zu f inden. Was 
aber ist dran am Streß im Straßen
verkehr? Welche Auswirkungen 
haben tatsächliche oder vermeint
liche Beanspruchungssituationen 
auf unser Verhalten hinter dem 
Lenkrad? 

Wenn hinter dem Steuer dieses 
Gefühl der Unruhe vom Bauch her 
hochkribbelt, die Handflächen leicht 
zu schwitzen beginnen, und das 
Herz schneller zu pochen anfängt, 
dann hat er uns wieder eingeholt: der 
Streß. Was aber ist es, das uns Fahr
zeug lenker heute so schnell in Unru
he versetzt und das immer wieder zu 
Fehlhandlungen und Überreaktionen 
führt? 

Der Körper macht mobil 

Streßreaktionen treten im Stra
ßenverkehr immer bei bestimmten 
Belastungen auf. Jeder spürt in sol-

chen Situationen, daß der Körper auf 
diese Belastungen und Reize rea
giert. 

Bei der Einwirkung von bestimm
ten Reizen wird im Körper eine Reak
tionskette in Gang gesetzt. Diese 
Reaktionen laufen unabhängig von 
der Art der Bela~tung immer gleich 
ab. Mit diesen Reaktionen bereitet 
sich der Körper auf eine Situation 
vor, die als bedrohlich empfunden 
wird. Der Körper macht mobil. 

Derartige Reize aktivieren zu
nächst einmal die Wachheitszentrale 
des Fahrers. Diese "Zentrale" ist ein 
dichtes Netz von Nervenzellen in der 
Hirnrinde. Der Fahrer spürt eine "Be
drohung", sein Aktivitätsspiegel 
steigt unbewußt. Der Fahrer wird zu
nächst <" wacher", reagiert schneller 
und konzentrierter. 

Das Gehirn kann aber nur eine be
grenzte Anzahl von Reizen und bela
stenden Informationen verarbeiten. 
Wird der Haushalt überlastet, gerät 
der Aktivitätsspiegel in den Maximal
bereich. Die Hirnrinde wird dabei so 
intensiv angeregt, daß sie nicht mehr 
geordnet arbeiten kann. Es kommt 
zu Fehlreaktionen, Fehlbewegungen 
und fehlerhafter Gedächtnisnutzung. 

Die Nerven versuchen in einer sol
chen Situation, die größte Arbeitsbe
reitschaft aus dem Körper herauszu
holen. Sie erhöhen vor allem die 
Muskelspannung. Ist der Aktivitäts
spiegel im Maximalbereich, führt die
se Erhöhung der Muskelspannung 
jedoch zur Versteifung der Bewe
gung. Die Bewegungsgenauigkeit 
und die Bewegungsgeschwindigkeit 
erleiden spürbare Einbußen. 

Die eingehenden ' Reize aktivieren 
neben der Wachheitszentrale auch 
die Handlungsbereitschaft des Fah
rers. So beginnt beispielsweise das 
Herz verstärkt zu arbeiten, die Au
genpupillen erweitern sich und der 
Widerstand der Haut wird geringer. 
Die Folgen sind die Beeinträchtigung 
des Nahsehens, leichtes Herzflattern 
und Schweiß an Handflächen, Fuß
sohlen und Stirn. 

Streß in Maßen ist zunächst 
durchaus förderlich. Das wird in der 
pointierten Aussage des Münchener 
Streßforschers Professor Wolf Mül
ler-Limmroth deutlich: "Streß in 
Maßen ist die Würze, der Motor des 
Lebens. Mehr noch - ein Leben ohne 
Streß ist undenkbar: Leben ohne 
Streß ist Tod." Schädlich wird der 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92125 



Streß auch im Straßenverkehr erst, 
wenn der Mensch die eingehenden 
Reize nicht mehr verarbeiten kann. 

Autofahren ist Schwerarbeit 

Das Lenken eines Autos im heuti
gen Verkehr ist per se schon eine 
Belastung. Autofahren verbraucht 
rund 60 Prozent der gesamten men
talen Leistungsfähigkeit. Dabei sind 
Informationsaufnahme und Informa
tionsverarbeitung die größten Bela
stungsfaktoren des Autofahrers. 

Es ist neben dem Bedienen des 
Fahrzeugs das gesamte Verkehrsge
schehen, das Belastungen hervor
ruft: Verkehrsdichte , Verkehrsstaus 
und Verkehrslärm; die allgemeine 
Hektik; ständig wechselnde, zum Teil 
unerwartete Situationen; der perma
nente Wechsel der Umwelt durch die 
eigene Bewegung; die Schere zwi
schen genereller Regelung und aktu
eller Situations-Anforderung. 

Dazu kommen viele kleine Ereig
nisse, die den Fahrer auf Dauer är
gern und belasten: Ein anderer fährt 
zu dicht auf oder läßt einen nicht ein
fädeln; ein Fußgänger geht betont 
langsam über die Straße; Schein
werfer entgegenkommender Fahr
zeuge blenden; ein kleineres Fahr
zeug überholt; man ist selber in Eile 
und der Vordermann trödelt; der Vor
dermann fährt sehr ungleichmäßig, 
so daß man sich zunehmend auf ihn 
konzentrieren muß. 

Auch schlechte 
Sicht trägt zur 
StreOerhöhung 
bel. 
(Fotos: OVR) 
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Untersuchungen des Kyberneti
kers Frederic Vester an Fahrern, die 
zu Stoßzeiten unterwegs waren, be
legen einen Anstieg der Herzfre
quenz, des Blutdrucks und ein Ab
sinken des Hautwiderstandes: typi
sche Streßsymptome. In mehreren 
Tests wurde festgestellt, daß die 
Pulsfrequenz beim Autofahren deut
lich ansteigt. Bei kritischen Fahrsi
tuationen wie zum Beispiel dem 
Überholen werden Spitzenwerte von 
über 160 erreicht. - Ein Wert, der an
sonsten nur bei sportlichen Höchst
leistungen erreicht wird und der dop
pelt so hoch ist wie der durchschnitt
liche Pulswert von rund 80. 

Im Fahrzeug gibt es außerdem 
kaum die Möglichkeit, die entstan
dene Belastung zum Beispiel durch 
Bewegung abzubauen. Vester dazu: 
.. So wird das Autofahren auf der ei
nen Seite als Schwerarbeit einge
stuft, ohne daß jedoch auf der ande
ren Seite der Körper überhaupt et
was tut. Wir haben hier eine biologi
sche Doppelbelastung: Streß wird 
nicht nur erzeugt, sondern gleichzei
tig wird auch seine Umsetzung ver
hindert". 

Doch nicht nur die direkte Ver
kehrssituation belastet uns während 
des Autofahrens. Die optimale Infor
mationsaufnahme und -verarbeitung 
wird durch viele Faktoren beeinflußt 
und meist beeinträchtigt, die außer
halb des direkten Verkehrsgesche
hens liegen. Dazu gehören zum Bei
spiel: 

• Familiäre und berufliche Proble
me; Untersuchungen in den USA er
gaben, daß eindeutige Zusammen
hänge zwischen Belastungen in Fa
milie und Privatleben und dem Verur
sachen von Unfällen nachzuweisen 
sind. 
• Zeitdruck; die innere Anspannung 
blockiert Informations- und Ent
scheidungskapazitäten, Fahrsitua
tionen werden falsch eingeschätzt. 
• Ablenkung; bei Untersuchungen 
wurde zum Beispiel festgestellt, daß 
die Fehlerquote bei anspruchsvollen 
Fahraufgaben durch das Hören des 
Autoradios um 20 bis 70 Prozent an
stieg. 
• Schwingungen; durch längere Ein
wirkungen der Schwingungen des 
Fahrzeugs wird die Leistungsfähig
keit herabgesetzt, das Risiko von 
Fehlleistungen steigt. Besonders 
lang andauernde Vibrationen beein
trächtigen deutlich das Sehvermö
gen. 
• Wettersituation; rund 65 Prozent 
der Autofahrer empfinden Regen, 
Nässe und Nebel als Belastung. Die 
Möglichkeiten, notwendige Informa
tionen für die Fahrentscheidungen 
aufzunehmen, werden durch Regen 
und Nebel teilweise drastisch herab
gesetzt. 

Wie stark die einzelnen Bela
stungsfaktoren in der jeweils konkre
ten Situation wirken, und ob sie po
sitive oder negative Auswirkungen 
besitzen, hängt von mehreren Bedin
gungen ab: 
• von der Art und Intensität des Be
lastungsfaktors selber, 



• von der persönlichen Gegebenheit 
des Betroffenen, von Anlagen, Fer
tigkeiten und Streßempfindlichkeiten 
und 
• von der subjektiven Bewertung 
des Belastungsfaktors. 

Vor allem der letzte Punkt ist inter
essant, da er darauf hinweist, daß 
der Mensch selber es ist, der die 
Streßbedingungen beeinflußt. Pro
fessor Müller-Limroth: .. Uns ist be
kannt, daß von Menschen auch 
größte Belastungen ertragen werden 
können, solange sie mit Freude ge
tragen werden. Wird dagegen einer 
Aufgabe oder Belastung Widerwillen 
und Abneigung entgegengebracht, 
so führt selbst eine objektiv geringe 
Belastung sehr schnell zu einer 
Überbeanspruchung. " 

Es ist die Persönlichkeit des Auto
fahrers, die die Wahrnehmungsbe
dingungen ganz wesentlich mit be
einflußt. In der BASt-Untersuchung 
.Belastung und Beanspruchung von 
Kraftfahrern" heißt es dazu: .. Das In
dividuum schafft sich seine subjekti
ve Fahrwelt, indem es die Verkehrs
situationen nach seinen Erfahrun
gen, Wertvorstellungen und Bewälti
gungsmöglichkeiten einschätzt." 

StreB als Infokiller 

Negative Belastungssituationen, 
die zu Streß werden, beeinflussen in 
erster Linie die Informationsaufnah
me und die Informationsverarbei
tung. Unter normalen Bedingungen 
kann ein Fahrer etwa drei bis fünf 
Verkehrsobjekte pro Sekunde wahr
nehmen. Diese Objekte registriert 
der Fahrer und er kann auf sie rea
gieren, das heißt er kann sein Fahr
verhalten bewußt auf sie einstellen. 

Wächst die Belastung, reduziert 
sich die Geschwindigkeit der Infor
mationsaufnahme. Professor Dietrich 
Ungerer: .. Zwei Verkehrsobjekte in 
der Sekunde sind dann keine Selten
heit. Die Verkehrssicherheit ist nun 
schon beachtlich eingeschränkt. Bei 
einer weiteren Reduktion entsteht 
der bekannte Röhrenblick. Eine an
dere Variante ist das punktförmige 
Ausfallen von Verkehrsobjekten in
mitten des Verkehrsszenarios. " 

Ist der Informationshaushalt der
artig belastet, werden andere Ver
kehrsteilnehmer, Schilder oder Si
gnale vom Armaturenbrett nicht 
mehr vollständig wahrgenommen. 
Durch die Verlangsamung der Infor
mationsaufnahme kommt es auch zu 

Eustreß - Distreß 

Der normale und notwendige 
Streß wird Eustreß genannt. Im 
Eustreß lebt und arbeitet man, 
wenn der Einstrom von Reizen 
optimal ist. 

Der schädliche Streß wird Di
streß genannt. Im Distreß können 
die eingehenden Reize nicht mehr 
verarbeitet werden, und es kommt 
zu Fehlreaktionen. 

einem Verzögerungseffekt: Verkehrs
schilder werden zwar erkannt, aber 
erst dann, wenn der Fahrer an ihnen 
schon vorbeigefahren ist. 

Steigende Belastung blockiert 
also Energien, die für die Informa
tionsaufnahme benötigt werden. 
Dem Fahrer stehen nach und nach 
immer weniger Informationen für sei
ne Fahrentscheidungen zur Verfü
gung. 

Der Schwund des Informations
haushaltes wird vom Fahrer nicht im
mer bemerkt, da dieser Prozeß oft
mals schleichend verläuft. In einer 
solchen Situation paßt sich das Ge
hirn mit seiner Informationsverarbei
tung unbewußt den noch vorhande
nen Kapazitäten an. Der Fahrer redu
ziert das Tempo und verringert da
durch die Menge der Informationen, 
die er verarbeiten muß. 

Jeder Fahrer kann den Prozeß des 
sich aufbauenden negativen Stres
ses an einigen Vorwarnsymptomen 
selber erkennen. Solche Symptome 
sind das wiederholte Übersehen von 
Verkehrszeichen, das Überhören von 
Wörtern oder Satzpassagen bei Ver
kehrsdurchsagen oder bei Ge
sprächen während der Fahrt. Ein 
Warnsignal ist auch, wenn man nicht 
mehr genau weiß, wie man den letz
ten Kilometer zurückgelegt hat, nur 
noch automatisch gefahren ist und 
keine Erinnerungen mehr an Einzel
heiten besitzt. Das Gehirn .. weigert" 
sich in solchen Fällen, die eingehen
den Informationen zu verarbeiten, 
und der Fahrer greift auf Routine
abläufe zurück. Professor Ungerer: 
.. Streß ist geradezu ein Informations
killer." 

StreB - neues Thema der 
Verkehrssicherheit? 

Belastungsfaktoren, die zu Streß 
führen, sind schon immer Teil der 
Verkehrssicherheitsarbeit gewesen. 

Trotzdem eröffnen die Untersuchun
gen zum Thema Streß einige interes
sante Aspekte: 

• Streß ist eine Erscheinung, die 
äußerst subjektiv in einer jeweils 
konkreten Situation entsteht. Vor
aussetzung ist das Zusammentreffen 
sehr vieler Faktoren. Vermeiden kann 
man Streß ebenfalls in erster Linie 
durch die subjektive Einstellung in 
der konkreten Fahrsituation. Diese 
Erkenntnis sowie die Information 
über diese komplexen Zusammen
hänge könnte stärker in die Ver
kehrssicherheitsarbeit integriert wer
den. 

• Da Streß ein Informationskiller ist, 
kann man ihm dadurch begegnen, 
daß man sorgsam mit seinem Infor
mationshaushalt umgeht. Es sind 
also Informationsreserven zu schaf
fen. Wissen/Erfahrung, Informations
haushalt und Unfall risiko hängen zu
sammen. Wer sein Gehirn nicht da
mit belasten muß zu überlegen, wie 
zu schalten und zu kuppeln ist, hat 
Kapazitäten für anderes frei. Je mehr 
Routinehandlungen im Fahrablauf 
abrufbar sind, desto geringer ist der 
Informationsverbrauch. Das Üben 
von Routinehandlungen in der Fahr
ausbildung, aber auch die Vermitt
lung von Wissen über Verkehrszu
sammenhänge kann helfen, das Be
lastungspotential zu senken. Auch 
das Sicherheitstraining ist beispiels
weise eine Möglichkeit, durch Üben 
ungewöhnlicher Fahrsituationen In
formationsreserven zu schaffen. 

• Schließlich ist auch die Beeinflus
sung zu rücksichtsvollem Verhalten 
im Verkehr ein Anti-Streß-Faktor. Der 
Ärger über die vielen kleinen Verhal
tensfehler und Provokationen der 
anderen kann sich im Straßenver
kehr leicht zu einer Streß-Situation 
hochschaukeln. Am Steuer vermei
det man Belastung vor allem dann, 
wenn man sich nicht seinen Frustra
tionen hingibt, sondern seine Phan
tasie bemüht: vielleicht ist der Vor
dermann ein Fahranfänger, oder er 
ist von seinem Chef zusammenge
staucht worden. DVR-report 
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Informationen aus 
Köpenick 

"Retten und Bergen" verband Fachausstellung und Kongreß -
Feuerwehrtechnik und Fachwissen präsentiert 

Berlin-Köpenick, Innovations
park Wuhlheide. Schon die für Be
sucher aus den alten Bundeslän
dern ungewohnte Anschrift läßt er
kennen, daß sich die Fachausstel
lung "Retten und Bergen" speziell 
an Zielgruppen in den neuen Bun
desländern richtete. Nach der Kon
zept ion des Veranstalters sollten 
denn auch mit der ausgestellten 
Technik vordringlich Entschei
dungshilfen für den Aufbau eines 
effektiven Brandschutzes und Ret
tungsdienstes gegeben werden. 
Um die Information über den ge
samten Bereich Brand- und Kata
strophenschutz, Rettungsdienst 
und Umweltschutz zu komplettie
ren, wurde die Ausstellung von ei
nem Kongreß begleitet, der an den 
vier Veranstaltungstagen Anfang 
Februar 1992 eine Fülle von The
men behandelte, die nicht nur in 
den neuen Ländern ak1uell sind, 
sondern auch in den alten Ländern 
seit geraumer Zeit intensiv disku
tiert werden. 

In seinem Grußwort übermittelte 
der Schirmherr der Veranstaltung, 
Regierender Bürgermeister Eberhard 
Diepgen, Ausstellern und Besuchern 
einen Willkommensgruß und drückte 
seine Freude darüber aus, daß "Ber
lin mit ,Retten und Bergen' der Treff
punkt von Experten ist, die sich hier 
über Gefahrenabwehr austauschen". 
Diepgen stellte weiter fest: "Umwelt
schutz, Katastrophenschutz und Ret
tungsdienst sind untrennbar vonein
ander. Gerade in diesen lebenswich
tigen Bereichen sind Erfahrungsaus
tausch und Weiterbildung von her
ausragender Bedeutung. Die Anfor
derungen an die Retter in der Not 
werden immer größer und vielfältiger. 
Die Ausstellung und der Kongreß bie
ten nicht nur den Interessenten aus 
den neuen Bundesländern aktuelle 
Informationen, sondern liefern auch 
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den Besuchern aus den alten Bun
desländern neueste Erkenntnisse." 

Modernste Technik 
unabdingbar 

Die Eröffnungsveranstaltung am 
30. Januar sah eine vollbesetzte Hal
le, als der Staatssekretär beim Sena
tor für Inneres, Dr. Armin Jäger, in Ver
tretung des Regierenden Bürgermei
sters einige Worte zur Begrüßung an 
die Anwesenden richtete. Der Staats
sekretär wies besonders auf die 
wachsende Bedeutung der in Aus
stellung und Kongreß behandelten 
Bereiche - nicht nur in einer Millio
nenstadt - hin. Obwohl durch die ge
stiegenen Anforderungen immer auf
wendiger und umfangreicher gewor
den, bezeichnete Dr. Jäger die Be
reitstellung modernster Fahrzeug
und Gerätetechnik als unabdingbare 
Voraussetzung für eine wirkungsvol
le Schadensbekämpfung. 

Stichwort Technik. Auch der Präsi
dent des Deutschen Feuerwehrver
bandes, Hinrich Struve, ging auf das 
Thema ein: "In der heutigen Zeit der 
schnellen technischen Weiterent
wicklung ist es notwendig, daß den
jenigen, die das Retten und Bergen 
durchzuführen haben, die Möglich
keit gegeben wird, sich über den 
neuesten Stand der Technik zu infor
mieren. Dabei sollte man nicht ver
gessen, daß auch die modernste 
Technik bei der Lösung unserer Ein
satzaufgaben nur ein Hilfsmittel ist. 
Nach wie vor steht der Mensch, der 
zum Helfen gewillt und ausgebildet 
ist, an erster Stelle." 

Der DFV-Präsident machte aller
ding~ auch klar, daß die Finanzier
barkeit modernster Technik durch die 
Kommunen nicht aus dem Auge ver
loren werden dürfe. Den Forderungen 
der Feuerwehren nach moderner 

Staatssekretär Dr. Jäger überbri ngt die Grün. 
des Schirm herrn. 

Ausstattung stellte er das ehrenamt
liche Engagement der 1,4 Millionen 
Feuerwehrangehörigen im Bundes
gebiet gegenüber: "Ein nicht hoch 
genug einzuschätzendes Kapital, das 
dadurch verdeutlicht werden kann, 
daß - wenn die üblichen Einsatzstär
ken zugrunde gelegt werden - bei ei
nem plötzlichen bundesweiten Alarm 
mehr als 600 000 Bürger unseres 
Landes in Minutenschnelle bereitste
hen würden, Hilfe zu leisten. Und das 

"An erster Stelte steht der Mensch" : DFV·Präsl· 
dent Stru.e eröffnet die Veransta ltung. 



nicht nur werktags oder während der 
Arbeitszeit, sondern rund um die Uhr, 
Tag für Tag." Nach diesem plasti-

Mit dem wach
senden Aufkom
men von Gefahr
gut steigt auch 
die Bedeutung 
der entsprechen
den SchutzkleI
dung. 

sehen Beispiel von der Dimension der 
Gemeinschaftseinrichtung Feuer
wehr eröffnete Präsident Struve Aus-

Notstromaggre
gat, eingescho
ben In die Front
seite eines Feu
erwehrtahrzeugs 
- eine ungewöhn
liche Art der Un
terbringung. 

stellung und Kongreß und wünschte 
Ausstellern und Besuchern viele neue 
Impulse durch die Veranstaltung. 

Über 80 Aussteller 

Beim anschließenden Messerund
gang konnten die Ehrengäste an hand 
der präsentierten Exponate und 
Dienstleistungen Einsicht darüber 
gewinnen, was in absehbarer Zeit 
auch in den neuen Bundesländern 
Standard sein wird. Über 80 Ausstel
ler aus dem In- und Ausland stellten 
sich dem Besucher, wobei die ver
fügbare Ausstellungsfläche nicht 
ganz genutzt wurde. 

Unübersehbarer Schwerpunkt der 
Ausstellung: die Leitstellen- und 
Kommunikationstechnik. Die Palette 
reichte vom Einsatzleitrechner über 
den Leitstellen-Arbeitsplatz bis zum 
EDV-Programm für die Feuerwehr
verwaltung, vom BOS-Funkgerät bis 
zum Meldeempfänger. Die verhältnis
mäßig große Zahl der Anbieter und 
das Interesse der Besucher belegten 
den akuten Nachholbedarf der neuen 
Bundesländer in diesem Bereich. 
Recht zahlreich vertreten waren auch 
Aussteller von Bestandteilen der per
sönlichen Ausrüstung des Feuer
wehrpersonals, angefangen vom 
Feuerschutzhelm über Atemschutz
geräte bis hin zu den Einsatzstiefeln. 
Den Bereichen Vorbeugender Brand
schutz und RettungSdienst widmeten 
sich ebenfalls mehrere Aussteller, 
während an den übrigen Messestän
den ein Querschnitt durch den ge
samten Produktsektor geboten wur
de. 

Feuerwehrfahrzeuge fehlten 

Der Beschluß der Fachgemein
schaft Feuerwehrfahrzeuge und -ge
räte, an der Ausstellung nicht teilzu
nehmen, bedeutete einen empfindli
chen Verlust an Attraktivität. Ob Han
nover oder Friedrichshafen - es zeig
te sich in der Vergangenheit immer 
wieder, daß die Feuerwehr-Fahrzeug
technik der eigentliche Magnet jeder 
Fachausstellung ist. Aus dieser Er
kenntnis heraus läßt sich unschwer 
sagen, daß Berlin ohne das Ausblei
ben der Fahrzeughersteller mit einer 
positiveren Besucherbilanz abge
schlossen hätte. Was natürlich der al
lein vertretene Vertragshändler mit 
seinen vier Feuerwehrfahrzeugen 
nicht vermochte. 

I BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92 129 



Mehrere Krankentransport- und Rettungswagen vermitteln ein Bild moderner Fahrzeugtechnik. 

Der Stand des THW weckt das Interesse der Besucher. 

VerblUffte manchen Besucher: die Aktionen der THW-ReUungshundestaHel. (Fotos: CI.es) 
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War also im Feuerwehr-Fahrzeug
bereich Fehlanzeige zu vermelden, 
so boten im Bereich Rettungsdienst 
vier Hersteller mit mehreren Kranken
transport- und Rettungswagen ein 
Bild dieses speziellen Technikbe
reichs. Für die Besucher aus den Rei
hen der Sanitätsorganisationen si
cherlich ein interessanter, wenn auch 
nicht umfassender MarkIüberblick. 

Die insgesamt überschaubare 
Ausstellung ergänzte ein kleinerer 
ideeller Teil , der von den beiden Ber
liner Landesverbänden des Deut
schen Roten Kreuzes und des Tech
nischen Hilfswerks getragen wurde. 
Während das DRK mittels KTW und 
Schautafeln die Aufgaben einer Sa
nitätsorganisation aufzeigte, präsen
tierte sich das THW mit zwei Fahr
zeugen und einer Bildwand. Anzie
hungspunkt am THW-Stand waren 
die Vorführungen der Rettungshun
destaffel. Das von den jungen THW
Helferinnen mit ihren vierbeinigen 
Gefährten Gezeigte verblüffte so 
manchen der Besucher und brachte 
überdies etwas "Aktion" in die Aus
stellung. 

Vier Schwerpunktthemen 

Ein breites Themenspektrum 
kennzeichnete den die Ausstellung 
begleitenden Kongreß, dessen Refe
rate sich an vier Veranstaltungstagen 
jeweils an einem Schwerpunktthema 
orientierten. Beginnend mit "Die Feu
erwehr im Umweltschutz" über "Da
tenverarbeitung und Leitstellentech
nik" spannte sich der Bogen bis zu 
"Rettungsdienst und Medizintech
nik" und "Arbeitsschutz bei der Feu
erwehr" . An jedem der vier Tage ver
mittelten kompetente Referenten den 
zahlreichen Zuhörern eine Fülle neu
er Erkenntnisse, die in abschließen
den Gesprächen noch vertieft wer
den konnten. Die Gesamtzahl von 
rund 30 im Rahmen des Kongresses 
gehaltenen Referate spricht für die 
breite Behandlung der einzelnen The
menbereiche und bot Gewähr für eine 
umfassende Information. 

Nach vier Tagen Dauer schloß 
"Retten und Bergen" am 2. Februar 
seine Tore. Ob der Veranstalter, der 
eine Wiederholung plant, und die 
Aussteller mit dem Verlauf zufrieden 
waren, blieb offen. Für die Besucher 
- sofern sie aus dem Großraum Ber
lin kamen - dürfte sich die Fahrt nach 
Köpenick letztendlich doch gelohnt 
haben. Denn auch eine begrenzte In
formation bleibt schließlich eine In
formation. - cl-



I Bundesverband für den SelbsuchuU 

Schutz der Bevölkerung sichern -
Ehrenamtlichkeit stärken 

Die Bundestagsabgeordnete 
Erika Steinbach-Herrnann 
(CDUl hatte zu eIner Ge
sprächsrunde in Bonn eingela
den, bei der auch die zukünfti
ge Rolle des BVS im Rahmen 
neuer Strukturen des Zivil
schutzes erörtert wurde. Frau 
Steinbach-Hermann ist or
dentliches Mitglied des Innen
ausschusses des Deutschen 
Bundestages; anwesend war 
auch Fraktionskollege MdB 
Georg Brunnhuber. Die Ge
sprächsrunde gewann beson
dere Bedeutung durch die Teil
nahme von Staatssekretär 
Hans Neusei aus dem Bundes
ministerium des fnnem. Ver
vollständigt wurde der Kreis 
durch den Leiter der im BMI 
zuständigen Abteilung, Mini
sterialdirigent Wolfgang Bey-

Staatssekretär 
I-Ians Neusei, 
MdBGwrg 
Brunnhuber, 
MdB Erika 
Steinbach-Her
mann, BVS
Bundeshelfer
vertreter Jürgen 
Grabke und Mi
nislerialdirigenl 
Wolfgang ßeyer 
(von links nach 
rechts). 

er, und den BVS-Bundeshel
fervertreter Wrgen Grabke. 

Frau Steinbach-Hennann 
verwies einleitend auf die 
jüngsten kriegerischen Aus
einandersetzungen und darauf, 
daß Konstellationen denkbar 
sind, bei denen militärische 
Veneidigung nicht aktivien 
werden kann und die Bevölke
rung dennoch in hohem Maße 
bedroht ist. Sie fügte an, der 
Bürger müsse darauf vertrau
en, daß der Staat seine Schutz
aufgabe ihm gegenüber ernst 
nimmt und auch sicherstellt. 

Staatssekretär Neusei nahm 
die Gelegenheit wahr, Bundes
helfervertreter Grabke zu bit
ten, allen ehrenamtlichen Hel
ferinnen und Helfern des BVS 
den Dank für ihr freiwilliges 
und ehrenamtliches Engage-

ment im Selbstschutz auszu
richten. Erwies daraufhin, daß 
die Überlegungen hinsichtlich 
der künftigen Strukturen des 
Zivilschutzes noch nicht abge
schlossen seien und die Bera
tungen des Innenausschusses 
abzuwanen sind. Erst danach 
würde sich übersehen las
sen, welche organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen sein 
werden. Hierbei betonte der 
Staatssekretär, der Bundesmi
nister des Innern sei bestrebt, 
das Potential der ehrenamtli
chen Helferschaft für die Auf
gabe des Selbstschutzes auch 
zukünftig zu erhalten. 

BVS-Bundeshelfervertreter 
Grabke berichtete über die 
Leistungen der Ehrenamtli
chen und ihre Anliegen sowie 
die Wege, die nach deren Auf-

fassung zu einer besseren Ak
zeptanz der Aufgabe Selbst-I 
Zivilschutz in der Bevölke
rung führen könnten. 

Die Bundestagsabgeordnete 
Steinbach-Hermann versi
chene abschließend ihr Eintre
ten für die ehrenamtlich täti
gen Mitarbeiter und betonte 
die Bedeutung des Zivil- und 
Katastrophenschutzes und der 
dafür erforderlichen Helfer als 
Multiplikatoren für staats- und 
sicherheitsbewußtes Verhal
ten. Sie ergänzte ihre Aus
führungen durch den Hinweis 
auf die Notwendigkeit einer 
optimalen Anpassung an neue 
Aufgabenschwerpunkte im Zi
vilschutz aufgrund der jetzt 
vorliegenden verändenen 
Rahmenbedingungen. 
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Nacllricllten 
aus8remen 

Bremerhaven 

Für Bremerhavens Ober
bürgermeisler Karl Willms ge
winnt die Vorsorge für zivile 
Kalastrophen weiler an Be
deutung. Das betonte er bei der 
Eröffnung der Ausslellung 
.. Mil dem Bürger - für den 
Bürger", die in einem Kauf
haus in der Innensladl von Bre
merhaven staufand. Willms 
haue die Schirmherrschaft 
über diese Ausslellung über
nommen, die auf großes Inler
esse in der Bevölkerung sließ. 
Mehrere tausend Besucher 
nulzlen das Angebot und in
formierten sich über die Arbeit 
der Hilfsorganisationen, die 
sich unter der Federführung 
des BVS in dieser Ausslellung 
prUsentierten. Darüber hinaus 
beleiliglen sich 523 Frauen 
und Männer an den täglichen 
Sicherheitsweubewerben un
ter dem Mouo "Damil Hilfe 
kein Zufall bleibt". Auf die 
Sieger wanelen dabei altrakli
vc Preise. 

"Ein solcher Slandort, wie 
ihn ein Kaufhaus bielel, iSI für 
eine Ausslellung des BVS und 
der Hilfsorganisalionen nichl 
IU unterschätzen, da hier täg
lich viele Menschen vorbei
kommen", meinte der Bremer
havener Oberbürgermeisler in 
seiner Eröffnungsrede. "Durch 
den Publikumsverkehr", so 
Willms, "i SI dies der geeignete 
Begegnungspunkl, um die 

Hilfsorganisationen vorzustel
len und auf ihre Bedeutung bei 
Schutz der Bevölkerung vor 
Gefahren hinzuweisen." 
Willms weiter: "Man kann ein
fach nichl oft genug darauf 
hinweisen. wie wichtig der 
Selb>!schutz ist und welche 
Bedeulung dem Zusammen
spiel der im Katastrophen
schulz läligen Organisalionen 
wkommt." Auch in Zukunft 
müßlen solche Veranstaltun
gen. die der unerläßlichen In
formation der Bevölkerung 
dienlen, stanfinden. 

Im Rahmen der Ausslellung 
konnten die Besucher auch 
ihre Kenntnisse in der Ersten 
Hilfe auffrischen. Eine über
aus wichlige Aklion. Denn: 
"Die Kenntnisse über wir
kungsvolle Ersle-Hilfe-Maß
nahmen ' verblassen selbsl bei 
Leulen. die gerade erSI den 
Führerschein gemach I haben, 
nach wenigen Monaten", weiß 
BVS-Landesslellenleiler Diel
helm Singer. 

8licltpunltt Nord
rllein-Westfalen 

Herne 

Stellvenrelend für alle Be
diensteten hal der Leiler der 
Feuerwache Herne 11 (Wanne
Eickel), Brandamlsral Helmul 
Schulz, die Medaille des BVS 
für gUle Zusammenarbeil er
hallen. BVS-Dienslslellenlei
lerin Margrel Block bedankte 

Oberbürgermeister Karl Willms eröffnet die Ausstellung. links nvs
Landesslellenlei ter Dielhelm Singer. 
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BVS-Dienststellenleilerin Block überreicht Urandamtsrat Schulz die 
Medaille für gute Zusammenarbeit. (Foto: Mü ller) 

sich damit für die seil mehr als 
15 Jahren erwiesene Umer
slützung bei der Durchführung 
von Seibstschull-Grundiehr
gängen in den Räumen der 
Feuerwache. Regelmäßig an 
zwei Wochenenden im Monat 
haben die Beamten der Feuer
wehr durch ihre Gastfreund
schaft die Arbeit des BVS 
maßgeblich erleichlen. 

Minden --- ---

Für 20 Jahre ehrenamlliche 
Mitarbeit im BVS iSI Sieglin
de Voß geehn worden. Der 
Leiler der BVS-Dienslslelle 
Herford, Willi Hinnah, über
reichle Frau Voß die Ehrenur
kunde und beglückwünschle 
sie zu diesem Jubi läum. 

Sieglinde Voß, die ihren 
Diensl für den Bundesverband 

in der Dienslslelle Meppen be
gann, wirkte danach in Tcck
lenburg und Minden, bevor sie 
endgültig zur Dien"Slelle Her
ford überwechselte. Die aus
gebildele Fachlehrerin sIeh I 
dem BVS regelmäßig mil 
ihrem Können und ihren Er
fahmngen zur Verfügung. 

Nessenspiegel 

Darmstadt 

Die Jahrestagung des Kala
strophenschutzstabes und der 
Technischen Einsalzleilung 
nahm BVS-Dienslslellenleiler 
Willy Roth ZUIll Anlaß, einen 
verdienlen Förderer des Ver
bandes mil der BVS-Medaille 

Dank für gute Zusammenarbeit : HVS- DienslStellenleiier WiUy Roth 
(links) und Polizeipräsident Peter C. Bernel. ---



zu ehren. Der Katastrophen
schutzbeauftragte, Polizeiprä
sident Peter C. Bernet, hat mit 
seinem Engagement die Arbeit 
der Dienststelle Darmstadt 
hervorragend unterstützt. Er
öffnungen von Veranstaltun
gen, Tagungen, Sicherheits
wettbewerbe, Ehrungen von 
Mitarbeitern, Anschreiben an 
die Wirtschaft und Geschäfts
welt - seit mehr als 20 Jahren 
setzte er sich persönlich ein. 

Polizeipräsident Bemet hob 
in seinen Dankesworten her
vor, daß diese Förderung nicht 
uneigennützig gewesen sei. Er 
wisse wohl, welchen Nutzen 
die Arbeit des BVS für die 
Stadt Darmstadt und ihre Auf
gabe der Förderung des Selbst
schutzes besitze. Mit besonde
rem Dank für die Ausbildung 
der Polizeibeamten der Stadt 
Dannstadt und einer Würdi
gung der Leistungen des B VS 
für die Bevölkerung endete 
seine Ansprache. 

Über aktuelle Aspekte der 
BVS-Tätigkeit in Südhessen 
fand eine Unterredung mit 
dem zuständigen Dezernenten 
für Zivil- und Katastrophen
schutz des Regierungspräsi
diums qarmstadt, Regierungs
direktor Ulrich Lüdke, statt. 
Diese knüpfte an zwei mit dem 
neuen Regierungspräsidenten 

Dr. Horst Daum geführte Ge
spräche an. 

B V S- Landesstellenleiter 
Wemer Hachen' nutzte die Ge
legenheit, für die langjährige 
Unterstützung des BVS durch 
das Regierungspräsidium zu 
danken. Diese sei , so Hachen, 
auch auf die persönliche För
derung von Regierungsdirek
tor Lüdke zurückzuführen, der 
den Selbstschutzgedanken für 
wichtig und die Arbeit des 
BVS immer für notwendig ge
halten habe. 

Nach Darlegung der aktu
ellen Arbeitsschwerpunkte der 
BVS-Dienststelle Darrnstadt 
durch DienststelienleiterWilly 
Roth spielte die Erörterung 
verschiedener Aspekte zur be
vorstehenden Grundsat~ent
scheidung im Bereich des Zi
vil- und Selbstschutzes eine 
wichtige Rolle. 

Zum Abschluß des Ge
spräches war man sich einig, 
daß zur Sicherheit der Bevöl
kerung auch die erforderliche 
Einsicht in die Notwendigkeit 
der Eigenvorsorge und Eigen
hilfe gehöre und daß hierzu 
eine Einrichtung wie der BVS 
weiterhin gebraucht werde. 
Auch könne, so Lüdke, der 
BVS zukünftig wertvolle Un
terstützung bei der Helferwer
bung für den Katastrophen
schutz leisten. 

Erfahrungsaustausch im Regierungspräsidium (v. links): BVS-Dienst
stellen leiter Roth, Regierungsdirektor Lüdke und BVS-Landesslellen
leiter Hachen. 

Welzlar: ßVS-Landesstellenleiter Hachen (rechts) gratuliert loser 
Schramm zum Dienstjubiläum. (Foto: Hennig) 

Wetzlar 

BVS-Dienststellenleiter Jo
sef Schramm ist 25 Jahre im 
öffentlichen Dienst beschäf
tigt. Er begann bereits 1963 die 
ehrenamtliche Mitarbeit im 
BVS, bevor er 1971 hauptamt
licher Mitarbeiter der Dienst
stelle Wetzlar wurde. Mittler
weile leitet er seit zehn Jahren 
diese Dienststelle und verfügt 
über gute Kontakte im mittel
hessischen Raum. BVS-Lan
desstellenleiter Hachen wür
digte den Jubilar anläßlich ei
ner Dienststellenleiter-Tagung 
und überreichte ihm die Dank
urkunde. 

--------------------, 
Kassel 

Heinz Weiss, Leiter der 
BVS-Dienststelle Kassel, ver
läßt nach über 28jähriger 
Tätigkeit im Selbstschutz den 
BVS und wechselt in den Ru
hestand. Noch vor wenigen 
Monaten konnte er das seltene 
Jubiläum 40 Jahre im öffentli 
chen Dienst begehen. 

Mit Weiss verläßt ein Mit
arbeiter den Verband, der über 
Jahrzehnte ein Inbegriff für 
den Zivil- und Selbstschutz in 
Nordhessen war. Durch sein 
starkes Interesse an Kommu
nalpolitik und seine hervorra
genden politischen Kontakte 

Ein Geschenk 
zum Abschied 
für den schei
denden BVS-

Dienststellenlei
ter Heinz Weiss. 
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verstand er es stets, sich Gehör 
bei Mandatsträgem zu ver
schaffen. So reichten seine 
Kontakte von den Gemeinden 
über den Landtag bis in den 
Bundestag. 

Anläßlich einer Dienststel
lenleiter-Tagung im Landkreis 
Fulda wurde Weiss von BVS
Landesstellenleiter Hachen 
verabschiedet. Neben zahlrei
chen Kollegen war auch Alt
Landesstellenleiter Gerhard 
Straube vertreten. 

IIlttuelles t1US 
R"elnltlnd-Pltllz 

Koblenz .-------------------
Feuer im Hotel - aktuelle 

Zeitungsberichte bestätigten 
die Notwendigkeit einer BVS
Ausbildung im Brandschutz. 
Das Hotelpersonal war daher 
besonders engagiert, als die 
BVS-Mitarbeiter mit der Aus
bildung begannen. 

Brandbekämpfung de-
monstrierten die Teilnehmer 
beim Löschen einer brennen
den Bratpfanne durch Ab
decken mit einem Deckel. Mit 
Ruhe und Besonnenheit übten 
sie anschließend das Ablö
schen brennender Bekleidung 
sowie den Einsatz von Feuer-

löschern. Abschließend ging 
das Personal zusammen mit 
den BVS-Ausbildern durch 
das Hotel, um in Zukunft für 
eventuelle Gefahren und Not
situationen sensibler zu sein. 

Winnweiler 

.. Selbstschutz kann auch 
praktische Vorbereitung auf 
den Lebensalltag sein", so 
äußerte sich Rektor Bruno Aug 
von der Winnweiler Haupt
schule über die einwöchige 
BVS-Ausstellung zum Selbst
schutz. Der stellvertretende 
Kaiserslauterner BVS-Dienst
stellen leiter Manfred Braun 
hatte die Ausstellung speziell 
auf die Schüler der neunten 
Klasse abgestimmt. Sicher
heitsquiz und Preisrätsel mit 
schönen Gewinnen lockerten 
den Unterricht über Selbst
schutzmaßnahmen auf. 

Bürgermeister Peter Schulz 
betonte in seiner Begrüßungs
rede, daß die Ausstellung eine 
gute Gelegenheit sei, auf die 
Arbeit des BVS aufmerksam 
zu machen. Ein Rundgang 
durch die Ausstellung zeigte 
deutlich das breitgefacherte 
Aktionsfeld des BVS. Infor
mationstafeln und Broschüren 
klärten über lebensrettende 
Sofortmaßnahmen auf und ga-

ben wichtige Tips zur Vorrats
haltung. 

'flYern "eute 

landshul 

Dem Vizepräsidenten der 
Regierung von Niederbayern, 
Dr. Heinz Huther, wurde von 
BVS-Dienststellenlei ter Ge
org Seemann in Anerkennung 
seiner Verdienste um den 
Selbstschutz die BVS-Ehren
nadel verliehen. Damit sollte 
gewürdigt werden, daß Dr. 
Huther die Aufgaben und Zie
le des Selbstschutzes sowohl 
als . früherer Referent im 
Bayerischen Staatsministeri
um des Innern als auch als Re
gierungsvizepräsident stets 
gefördert und unterstützt hat. 

Seemann erinnerte dabei 
an die Schaffung des Kata
strophenschutz-Zentrums in 
Landshut, an die Gewinnung 
von Selbstschutzsachbearbei
tern und Selbstschutzberatern 
in den Gemeinden und an Dr. 
Huthers Bemühungen um den 
Behördenselbstschutz. Spezi
ell dankte Seemann Dr. Huther 
für seine regelmäßige Präsenz 
bei Veranstaltungen des BVS. 

Koblenz: Auch das Ablöschen einer brennenden Hnttpfanne gehörl1.um Ausbildungsprogramm fü r das 1-10-
Iclpersonal. 
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Nachruf 

Am I. Februar 1992 
verstarb im Alter von 58 
Jahren unser ehrenamtli
cher Mitarbeiter 

Hans Godesar 

Durch seinen Tod ver
liert die BVS-Dienststelle 
Regensburg nicht nur ei
nen Mitarbeiter, sondern 
auch einen Freund. 

Hans Godesar war beim 
BVS allseits beliebt und 
geschätzt. Ln seiner Funk
tion als BVS-Beauftragter 
für den Landkreis Kel
heim hat er durch seine 
Überzeugungskraft den 
Verband in allen Gremien, 
denen er angehörte, ver
trelen. 

Hans Godesar g~hörte 
unter anderem zwölf Jah
re dem Kreistag des Land
kreises Kelheim an sowie 
18 Jahre dem Stadtrat der 
Stadt Neustadt/Donau. 

Er hat bei all sei nen A k
tivitäten immer als erstes 
die Menschen gesehen. 
Dies mag auch für ihn die 
Triebfeder gewesen sein. 
den Gedanken des Selbst
schutzes in seinem großen 
Wirkungskrei~ Gestalt zu 
geben. 

Wir trauern um Hans 
Godesar und werden ihm 
stet, ein ehrendes Anden
ken bewahren. 



ITechnisches Hilfswerk 

Hilfe für die 
Erdbebenopfer 

In Erzlncan 

SEEBA
Einsatz 

in der 
Türkei 

Spezialeinheit 
desTHW 

unterstützte 
Bergungsarbeiten 

Am Freitag, dem 13. März 
1992, wurde die Osttürkei von 
einem schweren Erdbeben 
heimgesucht. Das Beben hatte 
eine Stärke von 6,8 auf der in
ternationalen Richterskala. 
Der Schwerpunkt des Bebens 
lag in der Region Erzincan. 
Dieses Gebiet wurde in der 
Vergangenheit bereits mehr
fach von schweren Beben er
schüttert. Erzincan ist eine mo
derne Stadt mit breiten Straßen 
und überwiegend mit Häusern 
neuerer Bauart, das gi lt insbe
sondere für den Innenstadtbe
reich. Alle großen Gebäude 
wie Geschäftshäuser, Banken, 
Hotels, Schulen und Kranken
häuser sind in Skelettbau weise 
errichtet und meist vier- bis 
sechsgeschossig. Aber auch 

viele Wohnblocks sind nach 
diesem Muster erbaut. Die 
Stadt Erzincan mit ihren rund 
92000 Einwohnern ist M ittel
punkt eines großen Einzugsge
bietes. Sie liegt 1200 Meter 
über dem Meer und ist von bis 
zu 3200 Meter hohen Bergen 
umgeben. 

Internationale Hilfe 

Kurz nach dem Erdbeben 
bot die Bundesregierung der 
türkischen Regierung Hilfe an. 
Neben umfangreichen allge
meinen Hilfsmaßnahmen soll
te insbesondere die "Schnell 
einsatzeinheit Bergung! Aus
land" (SEEBA) des Techni
schen Hilfswerks zum Einsatz 

kommen. Das Hilfsangebot 
wurde aber zunächst abge
lehnt. Erst als das wahre Aus
maß der Katastrophe bekannt 
wurde, richtete die türkische 
Regierung ein Hilfeersuchen 
an die Vereinten Nationen 
(UNO). 

Aus diesem Grunde rollte 
die Welle internationaler Hilfe 
mit rund 24 Stunden Verspä
tung an. Eine Ausnahme bil
dete die Schweiz, die noch in 
der Nacht vom 13. auf den 14. 
März das "Schweizer-Kata
strophen-Hilfekorps" (SKH) 
a1annierte. Die schweizeri
schen Planungen liefen darauf 
hinaus, am Samstag in den 
Mittagsstunden von Zürich 
aus in Richtung Anatolien ab
zuf1iegen. 

ei l 

Aufgrund der bisher engen 
Zusammenarbeit zwischen 
dem S KH und dem THW wur
de zwischen beiden Organisa
tionen vereinbart, daß SEE
BA-Einsatzleiter Hertnann 
Klein-Hitpaß und der techni
sche Leiter der SEEBA, Albert 
Stunn, gemeinsam mit der 
schweizerischen Mannschaft 
in das türkische Katastrophen
gebiet abfliegen werden. Die 
bei den SEEBA-Führungskräf
te hatten den Auftrag, das 
Schadensgebiet auf mögliche 
Hilfsmaßnanmen hin zu er
kunden. 

In den frühen Morgenstun
den des 15. März stellte sich 
die Schadenslage in der Stadt 
Erzincan wie folgt dar: In den 
Randbezirken waren einige 
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Gebäude ange,chlagen. Im 
Stadtzentrum waren viele 
Häuser angeschlagen, es gab 
aber auch rund 80 Totalzusam
menbrüche. Bei diesen Scha
denslellen handehe es sich fasl 
ausschließlich um vier- bis 
,echs;löckige Skelellbaulen 
mil einer großen Grundfläche. 
Wie bereils nach den Erdbeben 
in Algerien (1980) und Mexi
ko (1985) feslgeslelh, war 
auch hier die horiwnlal ver
laufene Schichtung das am 
meislen aufgetrelene Schaden
elemenl. Aber auch die schräg 
verlaufende Schichtung war 
an einigen Slellen, insbeson
dere an Teilzusammen
brliehen. anzutreffen. Es hal
len ;ich nur wenige Hohlräu
me gebildeI, die ein Überleben 
ennöglichl hällen. Dennoch 
gelang es der schweizer Mann
schaf! am Sonmag. vier Über
lebende in den Trümmern zu 
onen und zu retten. 

SEEBA-A1ann für THW 

Nachdem am Samslag, dem 
14. MärL, die lürkische Regie
rung die UNO um Hilfe gebe
len halle, I iefen auch 111 

Deulschland die Vorberei
tungsmaßnahmen an. Das 
Auswänige AmI emschied zu
sammen mit dem Bundesmini-

Immer ~Ieder 
keimt die I-lofT· 
nUlig ßur, noch 
Verschüttete zu 
fi nden. 

slerium des Innern, die Spe
zialeinheil des THW schnellsl
möglich 7um Einsatz tU brin
gen. 

Die THW-Leitung gab für 
die Führungskräfte der SEE
BA um IU)(} Uhr Voralann. 
Um 20.50 Uhr wurde SEEBA
Alarm ausgelösl. Zwi
schenzeitlich waren viele or
ganisatorische Fragen von sei
len der THW-Leilung zu 
klären. Das Bundesveneidi
gungsministerium erkläne 
sich bereil. eine Transall und 
eine Boeing 707 zur VerfU
gung zu ;teilen. Damil kam als 
Abflughafen nur Köln/Bann in 
Frage. Die verschiedenen Teil
einheilen der SEEBA lrafen 
sich auf der Raslslälle Sieg
burg der Bundesaulabahn A 3, 
von wo sie gemeinsam die 
Fahn zum THW-Onsverband 
Siegburg antralen. Don fand 
für die Führungskräfte eine er
SIe Einweisung in Lage und 
Auftrag durch Dipl.-Ing. Die
trich Läpke und Hanwig Kacz
marek von der THW-Leitung 
sIal I. 

Am 15. März. 8.00 Uhr wur
de die SEEBA-Ausslallung in 
die beiden Flugzeuge verla
den. Um 12.45 Uhr slanele die 
Boeing 707, eine halbe Stunde 
späler die Transall mil den 
SEEBA-Milgliedern aus Hes
sen. Nach rund dreieinhalb 
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Slunden waren die 2500 km 
nach Ankara zurückgelegl. 
Hier wurde die FrachI von der 
Luftwaffen-Boeing in zwei 
Transall der lürkischen Luft
waffe umgeladen. Knapp zwei 
Slunden späler hoben die bei
den Maschinen zum Flug in 
das 800 km emfernte Erzincan 
ab. Die deutsche Transall 
brauchle länger bis nach An
kara, da in Brindisi ein Tank
,IOPP nÖlig war. 

Nach der Ankunfl in Ertin
can karn die SEEBA sofon 
zum Einsatz. Das Camp muß
le aufgebaul werden, gleich
zeitig wurden Such- und Rel
lungsarbeilen eingeleilel. Die 
Mannschaft war dann bis zum 
Dienslag morgen rund 70 
Stunden pausenlos im Einsalz. 

Einsatz an 
GroBschadenssteIlen 

Viele Schadensslellen wur
den bereits massiv beräumt. 
Diese Situation fanden auch 
die ein/einen SEEBA-Grup
pen im Sladlgebiel von Erzin
can vor. Dennoch gelang es, 
einLelne GroßschadensteIlen 
ausfindig zu machen, an denen 
die Räumung noch nichl sehr 
weil fangeschrillen war. Hier 
setzlen dann die Such- und 
Rellungsarbeilen ein. 

Der Einsallschwerpunkl 
war ein fünfgeschossiges In
lernal'gebäude im Sladlkern 
von Erzincan. In dieser Scha
densslelle wurden beim Ein
treffen der THW-Mannschaft 
noch 14 junge Mädchen ver
mißI. Mil Suchhunden wurde 
die riesige Schichlung nach 
Verschüllelen abgesuchl. Die 
Hunde schlugen mehnnals an, 
daraufhin wurden mil elektro
nischen Onungsgerälen diese 
Ergebnisse überprüfl. Leider 
konnte unter den Trümmern 
kein Leben mehr feslgeslelll 
werden. An den von den Hun
den gemeldelen Slellen began
nen die Helfer dann, in das zu
sammengesLürzle Gebäude 
einzudringen. Man versuchte, 
zum einen von oben durch Ab
lragen in die ein/eInen Schich
lungscbenen und zum anderen 
durch vorsichliges Ablragen 
von Randlrümmern zu den 
Verschüllelen vor/udringen. 

An dieser SchadensteIle ar
beilelen die deulschen Helfer 
mil den Lürki,chen Zivil
SChul/krUflen zusammen. In 
der Türkei Slalioniene US
Truppen leuchlelen mit einer 
Lichlgiraffe die SchadensteIle 
aus. 

Die Bergungsarbeilen wur
den von einer hoffnungsvollen 
Meldung unlerbrochen. Ein 
PassanI leihe dem Einsatzlei-



reitungsanlagen aufgebaut und 
in Betrieb genommen. 

Gute ZusammenarbeH 

Untergebracht sind die SEEBA~Mitglieder in einem Hubschrauber-Hangar. 

Neben den internationalen 
Hilfsmaßnahmen waren auch 
Kräfte des türkischen Zivil
schutzes eingesetzt. Sie arbei
ten mit der SEEBA hervorra
gend zusammen. Die Zusam
menarbeit mit türkischen 
Behörden, insbesondere mit 
dem türkischen Mili tär, war 
eng und effektiv. So wurden 
zum Beispiel Fahrzeuge des 
Militärs zum Transport von 
Helfern, Bergungsausstatlung 
und Hilfsgütern unbürokra
tisch und kurzfristig zur Verfü
gung gestellt. Besondere Er
wähnung verdient an dieser 
Stelle die vorbildliche Zusam
menarbeit mit der Deutschen 
Botschaft in Ankara und hier 
insbesondere mit den Bot
schafts vertretern vor Ort unter 
der Leitung von Walter Lind
ner. 

ter mit, er habe in einem in der 
Nähe eingestürzten Hotel ein 
Kind schreien hören. Von um
stehenden Menschen wurde 
dies bestätigt. Sofort wurde ein 
Trupp zur SchadensteIle ver
legt. Jedoch konnte weder 
Hund, noch die elektronische 
Ortung die Meldung bestäti
gen. Es wurde kein Verschüt
teter gefunden. 

Anders jedoch beim 
Mädchenintemat von Erzin
can. Dort konnten im Laufe 
des Einsatzes Mitglieder der 
SEEBA fünf Mädchen in den 
Trümmern orten und bergen, 
leider jedoch nur noch tot. 

Die SEEBA-Aus-
stauung wird aur 
einen türkischen 
Lkw verlastet 
(Fotos: ßachtlcr) 

Erst als feststand, daß es 
kein Überleben mehr in den 
Trümmern der Stadt Erzincan 
geben konnte, wurden von der 
SEEBA, übrigens als letzte der 
Hilfsmannschaften, die Such
und Bergungsarbeiten einge
stellt. Danach nahmen die 
schweren Räumgeräte wieder 
ihre Arbeit auf und beseitigten 
die Triimmer. 

Weitere Hilfe 

Die eigentlichen Arbeiten, 
die zum Einsatz der SEEBA 
geführt hatten, waren beendet. 

Die Mannschaft half jetzt bei 
der Versorgung der notleiden
den Bevölkerung. So war die 
Hauptwasserleitung nach Er
zincan an mehreren Stellen ge
brochen. Hier wurde eine 
Schadensanalyse gefertigt. 
Zudem unterstützten die Hel
fer den Aufbau eines Notkran
kenhauses in Erzincan, befrei
ten ein überschwemmtes La
ger für Hilfsgüter und Decken 
von den Wasserrnassen und re
parierten Geräte und Maschi
nen der türkischen Hilfskräfte. 
Wegen des Trinkwassernot
standes wurden die zwei mit
geführten Trinkwasser-Aufbe-

Die Mannschaft, die aus 60 
THW-Helfern, einem Notarzt 
der Deutschen Rettungsflug
wacht, einem Rettungssanitä
terder Johanniter-Unfall-Hilfe 
und sieben Feuerwehrmän
nern aus Rheinland-Pfalz mit 
sechs Rettungshunden be
stand, flog am 19. März nach 
Ankara. Am folgenden Tag 
ging es mit einem Linienflug
zeug der Lufthansa zurück 
nach Frankfurt. Hier wurden 
die Einsatzkräfte von Vertre
tern der Türkischen Botschaft, 
des Auswärtigen Amtes, der 
THW-Leitung sowie von An
gehörigen herzlich empfan
gen. 

Abschließend kann zusam
mengefaßt werden, daß der 
Einsatz in Erzincan sinnvoll 
und wirksam war. Bei frühe
rem Einsatzbeginn hätte man 
vermutlich noch Überlebende 
retten können. Die Bevölke
rung der Türkei hat die Helfer 
aus Deutschland betont herz
lich aufgenommen. 

Andreas BachtIer 
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Schleswig
Holstei" 

Vielfältige 
Ausbildung 

Kiel. - Im Rahmen der jähr
lichen Tagung der THW
Führungskräfte aus dem Ge
schäftsführerbereich Kiel an 
der Katastrophenschutzschule 
des Landes in Rendsburg war 
einer der Haupuagesord
nungspunkte die Infonnation 
über die neue Helferrichtlinie. 
Referent zu diesem Thema war 
Regierungsrat Wauschkuhn 
von der THW-Leitung. Neben 
der Schulung der Ons- und 
Kreisbeauftragten und der 
Verwailungshelfer fand an die
sem Wochenende an der Schu
le ein Atemschutzlehrgang ftir 
den 3. Bergungszug des THW
Ortsverbands Kiel sowie be
reits zum zweiten Mal der lan
desweite Lehrgang für die Öf
fentlichkeitsbeauftragten der 
Ortsverbände statt. 

Neue Fahrzeuge 
übergeben 

Kiel. - Grund zur Freude in 
zehn Ortsverbänden: Jetzt gab 
es zehn neue Führungsfahr
zeuge. Die Ford-Transits sind 
Ersatz für die VW Kombis, die 
in erster Linie noch aus der T-
2-Serie stammen. 

Über 20 Jahre 
Kreisbeauftragter 
Eu!;n. - Mit dem 31. De

zember 1991 endete eine 
THW-Ära im Kreis Osthol
stein. Über 20 Jahre war der 
Oldenburger Heinz Pahn als 
THW-Kreisbeauftragter Bin
deglied zwischen dem Kreis 
Ostho lstein und dCr Katastro
phenschutzorganisaLion. Doch 
nicht nur als kompetenter 
Fachberater des jewei ligen 
Landrates machte sich Pal m 
einen amen. 

Der 7 1jährige gebürtige 
Berliner, von 1956 bis zur Pen
sionierung Berufsschullehrer 
in Oldenburg, ist seit 1963 

Folo oben: Regierungsrat 
Wauschkuhn (links) gibt Infor
mationen aus erster Hand. 

(Foto: Döpper) 
Foto Mitte: Zehn neue Fahrzeuge 
gingen in das nördlichslC Bundes
land. (Foto: Döpper) 
Foto unten: .. Wach wechsel" in 
Ostholstein: Lnndcsbeauftragter 
81umentritt (links) überreicht 
dem neuen Kreisbeaurtragten 
Böttner die Ernennungsurkunde, 
in der Mitte Heinz PaJm. 

(Foto: Döpper) 

Helfer im THW. Er baute den 
THW-Ortsverband Oldenburg 
auf und war dessen Ortsbeauf
tragter bis 1990. Zu seinen 
weiteren THW-Pionienalcn 
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zählt der Aufbau derTHW-Ju
gend, nicht nur im eigenen 
Orts verband. In zahlreichen 
Lehrgängen, unter anderem 
die Ausbildung zum Spreng
meister, qualifizierte er sich zu 
einem umfassenden THW-Ex
perten, dessen Urteil auch bei 
der THW-Leitung Gewicht 
hatte. So war die Beauftragung 
zum Fachberater Instandset
zungs- und Bergungsdienst im 
ehemaligen Kreis Oldenburg 
1968 und die spätere Beauftra
gung zum Kreisbeauftragten 
des Kreises Ostholstein 1971 
nicht verwunderlich. Doch 
auch nach seinem Abschied ist 
Palm weiterhin akt iv. So hat er 
als Vorsitzender der Oldenbur
ger THW-Helfervereinigung 
mehrere Spendentransporte im 
Rahmen der Hilfe für die Staa
ten der ehemaligen UdSSR in
itiiert und durchgeführt. 

Für seine Verdienste wurde 
Heinz Palm mit dem THW
Helferzeichen in Gold, dem 
THW-Ehrenzeichen in Silber, 
der THW-Plakette "Dank und 
Anerkennung" und dem Bun
des verdienstkreuz am Bande 
ausgezeichnet. 

Sein Nachfolger Hans
Heinrich Böttner als THW
Kreisbeauftragter für Osthol
stein, 1950 in Husum geboren, 
ist seitl985 Helfer im THW
Orts verband Eutin. Der Publi
zist ist im Eutiner Ortsverband 
sei t 1985 in der Führungsgrup
pe Bereitschaft. 1989 wurde 
ihm der Posten des stellvertre
tenden Ortsbeauflragten über
tragen und seit 199 1 ist er als 
Bereitschaftsführer beauf
tragt. 

Mit dem 1. Januar 1992 
folgte die Beauftragung zum 
Kreisbeauftragten. Der land
rat von Ostholstein, Horst Die
ter Fischer, dankte Palm für 
seine bisherigen Tätigkeit als 
Kreisbeauftragter und den lan
gen Einsatz im Katastrophen
schutz des Kreises. 

Hamburg 

Führungskräfte
seminar 

Hamburg. - Wie in jedem 
Jahr führte das THW Hamburg 
mit den Führungskräften ein 
Fortbildungsseminar durch. 
Schwerpunkte des Seminars 
waren die Lehrgangsplanung 
1992, der neue Prüfungskata
log Grundausbildung, der Lan
deswettkampf 1992 und die 
Neufassung der Helferrechts
vorschriften. Ein Aussprach
abend mit Vertretern des Lan
desverbandes und den Be
zirksbeauftragten über aktuel
le Probleme fand ebenfalls 
statt. 

Als Gäste haben drei 
FÜhrungskräfte des dänischen 
Zivilschutzes aus Ahrhus teil
genommen. Die dänischen 
Helfer informierten sich über 
die Aufgaben und Ausstattung 
des THW im Rahmen des Ka
tastrophenschutzes. Insbeson
dere wurde über die Einsatz
maßnahmen in der Deichver
teidigung gesprochen. A. K. 

Bremen 

THW erneuert 
Spielplatzlaube 

Bremen. - Der THW-Orts
verband Bremen-West wurde 
gebeten, auf dem Freizeit
gelände des Sportzentrums 
Findorff ei ne läd ierte Ruhelau
be abzubauen und nach Aufar
beilUng auf dem nahegelege
nen Spielplatz wieder aufzu
ste llen. . 

Als Sonnabend-Übung hat
te Zugführer Jürgen Miks mit 
seinen Bergungshelfern den 
Abriß kurzfristig erledigt. Das 
zerlegte Häuschen wurde ver
laden und zum Stützpunkt ver-

frachtet. Hier wurden die sechs 
Seitennächen, Bänke, das Ge
rippe und Spitzdach fachge
recht instandgesetzt, wieder 
zur nutzbaren Ruhelaube zu
sammengefügt und dann am 
neuen Standort aufgestellt. 

ach vollendeter Aktion 
zurückgekehrt. erwartete Zug
führer Miks eine Überra
schung: Vor den anwesenden 
Kameraden verlieh ihm Orts
beauftragter Helmut Böhne für 
seine langjährigen Verdienste 
im THW - insbesondere für 
seine Hilfseinsätze in Äthiopi
en und Litauen - das THW
Helferleichen in Gold. Bei der 
Gelegenheit unterstrich Böhne 
die Disziplin aller Helfer und 
hob besonders das gegenseiti
ge Einstehen füreinander her-

. vor. 
D.S. 

Der Abbau der Ruhelaube bereitet den THW-Helfern keine I)robleme. 

Der dänische Delegationsleiter (links) überreicht dem THW·Landesbe- THW-Helren.eichen in Gold als Dank: Ortsbeauftragler Böhne (rechts) 
auftragte" Trau'vener ein Gastgeschenk. (Foto: Krüger) überreicht Zugführer Miks die Auszeichnung. (Foto: Schütlpelz) 
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1 Deu&sches Roces Kreuz + 1 
Erdbeben: Teil der Stadtgeschichte 

von Erzincan 

Am Freitag, dem 13. März 
1992, sagte das türkische Fern
sehen mehnnals am Tag den 
Sonnenuntergang in Ostanato
lien für 18. I 0 Uhr voraus. Im 
hei I igen islamischen Fasten
monat Ramadan schreibt der 

und selZt neben zivilen Helfern 
Soldaten ein, um nach Ver
schütteten zu suchen, die bei 
inzwischen sinkenden Tempe
raturen nur noch geringe 
Chancen des Überlebens ha
ben. Der Türkische Rote Halb-

Koran Enthaltsamkeit und· mond errichtet im Fußballsta
Verzieht auf weil liehe Genüs- dion der Stadt ein Feldlazareu 
se bei Tageslicht vor, erst nach zur Aufnahme der Verletzten 
Sonnenuntergang nimmt der (die städtische Klinik ist total 
gläubige Moslem Essen und zerstört) und niegt Zelte und 
Trinken zu sich. So saßen die Wolldecken für jene Men
meisten der rund 100000 Ein- sehen ein, die die zweite Nacht 
wohner der Stadt Erzincan im bei Temperaturen von minus 
Familienkreis beim Abendes- 23 Grad im Freien oder in Zel-
sen zusammen oder beteten in 
den Moscheen, als gegen 
19.30 Uhr die Erde zu beben 
begann und in 30 Sekunden 
Hunderte von Häusern zer
trümmerte, rund 2000 unbe
wohnbar machte und die 
SlIomversorgung lahmlegte. 
In panischer Angst waren die 
Menschen auf die dunklen 
Straßen in die abendliche Käl
te gestürzt und hauen ihre An
gehörigen gesucht, in vielen 
Fällen vergeblich, denn vier 
Tage nach dem Beben hatten 
amtliche Stellen bereits 380 
Tote regislIiert und über 350 
Menschen wurden noch ver
mißt. 

Aus Furcht vor weiteren 
Nachbeben verbringen die 
Einwohner Erzincans die 
Nacht bei Temperaturen von 
minus drei Grad auf den 
Straßen und beginnen, in den 
Trümmern zu suchen, nach 
Überlebenden, nach ihrem 
Hab und Gut. Weil auch die Te
lefonverbindungen unterbro
chen sind, gelangen die ersten 
Meldungen über die verhee
rende aturkatastrophe zu
nächst über Militärfunk an die 
Außen weil. Die türkische Re
gierung verhängt den Ausnah
mezustand über die Provinz 

ten verbringen, aus Furcht vor 
weiteren Nachbeben. Schwer
verletzte werden in die Städte 
Erzurum (ca. 200 Kilometer 
entfernt), Sivas (ca. 300 Kilo
meter) und selbst in die 700 Ki
lometer entfernte Hauptstadt 
Ankara geflogen. 

Unübersichtlich ist zu die
sem Zeitpunkt die Situation in 
den rund 400 Dörfern der Pro
vinz Erzincan, die größtenteils 
nur schwer erreichbar sind. 
Eine Kommunikation nach 
dort existiert praktisch nicht. 
Verschneite, vereiste Straßen 
und durch das Beben ausgelö
ste Schneelawinen und Erdrut
sche erschweren den Zugang 
und damit einen verläßlichen 
Überblick. BelIOffen von die
sem Beben mit 6,8 Punkten auf 
der Richterskala sind ebenso 
die Nachbarprovinzen. 

Bereits am Samstag läuft die 
internationale Hil fe für die 
Erdbebenopfer an. Der Mi
litärflughafen Er,incan gerät 
an die Grenzen seiner Kapa
zität, die Organisation der Ka
taslIophenbewälligung über
nehmen die regionalen und lo
kalen Behörden gemeinsam 
mit dem Türkischen Roten 
Halbmond. Die Zuteilung von 
Hilfsgütern basiert dabei auf 
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Warten auf den Einsatz: Helfer des DRK mit ihren vierbeinigen Ge
fahrten. 

Vom Flugharen werden die Hilfsgüler direkt zu den Bedürftigen ge· 
brachl. 



den Angaben, die ein Muchtar 
(Dorfschulze oder Ortsvorste
her) ermittelt hat, eine Pro
vinzkommission entscheidet 
über eine solche Zuteilung und 
stellt einen Berechtigungs
schein aus. Im Armeedepot auf 
dem Flughafen, wo alle Hilfs
güter registriert und gelagert 
werden, prüft eine Kontroll
kommission unter Leitung des 
stellvertretenden Wali (Pro
vinzgouverneur) die Berechti
gung, stellt dem Muchtar einen 
Lkw zur Verfügung, mit dem 
er die erbetenen Hilfsgüter -
vorwiegend Zelte und Decken 
- in seinen Ort zwecks Vertei
lung an die Bedürftigen trans
portiert. Ein einfaches, aber 
gut funktionierendes System. 

Sofort nach Bekanntwerden 
des Erdbebens wurde im Ge
neralsekretariat des Deutschen 
Roten Kreuzes ein Krisenstab 
eingerichtet. der in Absprache Die Helfer müssen sich durch meterhohe Trümmer vorarbeiten. 
mit der Internationalen Föde-
ration der Gesellschaften vom 
Roten Kreuz und Roten Halb
mond und dem Türkischen Ro
ten Halbmond seine Hilfsmaß
nahmen einleitete. Mit Klaus 
Mittermaier, Leiter des Such
dienstes München, stellte das 
DRK der Delegation des IFRC 
einen katastrophenerfahrenen 
Mitarbeiter. Je eine DRK-Ret
tungshundestaffel aus Baden
Wüntemberg, Bayern und 
Hamburg beteiligten sich an 
den Suchaktionen in Erzincan 
vom 15. bis 17. März. Am 16. 
und 17. März flog die Bundes
wehr 27 Tonnen Hilfsgüterdes 
DRK (Zelte, Decken sowie 
eine Satcom-Anlage und 
Kurzwellengeräte) mit Fun
kern und Helfern in das Kata
strophengebiet. Die DRK-Hil
fen waren eingebunden in die 
Aktivitäten der IFRC, der die 
Koordination der Hilfen seiner 
Mitgliedsgesellschaften ob
lag. 

Eine Woche nach der Kata
strophe ist die Phase der So
forthilfe und die Suche nach 
Überlebenden abgeschlossen, 
die medizinische Betreuung 
der Bevölkerung ist gesichert, 
ebenso ist die Versorgung der 
Menschen mit Nahrungsmit
teln und Wasser zufriedensteI
lend organisiert. Große An
strengungen müssen noch im 
Bereich der provisorischen 
Unterbringung der Erdbeben-

opfer unternommen werden. 
Bislang wurden rund 13000 
Zelte ausgegeben. Doch liegt 
der durch den Wali der Provinz 
Erzincan geschätzte Bedarf 
bei weiteren 20000, obwohl 
zahlreiche Betroffene zu
nächst bei Verwandten außer
halb Erlincans unterge
schlüpft oder in westanatoli
sche Städte abgewandert sind. 

Man kann es ihnen nicht ver
denken, denn bereits seit dem 
Jahr 1011 n. Chr. sind verhee-
rende Erdbeben in dieser Re
gion dokumentiert, deren 
schwerstes im Jahr 1939 um 
die 30000 Todesopfer forder
te. Eine seinerzeit erlassene 
Bauverordnung begrenzte die 
maximale Höhe von Neubau-
ten in Erzincan auf drei Stock-

Das Militär häll Wache zum Schutz vor Plünderern. 

werke. Vom siebenstöckigen 
Hotel im Zentrum der Stadt 
verblieb ein Trümmerhaufen 
aus übereinanderliegenden 
Betondecken, zwischen denen 
es keine Überlebenden gab. 

Horst F. Hamborg 

(Fotos: Hamborg) 
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IJOhannHer-Unlall-Hille 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe 1952 bis 1992: 
40 Jahre Helfen mit Herz 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe 
feiert 1992 ihr 40jähriges Be
stehen: Am 7. April 1952 wur
de die Hilfsorganisation durch 
die Eintragung in das Vereins
register des Amtsgerichts Bad 
Pyrmont offiziell gegründet. 
Die Johanniter-Unfall-Hilfe 
ist ein Werk des evangelischen 
Johanniterordens, der sich -
entsprechend sei ner Tradition 
- vornehmlich der Für.orge 
kranker und alter Menschen 
widmet. Anlaß lind Hauptziel 
der Gründung der Johanniter
Unfall-Hilfe war es, die Be
völkerung in den Nachkriegs
jahren in Erster Hilfe auszubil
den. 

Mit bescheidenen Mitteln. 
aber einern großen Maß an 
Einsatzbereitschaft und Im
provisationstalent, leisteten 
die Männer und Frauen der er
sten Stunde Aufbauarbeit: So 
konnten bereits ein Jahr nach 
der Gründung 160 Erste- Hilfe
Kurse mit etwa 4000 Teilneh
mern abgehalten werden. Erst
mals bekam die JUH einen 
Jahreszuschuß von 108000 
DM vom Bundesinnenmini
sterium, durch den Lehrgänge 
in größerer Zahl möglich wur
den. Die Zentrale der JUH zog 
1952 in eine Baracke nach Ro
landseck bei Bonn. 

Weitere Stationen: 

1954 kommt es zu den er
sten Erste-Hilfe-Einsätzen; 
1956 hat die JUH ihren ersten 
Auftrag im Ausland, als unga
rische Flüchtlinge im öster
reichischen Burgenland be
treut wurden. 1957 werden 
Kurse in häuslicher Kranken
pnege angeboten; 1959 wird 
an der Autobahn in Düsseldorf 

die erste Rettungsstation ein
gerichtet. 1960 hat die Johan
niter-Unfall-Hilfe bereits 1650 
aktive, ehrenamtliche und 18 
hauptamtliche Mitarbeuer. 
1961 wird der 100000. Bun
desbürger durch die Johanniter 
in Erster Hilfe unterwiesen. 
1963 wird die Johanniter-Un
fall -Hilfe als freiwillige Hilfs
geseIlschaft im Sinne des I. 
Genfer Abkommens vorn 12. 

Frühe Bemü
hungen um die 
Ersle-Hilfe-Aus
bildung: Ein 
Plakal aus den 
Anfangsjahren 
der J Uli . 
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August 1949 anerkannt. 1972 
beginnt dieJUH mit Behinder
tenfahrdiensten. In diesem 
Jahr sind auch ersunals 47 Zi
vildienstleistende für die Jo
hanniter-Unfall-Hilfe tätig -
u. a. auch im stetig ausgebau
ten Rettungsdienst. Im Laufe 
derZeit erweitertesich das An
gebots- und Leistungsspek
trum der Johanniter-Unfall
Hilfe immer mehr. 

Die Aufgaben der 
Johannlter-Unfall-HlHe 
heute: 

Nach wie vor natürlich Aus
bildung und Betätigung in Er
ster Hilfe und Sanitätsdienst, 
Rellungsdienst und Kranken
transport sowie Unfallfolge
dienst, Ambulanznug- und 
Auslandsrückholdienst, Be
völkerungsschutz, Aus- und 



Fortbildung von Schwestern
helferinnen, Jugendarbeit, So
ziale Dienste, Betrieb von und 
Mitwirkung an Sozialstatio
nen, (teil-)stationäre Alten
pflege und sonstige Hilfelei
stungen im karitativen Be
reich. Als Hilfsorganisation ist 
sie besonders dann gefordert, 
wenn akute otsituationen 
und unvorhersehbare Heraus
forderungen entstehen. Bei
spiele aus jüngster Zeit : Die 
Betreuung deutscher Über
siedler und Flüchtlinge, das 
Engagement in den neuen 
Bundesländern sowie die Aus
landseinsätze im Iran und in 
der Türkei zugunsten iraki
scher Flüchtlinge, Hilfen für 
die Opfer des Bürgerkrieges in 
Jugoslawien sowie partner
schaftliehe Hilfeleistungen für 
die ehemaligen Republiken 
der Sowjetunion und andere 
osteuropäische Länder. 

Die JohannHer-Unfall
Hilfe 1992: 

Das sind 300 Orts-/Kreis
und Bezirksverbände, davon 
61 in den neuen Bundeslän
dern. Insgesamt sind 14 000 
Personen ftirdieJohannitereh
renamtlich tätig; hauptamtlich 
sind 4300 Mitarbeiter beschäf
tigt. Hinzu kommen 2650 Zi
vildien tleistende. Mehr als 
800000 Menschen in der Bun
desrepublik Deutschland un
terstützen die lohanniter-Un
fall-Hilfe als "Fördernde Mit
glieder" finanziell und ideell. 
Dies spricht für das Vertrauen, 
das sich die JUH in den vier 
Jahrzehnten ihres Bestehens 
erworben hat. 

Seit 1980 steht Wilhelm 
Graf v. Schwerin an der Spitze 
der Johanniter-Unfall-Hilfe, 
des heute größten Werkes des 
evangelischen Johanniteror
dens. Es sieht es als besonders 
wicht iges und langfristig an
zustrebendes Ziel an, wieder 
mehr Menschen für eine eh
renamtliche Mitarbeit zu ge
winnen. 

Der JUH-Beauftragte für Bevölkerungschutz: 

Ehrenamt mit Aufgaben? 

Wer die neue Satzung der 
Johanniter-Unfall-Hilfe von 
1991 prüft, stellt fest, daß zu 
den Aufgaben im Dienst des 
Nächsten der Bevölkerungs
schutz zählt. 

Weniger fachlich gemeint, 
sondern die christlich-ethische 
Komponente betonend, ist die 
Präambel zu nennen, in denen 
sich die Johanniter seit über 
900 Jahren verpflichtet haben, 
dem leidenden Menschen in 
einer Welt von Nöten und Ge
fahren beizustehen. Dies 
schließt ausdrücklich nicht nur 
Friedenszeiten mit · ein, son
dern auch Krisen und den 
Krieg. Ein Kriegsszenario, das 
so weit entfernt zu sein scheint. 
seit Europa aus dem Gegen
einander zum Miteinander 
aufgebrochen ist, und doch so 
nah ist, wenn wir nach Jugo
slawien schauen - nur wenige 
Autostunden von uns entfernt. 
Die ot der Zivilbevölkerung 
und die tägliche Gefahr an Ge
sundheit und Leben sind auch 
im 15. Waffenstillstand bittere 
Realität. 

Schon deshalb war es gut, 
daß der Johanniterorden sich 
an die Öffentlichkeit wandte 
und rügte, was der Humanität 

Zum Beauftragten für 
den Bevölkerungsschutz 
der Johanniter-Unfall-Hilfe 
wurde Dr. Horst Schöttler 
berufen. Er soll den Johan
nitern zukünftig in allen 
Fragen des Bevölkerungs
schutzes beratend zur Seite 
stehen. 

Begründet wurde diese 
Entscheidung damit, daß 
der Bevölkerungsschutz 
auch in der gegenwärtigen 
politischen "Schön wetter
lage" nicht vernachlässigt 
werden dürfe und die Hilfs
organisationen dem Schutz 
des Menschen in jeder Not
lage gerecht werden müß
ten. 

verpflichtete Ärzte und Pfle
ger medienwirksam während 
des Golfkrieges verkündeten: 
Keine verwundeten US-Solda
ten in deutsche Krankenhäuser 
aufzunehmen, sie nicht zu ver
sorgen, zu pflegen, zu heilen. 

Die Johanniter machten 
deutlich: 

"Wer sich im ärztlichen 
und medizinischen Bereich 
oder in der Krankenpflege zum 
Dienst am Nächsten unter dem 
Kreuz Christi verpflichtet hat, 
kann seine Patienten nicht 
nach politischer Einstellung, 
nach Rasse, Nation, Religion 
oder Konfession auswählen. 
Auch nicht nach der Ursache 
ihrer Verletzungen. Er muß 
vielmehr dem Leidenden und 
in Not Geratenen zur Seite ste
hen, wo immer er ihm begeg
net." 

Es wäre geradezu gnaden
los, wenn nicht der verletzte 
Mensch, sondern seine Her
kunft, nicht die Art der Verlet
zung, sondern der Grund dafür 
und nicht die uneingeschränk
te Hilfe, sondern die Auswahl 
der Hilfsbedürftigen im Mit
telpunkt stünde. 

Ich bekenne mich jedenfalls 
dazu, den Menschen schnellst
möglich, umfassend, zu jeder 
Zeit und in jeder Lage zu hel
fen - also Bevölkerung zu 
schützen vor den Einwirkun
gen von Gefahren und beizu
stehen nach dem Schadenser
eignis. 

Im Aufgabenspektrum ,,zi
vile Notfallvorsorge" wirkt die 
Johanniter-Unfall-Hilfe seit 
40 Jahren mit. Der frühere 
Bundeskanzler Dr. Konrad 
Adenauer hat im März 1963 
bestätigt. daß die JUH eine 
freiwillige Hilfsgesellschaft 
im Sinne des Artikels 26 des I. 
Genfer Abkommens vom 12. 
August 1949 ist. 28 Jahre spä
ter, im Oktober 1991 , hat Bun
deskanzler Helmut Kohl er
neut bestätigt, daß die Aner
kennung als freiwillige Hilfs
gesellschaft nicht nur fortbe
steht und für das vereinte 

Deutschland gilt, sondern auch 
eine neue Rechtsgrundlage 
und -qualität durch die Ratifi
kation der Genfer Zusatz pro
tokolle vom 8. Juni 1977 er
fahren hat. Das gesamtdeut
sche Parlament hat einstimmig 
dafür die Voraussetzung ge
schaffen, die im Dezember 
1990 Gesetz wurden. 

Die Zusatzp,otokolle I und 
1\ stellen eine wesentliche Ver
besserung des Schutzes der Zi
vilbevölkerung dar. Sie be
schränken die Mittel und Me
thoden der Kriegsführung und 
beschreiben die Aufgaben 
zum Schutz von Leben und 
Gesundheit. Zugleich mahnen 
sie an, auch bei bewaffneten 
Konflikten die Regeln im Mit
einander als moralische Norm 
zu kennen und zu beachten. 
Was Mißachtung bewirkt, ma
chen uns die Krisenherde in 
unserem lnteressenbereich, an 
der Adria und arn Golf, in den 
vergangenen bei den Jahren 
deutlich. Bevölkerungsschutz 
schließt aber auch die Vorsor
ge für Versorgungskrisen ein; 
Hunger und Not in den Staaten 
des ehemaligen Warschauer 
Paktes kennzeichnen solche 
krisenhaften Entwicklungen 
und lassen auch die Dimension 
von Flüchtlings- und Auswan
dererströmeIl erahnen. 

In allen diesen Bereichen 
sind lohanniter im Einsatz; in 
der ehemaligen UdSSR, im 
irakischlkurdischen Flücht
lingsgebiet, in Mittelamerika 
bei kriegerischen Ereignissen 
genauso wie bei aturkata
strophen. 

Ich möchte mein Augen
merk auf den Katstrophen
schutz richten, der als Aufga
be des Bundes und der Länder 
einen besonderen Stellenwert 
hat. Die JUH hat über 220 Ein
heiten mit 5500 Helfern und 
ca. 760 Fahrzeugen im erwei
terten Katastrophenschutz ein
gesetzt: in Sanitäts- und Ver
sorgungszügen, in Versor
gungs- und Fernmeldeeinhei
ten, im ABC-Dienst und in der 
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Zivile Veneidigung 

Zivile NOlfallvorsorge, der neue. verständliche Begriff, zeigt im Schema die Facetten der staailichen Gemein5(:hartsaufgabe von Bund und Län
dern und die Rolle der anerkannten Hilrsorganisationen in dem breiten Feld von der friedensmäßigen Notlage bis hin zur militärischen Bedro
hung. 

Führung. Ist die Mitwirkung 
der JUH in diesen Einheiten 
1992 und in der Zukunft noch 
zeitgemäß? 

Das Einsatzspektrum um
faßt sowohl friedenszeitliche 
Katastrophen als auch Vorsor
gemaßnahmen gegen eine mi
litärische Bedrohung. 

Gelegenheiten, Anlässe gibt 
es genug: Die leidvollen 
Großunfalle der vergangenen 
Jahre haben mit Nachdruck 
verdeutlicht , daß ein effektives 
Potential vorgehalten werden 
muß, um Schadensereignisse 
wie Natur- und Technikkata
strophen zu bewältigen und die 
Wirkungen zu mindern. Mit 
hauptamtlichen, professionel
len Kräften alleine ist dies 
nicht möglich. Und die Völ
kergemeinschaft kennt weder 
Rezepte noch Mirtel, um frie
densbedrohende Ereignisse 
wie Minderheitenkonflikte, 
nationale Erhebungen, Hunger 
und Armut, aber auch Funda
mentalismus, ideologischer 
Radikalismus und Terrorismus 
zu verh indem. 

Die moralischen Barrieren, 
die dem Einsatz militärischer 
Macht entgegenstehen, sind in 
der übrigen Welt bei weitem 
nicht so hoch, wie wir in Zen
tra\europa glauben (nach B. 
Liefländer). 

Alle diese Realitäten haben 
nicht dazu beigetragen, die 
Helfer vermehrt für die Mitar
beit in den Hilfsorganisationen 
zu motivieren. In den allen 

Bundesländern schlägt das 
Freizeitangebot und die Ten
denz zu weniger Miteinander 
durch; in den neuen Ländern 
sind drei Gründe maßgeblich: 
die Besinnung auf sich und die 
Familie zur Bewältigung der 
anderen Lebensbedingungen, 
die Entscheidung, sich von 
Forderungen des Staates abzu
wenden, ohne Konsequenzen 
fürchten zu müssen und die 
Belastung des Begriffes ,Zivi 
le Verteidigung". 

Alle Hilfsorganisationen 
haben genauso wie die Feuer
wehren erhebliche Nach
wuchssorgen. Hier setzt die 
Aufgabe "Beauftragter für Be
völkerungsschutz" an. 

Ein erster Einsatz war die 
Vertretung der JUH bei der An
hörung vor dem Innenaus
schuß des Deutschen Bundes
tages am 20. Januar 1992 in 
Bonn. Im Zuge programmati
scher Diskussion um ein neu
es Konzept der Zivilen Vertei
digung (= staatliche otf.II-1 
Sicherheirsvorsorge) wurden 
die anerkannten Hilfsorgani
sationen neben den kommuna
len Spitzenverbänden an
gehört. In Absprache mit dem 
Präsidenten, Graf von Schwe
rin , und dem Bundesgeschäfts
führer, Andreas von Block
Schlesier, nahmen Herr Dr. 
Bangert und Herr Gringmuth 
und ich den Ternlin wahr. Und 
besonders wichtig ist mir mit
zuteilen, daß Malteser-Hilfs
dienst und Johanniter-Unf.lI-
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Hilfe eine gemeinsame Stel
lungnahme abgaben. Während 
Assessor jur. B. Liefländer, 
KatS-Referatsleiter im MHD, 
die einzelnen Bereiche analy
sierte, nahm ich zu generellen 
Fragen Stellung. Insbesondere 
habe ich betont - und die Re
sonanz der Abgeordneten ver
spürt - , daß durch die gemein
same Position von Maltesern, 
denen ich freundschaftlich 
verbunden bin, und Johanni
tem rund 1,4 Millionen Mit
glieder, d. h. rund 2 % der Be
völkerung Deutschlands, re
präsentiert sind. Hier, davon 
bin ich übeneugt, wird Öku
mene im Dienste der Huma
nität zum Motor. 

Zugleich wird die Abspra
che zwischen Heinz Himmels, 
stv. Generalsekretärdes MHD, 
und Andreas von Block-Schle
sier (JUH) für die Führungs
gremien beider Organisatio
nen zu verstärkter Koopera
tion verwirklicht. 

Weitere Aufgaben hat sich 
der Bevökerungsschutz-Be
auftragte gestellt: Durch Vor
träge und Schulungen, ge
meinsam mit Landes-, Kreis
und Ortsverbänden, zu infor
mieren und zu motivieren so
wie Anregungen für die ehren
amtliche Tätigkeit vor Ort zu 
geben. Ein besonderes Augen
merk gilt den neuen fünf Bun
desländern. in denen ein Semj
nar für Bevölkerungsschutz 
baldmöglichst durchgeführt 
wird. Und selbstverständlich 

ist er gehalten, den Präsiden
ten, den Vizepräsidenten , das 
Präsidium und den Bundesge
schäftsführer mit seinen Mit
arbeitern fachkundig zu bera
ten. Die bestehenden lang
jährigen Verbindungen zu an
deren Organisationen. zu Mi
nisterien, Behörden und Äm
tern im Inland und die Zusam
menatbcit mit Einrichtungen 
des Bevölkerungsschutzes im 
Ausland könnten Grundlage 
dafür sein, daß das Ehrenamt 
lebt und nicht zum bloßen Sta
tus verkümmert. 

Abschließend will ich aber 
das Wichtigste wiederholen: 
Johanniter, im Orden und in 
der Unfall-Hilfe, sind Men
schen, die solidarisch denken 
und handeln. Im Miteinander 
kommt der einzelne zur Ent
faltung. Das heißt: ohne die 
Unterstützung der Helfer kann 
der Beauftragte für den Bevöl
kerungsschutz keine Wirkung 
haben, ohne Akzeptanz und 
Resonanz keine Leistung er
bringen. 

Daher soll gelten: Während 
bei den militärischen Konflik
ten um die "BamlherLigkeit 
zwischen den Waffen" (Cari
las inter arma) gerungen wird, 
soll die .,Barrnhenigkeit zwi
schen den Menschen" (Caritas 
inter homines) das Aufgaben
feld für den Beauftragten sein 
- als Glied in der Kette der Ge
meinsamkeit. 



! t1aHeser-Hilfsdiensc 1 1 
Die Angst vor der unsichtbaren Gefahr 

Menschen, die besonders 
Hilfe benötigen. sind die Be
troffenen des ReaklOrunglücks 
von Tschernobyl. Der Mal
teser-Hilfsdienst hat es sich 
zur Aufgabe gemacht, vor al
lem den Kindern von Tscher
nobyl zu helfen. Fünf Jahre 
nach dem Unglück machten 
sich Malteser aus dem Bis
tum Hildesheim mit einem 
Hilfstranspon in die Umge
bung von Tschernobyl auf. 

Den Maltesern bietet sich 
ein Bild ländlicher Idylle: 
Spielende Kinder auf der 
Straße, die beiden Pferde vor 
dem pnug wollen nicht so 
recht, eine junge !'rau ruft die 
Kinder ins Haus, auf dem 

achbarhaus landet ein 
Storch. Das friedliche Bild 
täuscht. Eine unsichtbare Ge
fahr bedroht hier jegliches Le
ben. 

Die Menschen in den Dör
fern der Nordukraine leben im 
Schatten des Kernkraftwerks 
von Tschernobyl. Die Men
schen wissen von der Gefahr. 
Aber sie wissen nichts Genau
es, und das macht ihnen Angst. 
Die radioaktive Strahlung ist 
nicht zu spüren. Erst an ihren 
Folgen iSLsie zu erkennen. 

idH ua~ e;:rslt: Mal sind die 
Malteser in der Nähe von 
Tschernobyl. Neben Obuchu
wici und Iwankiw ist die K li
nik in Polesskije Ziel des 
Transpons. Der kleine Konvoi 
aus Hannover passiert eine 
Onschaft. Links und rechts der 
Straße Stacheldraht. An einer 
Kreuzung das Schild "StOP" 
und gleich daneben ,Zone". 
Die Wohnhäuser hinter dem 
Drahtverhau sind verlassen. 
An das Warenhaus erinnert nur 
noch der Schriftzug. Stumme 
Zeugen der Katastrophe. Ein 
paar Kilometer weiter bestel-

Leben im Schatten von Tschernobyl 

len Bauern ihre Felder. Die Er
träge müssen sie abgeben, der 
Staat liefert .. sauberen" Ersatz. 
Die Angst bei der Bevölkerung 
aber bleibt. "Wir haben Angst 
davor, daß wir die Kanoffeln, 
die wir ernten und abgeben. 
wieder zurückbekommen", er
zählt eine Frau. Meßgeräte 
gibt es nicht. 

Die Malteser bringen Kran
kenhausbellen und Behand
lungspritschen für die Klinik. 
Aber viel wichtiger sind 
Milch- und Kakaopulver. 
.. Dringend brauchen wir Vita
minpräparate, Babynahrung 
und Milchpulver, dringender 
als andere Medikamente", so 
Chefam Dr. Wassil Iwano
witsch Babinski. Zur gegen
wänigen Situation befragt, 
versichert er, die Nahrungs
mittel hier kämen aus sauberen 
Anbaugebieten. Das Trink
wasser sei nicht belastet. 

Auf der Kinderstation 
herrScht ausgelassene Stim
mung. Im bunten, farbenfro
hen Aufenthaltsraum wird 
Fangen gespielI. Helle Stim
men schallen fröhlich durch 
die Gänge der Station. "Vier
zig kleine Patienten haben wir 
hier zur Zeit. Sie haben alle 
ganz nonnale Kinderkrankhei
ten", erklän Dr. Babinski. Ein 
Blick ins Krankenzimmer läßt 
anderes vennuten. Blasse Ge
sichter und schütteres Haar 
deuten auf Leukämie hin. 

Dr. Babinski sagt dann 
schließlich selbst: "Von den 
1000 bis 1200 Kindern, die wir 
hier im letzten Jahr untersucht 
haben, sind viele an Krebs er
krankt." Ob dies auf die Strah
lung zurückzuführen sei, kön
ne er nicht sagen. Aber die 
Meßwene hier in Polesskije 
sind hoch, zu hoch. Der On 
sollte umgesiedelt werden -

Die Müller in der Klin ik von Polesskije kennen die Gefahr für ihre Kin
der, die heiteren Gesichter können ihre Angst nicht \'erbergen. 

aber erst in zwei Jahren soll das 
Vorhaben abgeschlossen sein. 

Gleich nach dem Reaktor
unfall war Dr. Wassil Iwano
witsch Babinski selbst in 
Tschernobyl im Einsatz. Er hat 
vor On geholfen, ist Augen
zeuge. 

Heute leben wieder über 
1000 Menschen in Tscherno
byl, alte Menschen, die hier zu 
Hause sind und nirgendwo an
ders leben wollen. Heimlich 
sind sie zurückgekommen. Sie 
arbeiten in den Gärten, bauen 
Kanoffeln an, so als ob es das 
Reaktorunglück nie gegeben 
häne. 

Die Menschen, die im 
Schallen von Tschernobyl le
ben, brauchen Hilfe, vor allem 
die Kinder. Die Malteser 
möchten Kinder aus diesem 
Gebiet nach Deutschland ho
len. Sie sollen ein bißchen Er
holung finden, verbunden mit 

einer medizinischen Betreu
ung. lm Sozialministerium 
treffen die Helfer aus Hanno
ver mit Tatjana Beresanez zu
sammen. Die Physikerin und 
gelernte Krankenschwester 
bestätigt, daß die Kinder be
sonders genihrdet seien. Ein 
Erholungsurlaub in strah
lungsfreiem Gebiet täte ihnen 
sicherlich gul. 

Das eigentliche Erbe des 
ReaklOrunglücks wird sich 
erst in den nächsten Genera
tionen zeigen. Der Unfall hat 
eine Gefahr freigesetzt, die der 
Mensch mit seinen Sinnen 
nicht wahrnehmen kann. Sie 
ist gefahrlieher als alle Gefah
ren, mit denen die Menschen 
hier immer leben mußten. Sie 
ist gefahrlicher als die Wölfe, 
die noch heute im Winter bis 
an die Häuser und vor die Fen
ster kommen. 

Edmund Deppe 
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1 DeUCscher Feuerwehnerband 1 1 
Landesfeuerwehrverband Niedersachsen 

Neukonzeption des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 

Im Ra hmen der Fachkon
ferenz "Katastrophenschutz 
2000" a m 19. März 1992, 
organisiert und veranstal
tet von der niedersächsi
schen SPD-Landtagsfrak
tion, legte der Vorsitzende 
des Landesfeuerwehrver
bandes Niedersachsen, Fritz 
Meyer, ein Arbeitspapier 
vor. Dieses wird nachfolgend 
im Wortlaut veröffentlicht. 
(Eine umfassende Berichter
stallung über die Fachkonfe
renz linden Sie im Ha uptteil 
dieser Ausgabe.) 

1.0 Mltwlt1lung 
der Feuerwehren 

Der Landesfeuerwehrver
band Niedersachsen (LFV 
Niedersachsen) ist die Venre
tung aller Freiwilligen Feuer
wehren. Berufsfeuerwehren 
und Werkfeuerwehren im Lan
de Niedersachsen. Wir vertre
ten damit die Interessen der na
hezu 145000 Mitglieder in den 
genannten 3 Feuerwehrspar
ten. Von den nahezu 145000 
aktiven Mitgliedern in den 
Feuerwehren Niedersachsens 
versehen rund 140000 ihren 
Dienst ehrenamtlich in den 
Freiwilligen Feuerwehren 
(FF), etwa 5000 Feuerwehr
einsatzkräfte sind hauptberuf
lich tätig. Bei den Aktiven der 
FF, in 428 Gemeinde- und 
Stadtfeuerwehren, mit insge
samt 3408 Onsfeuerwehren 
sind inzwischen rund 4000 
weibliche Mitglieder aktiv 
tätig. 

Zusätzlich zu den im akti
ven Feuerwehrdiensl tätigen 

Mitgliedern in den FF, bilden 
die 25000 Jungen und 
Mädchen im Alter von 10 bis 
18 Jahren in den über 1400 
JFW im Lande Niedersachsen 
ein erfreuliches Nachwuchs
potential für die FF in unserem 
Lande, die sich schon in jun
gen Jahren auf den späteren 
Dienst in der Feuerwehr und 
damit auch den möglichen 
EinsaLz im Katastrophen
schutz vorbereiten. 

Die öffentlichen Feuerweh
ren in Niedersachsen wirken in 
ihrer Gesamtheit im friedens
mäßigen Katastrophenschutz 
und somit im erweiterten Ka
tastrophenschutz des Zivil
schutzes mit. 

Für die Aktiven der Feuer
wehren bedarf es keiner be
sonderen Verpflichtungser
kJärung zur Mitwirkung in die
sem Aufgabenbereich, da dies 
in den landesrechtlichen Be
stimmungen als Pnichtaufga
be enthalten ist. 

In allen 428 kommunalen 
Gebietskörperschaften im 
Lande Niedersachsen - ob 
selbständige Städte, kreisfreie 
Städte oder kreisangehörige 
Städte, Gemeinden und Samt
gemeinden - gibt es FF in ei
ner den Erfordernissen ange
paßten Stärke. Damit verfügt 
das Land iedersachsen über 
ein dichtes und vor allem 
fiächendeckendes Netz öffent
licher Feuerwehren. 

Diese Organisationsstruktur 
gibt dem Bürger die Gewähr, 
daß ihm in Friedenszeiten lU 

jeder Zeit Hilfe zuteil wird. 
Aber auch im V-Fall wäre dies 
sichergestellt. wenn eine die
ser verändenen Lage angepaß
te Verstärkung erfolgt. 
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2.0 Grundsätzliches 

2.1 Die in den letzten Mona
ten gefühnen Diskussio
nen zur Neustrukturie
rung der Zivilveneidi
gung beinhalten u. a. die 
derzeitige Konzeption des 
Zi vilschutzes zu überprü
fen und unter Berücksich
tigung einer Risikobe
wertung der möglichen 
künftigen Schadenslagen 
zu überarbeiten. ln diese 
Überlegungen müssen ne
ben V-Fall-Kriterien auch 
die Gefahrdungen einbe
zogen werden, die sich 
aus technisch bedingten 
Unglücksfallen, aufgrund 
von Naturereignissen 
oder aus terroristischen 
Anschlägen ergeben kön
nen. 
Ohne eine hierauf abge
stellte Risikobewenung 
der zu erwanenden Ge
fahrensituationen oder 
Schadenslagen, erscheint 
eine Neukonzeption des 
Zivilschutzes nicht mög
lich; neue System- und 
Planungsfehler wären 
vorprogrammiert! . 
Dies trifft auch sinn
gemäß für den gesamten 
friedensmäßigen Bereich 
in iedersachsen zu; hier
zu komme ich in meinen 
späteren Ausführungen 
noch detailliener zurück. 
Der Deutsche Feuerwehr
verband (DFV), als Dach
organisation aller Feuer
wehren in der BRD, hat z. 
B. seit Jahren gegenüber 
dem Bundesminister des 
fnnem und auch gegen
über der Innenminister-

!.onferenz der Länder dar
auf aufmerksam gemacht, 
daß diese Planungs vor
,lussetzungen fehlen! 

2.2 Die unterschiedlichsten 
Gefahrensituationen sind 
für das Land Niedersach
sen geregelt im 
Niedersächsischen 
BrandschutLgesetz, 
Niedersächsischen Ka
tastrophenschutzgesetz, 
Niedersächsischen 
Rettungsdienstgesetz. 
Die den Bund betreffen
den Zuständigkeiten sind 
in der Zivilschutzgesetz
gebung veranken. 
Der erweiterte Katastro
phenschutz muß im Zivil
schutz den Kernbereich 
eines umfassenden 
Gefahrenabwehrsystems 
darstellen. 
Unbeschadet unterschied
licher Zuständigkeiten 
von Bund und Ländern 
muß das gesamte Gefah
renabwehrsystem (frie
densmäßig und V-Fall) so 
aufeinander abgestimmt 
sein, daß dieses in jedem 
Bundesland als ein ge-
meinsames Hilfelei-
stungssystem funktio-
niert. Eine Neukonzep
tion des Zivilschutzes 
muß auch unter den Ge
sichtspunkten erfolgen, 
daß künftig der Zivil
schutz in der Bevölkerung 
mehr Akzeptanz erreicht. 

2.3 Bei der Festlegung neuer 
Strukturen im erweiterten 
Katastrophenschutz und 
im friedensmäßigen Kata
strophenschutz des Lan
des Niedersachsen ist zu 
berücksichtigen, daß das 



in den öffentlichen Feuer
wehren vorhandene Po
tential an Helfern und 
Technik aufgrund der ört
lieh zu erwartenden tägli
chen Gefahrenlagen auf
gestellt wurde und vorge
halten wird. 
Für die Gefahrenabwehr 
im V-Fall und den frie
densmäßigen Katastro
phenschutz mit den zu er
wartenden außergewöhn
lichen Schadenslagen 
reicht die bisherige kom
munale Vorhaltung je
doch nicht aus. 

2.4 Damit auch unser nieder
sächsisches (nds.) Kata
st rophensc h utz- Potent i a I 
uneingeschrä nkt mit der 
vom Bund verstärkten 
Ausstattung einsetzbar 
ist, muß der Bund künftig 
eine Mehrfachnutzung 
sicherstellen, da dieses 
aus einsatztaktischen 
und volkswirtschaftli
chen Gründen unver
zichtbar ist. Bei allen 
technischen Neuüberle
gungen gehen wir aus der 
Sicht der niedersächsi
sehen Feuerwehren von 
dieser Ausgangsbasis aus. 

2.5 Im Bemühen um ein ge
meinsames, verbessertes, 
funktionierendes und ef
fektives Hilfeleistungssy
stem auf Bundesebene 
und in Niedersachsen darf 
nicht außer acht gelassen 
werden, daß letztlich auch 
der Bürger Anspruch auf 
eine den jeweiligen Um
ständen angepaßte Vor
sorge auch in unserem 
Land hat. 

2.6 Bei allen Planungen des 
Bundes und der nieder
sächsischen Landesregie
rung muß berücksichtigt 
werden, daß ein bürger
nahes, gemeinsames Sy
stem der Gefahrenabwehr 
vorrangig nur durch eine 
ehrenamtliche, freiwilli
ge Mita rbeit der Bürger 
ermöglicht werden kann. 

3.0 Ausgangssituation! 
Hllfelelslungssystem 

3.1 Der Landesfeuerwehrver
band iedersachsen be
grüßt es, daß auch der nie
dersächsische Innenmini-

ster den Beschluß der 
lnnenmi n i sterkonferenz 
vom 8. 11. 1991 mitträgt 
und damit in der Nach
kriegsgeschichte erstma
lig einstimmig von allen 
Ländern ein Grundkon
zept zum Zivilschutz be
schlossen wurde. 

3.2 Bezüglich des IMK-Be
schlusses müssen wir aus 
der Sicht der Feuerwehren 
allerdings darauf auf
merksam machen, daß bei 
dem geplanten Wegfall 
der "Fernmeldezentrale 
HVB" die Landesregie
rung rechtzeitig für ange
messenen Ersatz zu sor
gen hat. 

4.0 Künftige Strukturen 

4.1 Bei der Überprüfung der 
künftigen Strukturen des 
erweiterten Katastro
phenschutzes sollte im In
teresse der Anpassung der 
friedensmäßigen Struktu
ren auch der Umfang an 
erforderl ichen Fachdien
sten überprüft werden. 
Den Bürgern unseres Lan
des ist nicht damit ge
dient, daß Einheiten be
stehen, die einsatztak
tisch nicht genutzt wer
den können und somit 
überflüssig sind und nur 
K osten verursachen. 
H ierzu hat die Innenmini
sterkonferenz am 8. 9. 
1991 einen klaren Be
schluß gefaßt. 

4.2 Für das Weiterbestehen 
und den Erhalt von Re
gieeinheiten des er
weiterten Katastrophen
schutzes besteht nach 
Auffassung des Landes
feuerwehrverbandes ie
dersachsen weder ein 
weiterer Beda rf noch 
eine Notwendigkeit, da 
die Aufgaben der Regie
einheiten von den Feuer 
wehren und anderen im 
Katastrophenschutz tä
tigen Hilfeleistungsorga
nisationen mit übernom
men werden können. Dies 
würde nach unserer Auf
fassung zu einer Stra f
fun g und Verbesserung 
in der Übersichtlichkeit 
und Zustä ndigkeit sowie 
letztlich auch zur Kosten-

erspa rnis beitragen. Die 
Aunösung der Regieein
hei ten und die Zuordnung 
der Aufgaben bei den 
Feuerwehren und anderen 
H il feleistungsorganisa
lianen würde auch der 
Steigerung der Effekti 
vi tä t und besseren Koor
dination im Einsatzfalle 
dienlich sein. 
Die Arbeiten der in unse
rem Land bestehenden 
Zentralwerkstätten des 
erweiterten Katastro
phenschutzes können von 
den Werkstätten der Kom
munen und der Privat
wirtschaft übernommen 
werden, wenn sicherge
stellt ist, daß die Kosten 
vom Bund getragen wer
den. 

5.0 Wamdlenst 

Das Konzept des Bundesin
nenministeriums, den Warn
dienst von der derzeitigen Si
renenaiarmierung auf eine rei
ne Rundfunkwarnung umzu
stellen. wird auch vom Lan
desfeuerwehrverband ieder
sachsen abgelehnt. 

Die Sirenen warnung ist 
weiterhin ein unver zichtba
res Warn- und Alarmierungs
mittel. Die bisherige dezentra
le Sirenenalannierung ist für 
die staatlichen Stellen ein 
Warn- und Alarmierungssy
stem, das von den Bürgern 
a kustisch wahrgenommen 
wird. Die neue Konzeption 
des Bundes ist eine Fehlpla
nung, worauf der DFV schon 
seit Jahren aufmerksam ge

-macht hat. 
Der Landesfeuerwehrver

band Niedersachsen weist dar
auf hin, daß der Abbau der Si
renen auch im Lande ieder
sachsen bereits begonnen hat 
und der Bund dies auch Zug 
um Zug fonsetzen wird. Hier 
sind wir der Meinung, daß die 
niedersächsische Landesre
gierung sich dafür einsetzen 
muß, dies unverzüglich zu 
stoppen! 

Wir möchten die nieder
sächsische Landesregierung 
darauf hinweisen, daß im In
teresse der Bevölkerung Maß
nahmen getroffen werden 
müssen, die eine öffentliche 
Warnung der Bevölkerung im 

Katastrophen- und V-Fall si
cherstellen. Durch ein Sire
nenwarnsignal muß z. B. die 
Bevölkerung darauf hinge
wiesen werden, das Rund
funkgerät einzuschahen, um 
Einzelheiten und Verhaltens
anweisungen mitgeteilt zu be
kommen. 

Die Sirenenwarnung dient 
auch zur A larmierung der 
Katastrophenschutzeinhei
ten. Die Helfer müssen jeder
zeit und überall - auch wenn 
sie kein Rundfunkgerät zur 
Verfü gung haben - a kustisch 
a larmierbar sein. Schließlich 
dient die Sirene auch der Alar
mierung der Feuerwehr, wo 
keine stil le Alarmierung mög
lich ist. 

6.0 Stellungnahme zum 
IMK-Grundsatzkonzept 

6.1 Der Beschluß der IMK 
beinhaltet, daß im künfti
gen Kommunikationssy
stem der Behörden "kein 
Bedarf für eine getrennte 
Fernmeldezentrale HVB" 
mehr besteht. 
Dieser Einschätzung der 
Situation kann sich der 
Landesfeuerwehrverband 
Niedersachsen dann an
schließen, wenn unsere 
Landesregierung und die 
Behörden rechtzeitig für 
einen dem friedensmäßi
gen Kommunikationssy
stem angepaßten und er
gänzten Ersatz sorgen, da 
sonst die Gefahr besteht, 
daß größere Kommunika
tions-Defizite entstehen. 
Der Übergang der Füh
rung bezüglich Führungs
system und -konzeption 
vom friedensmäßigen 
Einsatz über den Ka
tast rophensch u tzei nsa tz 
zum V-Fall-Einsatz sollte 
so ablaufen wie im IMK
Beschluß erläutert. 

7.0 Mittelfristige 
Forderungen zur 
SIchersteIlung des 
Katastrophenschutzes 
auch Im Jahr 2000 

7.1 Aus der Sicht des Landes
feuerwehrverbandes Nie
dersachsen und der Feuer
wehren unseres Landes 
sind im Katastrophen-
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,chulz vemärkl auch die 
Bekämpfung von gröne
ren Schadensereignis
sen im Bereich der Um
\Veltgefa hren zu berück
,ichligen. Ferner ergeben 
sich aus njedersächsi ~ 

scher Sichl für den Kata
strophenschutz weitere 
Errordernisse, die einer 
Regelung bedürfen, wenn 
man die be~ondcre geo· 
graphische La ge unseres 
Landes berücksichligt. 

7.2 Wir möchlen heule die 
niedersächsische Lande,
regierung darauf hinwei
sen und gleichzeilig auf
fordern. für eine verbes
serte Spitzenausstat
tung und entsprechende 
Ausbildung der Katamo
phenschulzorgan i sal io
nen und hier im besonde
ren Maß der niedersäch,i
schen Feuerwehren für 
besondere nichl alltägli
che Gefahren und 
großflächige Umweltge
fa hrenbekä mpfung 1lI 

sorgen. 
Hierzu zählen insbeson
dere Schadensfalle in Ver
bindung mil unseren 
großräumigen Wald-, 
Heide- und Moornächen 
im Lande Niedersachsen. 
Große deulsche Ströme 
nießen durch unser Land. 

iedersachsen ist von der 
holländischen bis zur 
schleswig-holsleinischen 
Grenze Anrainer der 
Nordsee. Hier ergeben 
,ich zur Bekämpfung von 
Umweltgefa hren im Be
reich des Küsten- und 
Gewässerschutzes enor
me Aufgaben, zumal die 
Gefah renpotentiale a n 
der Küs te und auch den 
großen Gewässern erheb
lieh sind. 
Hier hat die niedersHchsi
~che Landesregierung mit 
Zustimmung des Landta
ges in den zurückliegen
den Jahren zusälzliche 
Aufgaben übernommen, 
deren Sicherslellung nur 
dann gewährleistet wer
den kann, wenn auch zu
sätzlich zur Erfüllung aus 
den für das für den Um
weltschulz zusländige 
Landesministerium Mit 
tel zur Beschaffung von 

besonderen Fahrteu
gen, Gerä tschaften aber 
auch Mittel für die Aus
bildung zur VerWgung 
gestellt werden! 
Für die niedersächsischen 
Feuerwehren hat nach wie 
vor die Presseerklärung 
des damaligen Umwelt
minio;,tcrs Remmers vom 
2. 2. 1989 Gültigkeil , in 
der e' u. a. heißI; ich zi
tiere den Wonlaut der Er
klHrung: 
" Remmers: 145000 Fell
enfehrleute til1rer:iclJl
bar beim Umweltschut:.. 
noch engere ZuslII",l1ell 
arbeit geplal1l, Einsat:. bei 
Ölllnjällen stieg kominll 
ier!ich. 
Die 145000 Fellerwehr
leute in Nieder,wdlsell 
sind bei", Umweltschutz 
wll'er:.ichtbar LInd bei der 
Bekämpfung \'on U""re!t· 
gefahrenlliclrt weg:ude,,
keil. VOll daher wolle mall 
auch in ZukunJt lI'eiter 
eng ;.usammenarbeitelJ. 
Falsch sei, daß die Feller
wehren nur Feuer 
bekiimpjell, sagte Um 
lt,.'eltminister Remmers bei 
einem gemeinsamen Ge· 
spräch mit dem Vorsit:ell · 
den des umdesJeller
wehr"erballdes in Nieder
sachsen und deli Mitglie
de", des geschiiftsfiihren
den Vorstands. 
Viel mehr begegnell sie 
vielfältigeIl UmH'eltge
fahren lind seien besoll 
ders bei der Bekiimpjllllg 
\1011 Ölwifiillell immer 
wieder tälig geworden. Im 
Kiistenbereich denke er " 
hier besonders an die 
Öhmjälle ",it deli MOlor· 
schiffen ,Brady Maria' , 
,lVestll'ood Merir' lind 
,Heinrich Heilte' sowie an 
die Bekämpfung eil/er 
Slrcmd\'eröhmg auf /Jor· 
klll1l , 
Auch im Binnenlalld haI 
{Ier Einsm:; der Feuer
wehr bei der Bekä",pfimg 
1'011 ÖllIlljiillenllllljast 50 
Pro:;ell1 :ugeno",,,,en. So 
stieg \ '011 1983- 1989 die 
ZLI'" der Einsülze : lIr Be
seitigung \ '011 Gefahren 
dllreh Öl, Z. B. im Regie
nmgsbe:;irk HamlOl'er 
1'01l1972allj3102: in deli 
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iibrigen Regierullgsbe:;ir
ken \'erhält sich die Stei
genmgsquote ähnlich. So 
komme der Feuenl'ehrbei 
der Rei"haltllllg 1'011 Flüs
sen. Seen lind KiüleJlge
wiis,\em eine große Be· 
deutung ,-u. Die Öleinsiit
:e {lieueu dem Schur:; des 
immer kostbar \I,.'erdenden 
Wassers. " 
Die niedersächsischen 
Feuerwehren sind nach 
wie vor bereit und auch in 
der Lage, die zusätzli
chen Aufgaben im Be
reich der Umwellgefa h
ren zu iibernehmen und 
ordnungsgemäß wahr
zunehmen. 

7.3 Uns sind Absichlen be
kannt, daß der Bund be
strebl iSI, für seine Lie
genschaften künftig nichl 
mehr selbsl den Brand
SChUIlLU sIe lien, sondern 
die,e, den öffentlichen 
Feuerwehren zu überlas
sen. Wir fordern die Lan
de;regierung auf. hierzu 
rechtzeitig Manna hmen 
zu t reffen, 

7.4 Der Landesfeuerwehrver
band Niedersachsen gehl 
davon aus. daß die zu die
ser Veranslaltung einla
dende Landlagsfraklion 
sich posiliv für eine Erfül
lung der von uns aufge
sIeilten Forderungen, An
regungen und Wünsche 
sowie für eine verbessene 
Ausslallung der Feuer
wehren allgemein und 
auch für die ZUSälzlichen 

Aufgaben im Kalastro
phenschulz lI1illelfrislig 
einsetzt. 
Nur wenn dies zum 
Schutze und lur Sicher
heil unserer Bevölkerung 
umgesetzt wird, kann 
auch der Katastrophen
schulz imJohr2000durch 
die beleiligten Organisa
tionen und insonderheit 
durch die heimischen 
Feuerwehren in unserem 
Lande sicherge;lellt wer
den. Ich gehe davon aus, 
daß sich die einladende 
Landlagsfraklion hier im 
besonderen Moße einseI
len wird, damil die Ziel
~elzungen lur Gewähr
leistung eines umfassen
den K31astrophenschul
les auch im Lande Nie
dersachsen, im Jahr 2000 
und darüber hinous. si
chergeslellt werden . 
Der Landesfeuerwehrver
band iedersachsen als 
Interessenvertretung aller 
niedersäch,ischen Feuer
wehren bielel auch für die 
Zukunft seine fachliche 
Unterstützung 7ur Errei
chung des angestreblen 
Zieles einer Verbesserung 
im Zivil- und Kalastro
phenschulz an. 

Skilanglauf-Meisterschaften 
erst Im Januar 1993 

Bedingl durch die Wellerlage mußten die 7. Deulschen 
Feuerwehr-Skilanglauf-Mei"erschaften in Braunlage für 
dieses Jahr abgesagl werden. 

euer Termin für die Meislerschaften iSI der 30./31. Janu
ar 1993 in Braunlage. Die Meislerschaftsläufe ,ind am Sams
lag und der Volkslauf am Sonnlag. Als Ausweichlermin wur
de der 13./14. Februar 1993 feslgelegt. 

Meideschluß iSI der 25. Januar 1993. 



Prof. Dr. Sefrin 
neuer Bundes
feuerwehrarzt 

Von den 2,8 Millionen 
Einsätzen, die 1990 von den 
Feuerwehren in Deutschland 
absolviert wurden, entfielen 
fast I Million auf Olfallein
sätze und 778765 auf qualifi
zierte Krankcntranspone. an
ders gesagt, Krankentransport 
und Rettungsdienst machten 
mehr als 60 Prozent (6 1,9) al
ler Einsätze aus. Daneben er
geben sich durch die Zunahme 
der Einsätze mit möglicher ge
sundheitlicher Genihrdung der 
Einsatzkräfte und im Rahmen 
der allgemeinen Gesitndheit -
fürsorge für die Angehörigen 
der Feuerwehren weitere ty
pisch medizinische Aufgaben
bereiche, die auch auf Bundes
ebene - und zukünftig vor al
lem im europäischen Bereich 
einer qualifizierten und enga
gierten Repräsentanz für die 
Feuerwehren bedürfen. 

Dies ist mit der Berufung 
von Prof, Dr. med. Peter 
Sefr in, Anästhesist im Insti
tut für Anästhesiologie der 
Universität Würzburg, zum 
Bu ndesfeuerwehrarzt durch 
den DFV gelungen, 

Prof. Sefrin ist ein über den 
deutschsprachigen Raum hin
aus bekannter und engagierter 

otfallmediziner, der nicht nur 
durch eigene Forschungsar
beiten und mehr als 200 Publi
kationen, die Herausgabe des 
Buches "Notfalltherapie" (das 
soeben in der 5. Auflage er
schien), die Schriftleitung der 
Zeitschrift .,Der Olarzt" und 
weiterer Fachzeitschriften sei
nen Ruf als qualifizierter Wis
senschaftler bewies, sondern 
auch in zahlreichen Fachgre
mien seine rettungsdienstliehe 
und notärztliche Kompetenz 
darstellt, u. a. als Vorsitzender 
der Sektion "Rettungswesen" 
der Deutschen interdiszi
plinären Vereinigung für In
tensiv- und otfallmedizin 
(DiVI ), die Präsidentschaft 
1989 der Deutschen Gesell
schaft für Katastrophenmedi
zin und den stellvertretenden 
Vorsitz im Gemeinsamen Bei
rat für Verkehrsmedizin der 
Bundesregierung. 

Er ist Gründer und Vorsit
zender der ersten Notarzt-Ar
beitsgemeinschaft in Deutsch
land (Arbeitsgemeinschaft der 
in Bayern tätigen NOlärzte e. 
V. ) und 1991 erneut zum Vor
sitzenden der Bundesvereini
gung der Arbeitsgemeinschaf
ten der Notärzte Deutschlands 
(BA D) gewählt worden. 

"Jubiläum in aller 
Stille" 

In BraunlagelHarz fand 
Ende Februar die 100. Sitzung 
des Vorstandes des Deutschen 
Feuerwehrverbandes statt. Ei
genlob war zwar nicht ange
sagt. dennoch bedankte sich 
Präsident Hinrich Struve bei 
seinen Vi zepräsidenten, die 
laut DFV-Satzung den Vor
stand bilden. 100 Sitzungen in 
elf Jahren, das si nd 300 Sit
zungstage-bei denen, so Stru
ve, "bedeutungsvolle Ent
scheidungen getroffen wur
den, die das heutige Gesamt
bild des 1,4 Millionen Mitglie
der starken Verbandes der 
deutschen Feuerwehren prä
gen". 

Beschlossen hat der DFV
Vorstand in Braunlage u. a.: 

• Dr. Dieter Stratmann (Min
. den), Vorsitzender des DFV

Referates "Gesundheitswe
sen/Rettungsdienst" wurde 
mit der Wahrnehmung der 
DFV-Interessen auf EG
Ebene beim Europäischen 
Komitee für Normung 
(eEN) Rettungstransport
mittel beauftragt. 

• Für die Öffentlichkeitsarbeit 
soll ein mobiler Informa
tionsstand angeschafft und 
eingerichtet werden, der bei 
Veranstaltungen auf Bun
des- und Länderebene zum 
Einsatz kommen soll. 

Stellenausschreibung 

Der Deutsche Feuerwehrband e. V. mit Sitz in Bonn stellt 
zum nächstmöglichen Termin einen 

Sachbearbeiter 

für das Aufgabengebiet .,Facharbeit" ein. 

eben der allgemeinen Verwaltungstätigkeit gehören die 
Vorbereitung lind Durchführung verbandsinterner Fachta
gungen sowie die Teilnahme an Fachtagungen innerhalb und 
außerhalb des Verbandes zum Aufgabengebiet. 

Die Facharbeit um faßt den gesamten Themenbereich des 
vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes, des Um
weltschutzes, der Technischen Hilfeleistung und der Kom
munikation. 

Sollten Sie sich für diese Aufgabe interessieren und die 
hierfür erforderlichen Qualifikationen erfüllen, bewerben Sie 
sich bitte mit den üblichen Unterlagen bis zum 15. Mai 1992. 
Fragen vorab beantwortet Ihnen gerne der Bundesgeschäfts
führer. 

Arbeitszeit UAd Vergütung richten sich in Anlehnung an 
den BAT (VKA). 

Eine vertrauliche Behandlung Ihrer Bewerbung ist selbst
verständlich. Bewerber mit einer Feuerwehrausbildungl-er
fahrung werden bei der Auswahl soweit als möglich bevor
zugt. 

Bewerbungen an: Deutscher Feuerwehrverba nd z. Hd. 
des Bundesgeschäftsführers, 5300 Bonn 2, Koblenzer Str. 
133, Telefon 0228/33 1093 

l_ 

. Unterläuft das THW das 
" THW-Helferrechtgesetz"? 

Neuerdings wird versucht, Länder-, Bezirks- und Kreis
behörden oder gar Kommunen zu veranlassen, mit dem THW 
Vereinbarungen zu treffen, wonach das THW allgemeine frie
densmäßige Aufgaben übertragen bekommt. 

Die Aufgabenabgrenzung zwischen den Feuerwehren und 
der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ist im THW-Hel
ferrechtgesetz geregelt, wonach die für die Gefahrenabwehr 
zuständige Behörde das THW aufgrund festgelegter Krite
rien anfordern kann. Danach kann z. B. das THW nicht ei
genständig - ohne Anforderung - bei Schadensereignissen 
tätig werden. 

Aufgrund verschiedener Hinweise aus den Ländern befaß
te sich auch der Vorstand des DFV mit d iesem Thema, und 
er erwanel, damit es nicht zu neuen Problemen kommt, daß 
die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden . 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Einsatzbereitschaft bewiesen 

Anläßlich einer Feuer-
wehrübung wurde die Einsatz
bereitschaft und der Ausbil
dungsstand der DLRG in Stutt
gan geprüft. 

Um acht Uhr alanniene die 
Technische Einsatzleitung 
(TEL) die DLRG zu einem 
Schiffsbrand nach Explosion 
im Werkshafen SlUttgan
Münster. In der TEL als Fach
berater .,Wasserrcttung" ver
treten: Bruno Bietz, Leiter des 
Bezirks Stuttgan. Beim Ein
treffen des Wasserrellungswa
gens mit Bootsanhänger, be
setzt mit Einsatzleiter, Kraft
fahrer, Bootsfahrer, Helfern 
und Leinenführem sowie zwei 
Rcuungs13uchem. waren die 
Verletzten vom Schiff und aus 
dem Wasser bereits von der 
Feuerwehr Münster aus dem 
Gefahrenbereich gebracht 
worden. 

Die DLRG übernahm die 
E"tver>orgung der Verletzten. 
Da, DRK brachte sie anschlie
ßend in die Krankenhäuser. 

Währenddessen suchten 
Feuerwehrkräfte unter Atem
schutz das Schiff nach weite
ren Verletzten ab. Sie hielten 
den Brand unter Kontrolle und 
konnten schließlich ,.Feuer 
aus" melden. 

Feuerwehr und DLRG setl
ten anschließend je ein Ret
tungsboot über unwegsames 
Gelände in den Hafen ein. Ihr 
Ziel: die Umweltverschmut
zung durch ausgelaufenes Öl, 
dargestellt durch Sägemehl. 
mittels Ölschlängelanlage ein
zudämmen und abzuschöpfen. 

Ein zweiter Alarm rief die 
Helfer in das Altenheim Mün
ster. Don wurde die DLRG bei 
der Rettung von Verletzten aus 
dem brennenden 4. Stock ein
gesetzt. 

Die aus fünf SchadenssteI
len bestehende Übung beob
achtelen und beurteilten die 
Brandreferendare der Berufs
feuerwehren Düsseldorf. 
München und SlUttgan, der 

Oie OLRG setzt ein Reltungs-Schlauchboot zur Beseitigung "ausgclnu
renen Öls ein." 
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Leiter der Stuttganer Feuer
wehr, StadtdireklOr Henel, 
und die Einsatzleiter der Stutt
ganer Feuerwehr. Der Leiten
de Branddirektor Prendke lob
te die gute Zusammenarbeit 
zwischen Feuerwehr, DRK 
und DLRG, wobei er den gu
ten Ausbildungsstand der 
DLRG besonders hervorhob. 

Katastrophen
schutz in 

Kaufbeuren 

Ma. 

19 DLRG-Aktivedes Kreis
verbandes Kaufbeuren/Ostall
gäu nahmen an ei ner 
Katastrophenschutzübung der 
Stadt Kaufbeuren teil. Dabei 
galt es, die Verletzten eines an
genommenen Explosionsun
glückes in ei ner Baumwoll
spinnerei sowie bei einem si
l11u lienen FlugzeugabsturL im 
Stadtteil Neugablonz zu ver
sorgen. 

Bei dieser Katastrophen
schutz- Voll übung sollten so
wohl die Einsatzkräfte als auch 
die Einsatzleitung getestet 
werden. On des Geschehens 
war zunächst eine Baumwoll
spinnerei und -weberei. Dort 
hatte sich die angenommene 
Explosion ereignet. Sehr 
schnell war die Werkfeuer
wehr zur Stelle. wenig später 
stießen Stadtfeuerwehr. Rotes 
Kreuz und Notarzt hinzu. Auf
grund der großen Anlahl von 
verletzten Personen wurden 
7usätzliche Hilfskräfte, darun
ter auch die der DLRG, ange
forden. 

Die DLRG-Aktiven ka
men anschließend auch bei 
dem .. Flugzeugabsturz" zum 
Einsatz. Auch hier hatten sie 
die Aufgabe. Verletzte zu ber
gen und zum Verbandplatz zu 

bringen. Schließlich halfen sie 
beim Transpon in die Kran
kenhäuser mit und unterstütz
ten das Rote Kreuz. Eine be
sondere Rolle karn der DLRG 
LU, als von den anderen am 
Einsallon stehenden Fahrzeu
gen keine Funkverbindung zur 
Rettungsleitstelle mehr zu
standekarn. Der gesamte 
Funkverkehr wurde deshalb 
von der DLRG abgewickelt. 

Rettungsübungen 
am Neckar 

Halb Mannheim war unter
wegs, um am Tag der offenen 
Tür, veranstaltet von der Stadt
verwaltung und wei teren Insti
tutionen, dabei zu sein. Es 
zeigte sich, daß an diesem Tag 
die Hilfsorgallisationen wie 
Feuerwehr und DLRG als Be
suchermagneten fungienen. 

Der DLRG-Bezirk Mann
heim war mit allen Fahrzeugen 
zu Land und Wasser vertreten 
und halle aus dem Umland 
noch etwas Verstärkung be
kommen. Zentrales Ereignis 
der e lbstdarstellung am 
Neckar war sicherlich eine 
Übung, bei der die Koll ision 
eines Fahrgastschiffes mit ei
ner Jacht simuliert wurde und 
die DLRG ihren Einsatz de
monstrierten: Die Jacht 
.,sank". und Klopfgeräusche 
aus dem fnnern riefen die Tau
cher turn Einsatz. Doch auch 
das .. brennende" Motorschiff. 
von dem sich die FahrgäMc 
springend in!} Wa~ser zu retten 
versuchten, mußte entspre
chend abgesichen werden. 

Den zahlreichen Besu
chern wurde die Rettung der 
.. Opfer" sowohl von den Boo
ten aus als auch durch die Tau
cher vor Augen gefühn. Be
sonders spektakulär wirkte da
bei der Sprung der Rellungs
taucher aus dem Hubschrauber 
der Deutschen RettungsOug
wacht. die sich ebenfalls an der 
Übung betei I igte. 

J. Bernack 



ARHAT VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 
DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Harald Dannapfel, Oldenburg 

Kommunale Regieeinheiten und 
-einrichtungen als integraler Bestandteil 

des Katastrophenschutzes 

Die in der direkten Träger
schaft der kreisfreien Städte 
und Landkreise aufgestellten 
kommunalen Katastrophen
schutzeinheiten und -einrich
tungen sind in der Regel auf 
Ortsebene weitgehend in die 
allgemeine Gefahrenabwehr 
eingebunden. Besonders im 
Bereich von Führung und Lo
gistik nehmen diese Einheiten 
und Einrichtungen bundesweit 
eine Schlüssel funktion im 
Rahmen der Integration und 
Koordinierung der Gefahren
abwehr durch die jeweiligen 
Katastrophenschutzbehörden 
ei n. Wichtige Fachdienste mit 
Querschnittsfunktionen sind 
zum überwiegenden Teil in 
kommunaler Regie geführt, so 
beispielsweise in der Wahr
nehmung der Aufgaben der 
Führung, des Femmelde-, 
ABC-, Betreuungs- und Vete
rinärdienstes (Abb_ I). Am 
Beispiel der Stadt Oldenburg, 
einer Großstadt mit rund 
145000 Einwohnern, soll die 
örtliche Einbindung dieser 
bürger- und gemeindenahen 
Hilfeleistungspotentiale dar
gestellt werden. 

Das KatS-Zentrum 

Unter dem Dach des 1986 
mit einem Finanzvolumen von 
fast 6 Millionen DM moderni
sierten Katastrophenschutz
zentrums der Stadt Oldenburg 
haben über 600 Helferinnen 
und Helfer in den verschiede
nen öffentlichen und privaten 

Beispiel: Stadt OIdenburg 

Trägerschaften ihr Domizil. 
Die in der Regie der Stadt 01-
denburg mitwirkenden kom
munalen Katastfophenschutz
einheiten (Regieeinheiten) 
stellen mit einem Anteil von 
über 45 % das größte Helfer
kontingent, gemessen am ört
lichen Hilfeleistungspotential 

p Führung 

des erweiterten Katastrophen
schutzes (Abb. 2). 

Neben dem Amt für Zivil
schutz der Stadt Oldenburg 
und der THW-Geschäftsstelle 
des Geschäftsführerbereichs 
Oldenburg sind noch 
- der THW-Ortsverband 01-

denburg 

Trager 

- die Freiwillige Feuerwehr 
des Stadttei ls Haarentor mit 
Teilen des I. LZR und 

- die Meßstelie des Warnam
tes 

auf dem vorbi ldlich ange
legten Areal untergebracht. 

Die gemeinsame utzung 
des Zentrums durch die ver-

Fernmelde
dienst 
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Abb. 1: Priisenz der kommunalen Regieeinbeiten und -einrichtungen in den Fachdiensten. 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 4/92 151 



schiedenen Hilfeleistungsträ
ger hat sich bewähn. Regel
mäßig treffen die Einheitsfüh
rer aller im Katastrophen
schutz mitwirkenden Organi
sationen mit Vertretern des 
Amtes für Zivi lschuLZ zu einer 
Dienstbesprechung zusam
men. Unabhängig von ver
bandspolitischen Interessenla
gen sind es oft gerade diese 
Gespräche. die das Verständ
nis untereinander und die ge
meinsamen Aufgaben und 
Ziele fördern. Als Ergebnis 
dieser zahlreichen Kontakte 
wurden in den lelden Jahren 
eine große Anzahl von ge
meinsamen Aktionen, z. B. 
.. Tage der Offenen Tür" und 
mehrere Übungen durchge
fühn . Dank der gemeinsamen 
Nultung lind der damit ver
bundenen Integrationswi rkun
gen im Sinne eines einheit
lichen Hilfeleistungssystems 
haben sich die einzelnen Orga
nisat ionen und Einheiten trotz
dem ihre eigene Identität und 
ihre pluralistische Orientie
rung bewahren können. 

Die Regleelnheiten 

Das Helferpotential der 
kommunalen Regie-Ei nheiten 
umfaßt (Abb. 3): 
- I Technische Einsatzleitung 
- Fernmeldezentrale HVB 

( 19) 
- I AM ASt 
- I Führungsgruppe Bereit-

schaft (SB) 
- 2 Sanitätszüge 
- I Sanitätszug A 
- I ABC-Zug 
- I Fernmeldezug 
- I Verpnegungstrupp 
- I Veterinärzug 

Die Technlsc:he 
EInsatzleitung 

Bindeglied zwischen den be
reits im Einsatz befind lichen 
Kräften der Feuerwehr und des 
Rettungsdienstes und den 
nachrückenden Verstärkungs
ei nheiten des Katastrophen
schutles. Den Schwerpunkt 
ihrer Arbeit und Planung sieht 
sie in der fachdienstübergrei
fenden Integration der Kata
strophenschutzeinheiten in 
den laufenden Rettungsein
satz. Die entwickelten Kon
lcpte werden dann in Übungen 
erprobt. So wurde von der TEL 
im vorlelzten Jahr die Alarlll 
und Einsatzübung ,.FLEIWA 
90·' geplant und durchgefühn. 

Die Sanitätsbereitschaft 

Die Sanitätsbereitschaft ist 
die größte taktische Einheit 
des örtl ichen Katastrophen
schutzes. Gefühn von einer 
Führungsgruppe (9 Helfer) i,t 
die Sanitätsbereitschaft ge
gliedert in zwei Sanilätszüge 

• Fachdiensie 

Brandschutzdienst 

Bergungsdienst 

Instandsetzungs
dienst 

EB Sanitätsdienst 

1"If I ABC-Dienst 

I '1'-1 Fernmeldedienst 

l-vl Veterinärdienst 

D Versorgungsdienst 

P Führung 

Insgesamt 

r 

Feuerwehr 
20% 

DRK 
4% 

JUH 
4% 

1 

Abb. 2: Öffentliche und private Triiger im Katastrophenschulz der 
Stadt Oldenburg. 

(50 Helfer) und einen Sanitäts
zug-Arzt (28 Helfer). Die drei 
San itätszüge haben sich auf 
bestimmte Aufgaben spezial i-

sien . Z. B. übernimmt der I. 
Sanitätszug die Sariitätsausbi 1-
dung für die gesamte Einheit. 
Gleicl17ei tig fühn eine Sa-

Einheiten und Einrichtungen 

Feuerwehrbereitschaft FF 116 
(3 UR, 2 LZW) 

Bergungsbereitschaft 1l-fW 126 
(2 BZ (38), 1 BZ (50)) 

Instandsetzungszug THW 35 

Sanitätszug-Transport DRK 28 
San~ätszug-Transport JUH 28 
Sanitätsbereitschaft (2 SZ, 1 SZ-A) Regie 128 

ABC-Zug Regie 42 

Fernmeldezug Regie 25 

Veterinärzug Regie 16 

Verpflegungstrupp Regie 5 
Materiaierhaltu ngstrupp Regie 3 
Technische Betriebsgruppe Regie 15 
Hilfskrankenhausl 
Notbrunnenwartung 

FmZtll-NB Regie 19 
AMAst Regie 8 
Technische Einsatzleitung Regie 10 
Führungsgruppe Bereitschaft (SB) Regie 9 
Führungsgruppe Bereitschaft (BB) 1l-fW 9 
Führungsgruppe Bereitschaft (FB) FF 9 -

Die Technische Einsatzlei
IUng (TEL) ist gemäß StAN 
aufgestel lt. Während sich die 
Sprechfunker und Kraftfahrer 
au\ Regiehelfern rekrutieren, 
wurde bei der Führung beson
derer Wen auf das Mitwi rken 
von Führungskräften aller im 
Katastrophenschutz venrete
nen Organisationen gelegt. 
Die TEL versteht sich als 
organisationsneutrales Füh
rungsinstrumcnt. Bei Groß
unglücksfällen ist die TEL 

Abb. 3: Einheiten und Einrichtungen des erweiterten Katastrophenschutzes der Stadt Oldenburg. 
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mtatsgruppe regelmäßig die 
Wanung der städtischen ot
brunnen durch. Sie wurde hier
für von der Stadt zusätzlich mit 
Fahrleug und Gerät ausgestal
let_ Die drei Arztgruppen der 
Bereitschaft können im modu
laren Zusammenwirken bei 
Bedarf auch im Bereich des 
Hilfskrankenhauses eingesetzt 
werden. 

Die ichteinbindung in eine 
der Sanitätsorganisationen 
wird nicht als Nachtei I angese
hen, da die fach liche Anbin
dung der Sanitäts bereitschaft 
an kommunale Einrichtungen 
des Gesundheitswesens immer 
stärker ausgebaut wird. Die 
Mitwirkung eines Amtsarztes 
des Gesundheitsamtes als me
dizinisch-taktischem Berater 
in der Führungsgruppe hat sich 
bewähn. Die Ausbilder und 
Führungskräfte nehmen regel
mäßig an Fonbildungsveran
staltungen der Berufsfeuer
wehr bzw. der Städtischen Kli
niken teil. 

Sanitätsdienst 
bei Veranstaltungen 

Seit 1991 wird die Sanitäts
bereitschaft verstärkt zur 
Durchftihrung von Sanitäts
diensten bei Großveranstal
tungen angefordert. Neben der 
Betreuung von Leichtathletik
Veranstaltungen sind es insbe
sondere die Betreuung von 
Ringer-Tumieren oder die Un
tcrslüLZung der Triathlon-Ver
anstaltungen, bei der neben der 
saniHitsrnäßigen Betreuung 
auch die Absicherung der 40 
km langen Radrennstrecke, die 
Einrichtung von Massagesta
lionen in den Arzttruppwagen, 
der Aufbau einer Lautspre
cheranlage sowie der Betrieb 
eines Duschzeltes durch den 
ABC-Zug gehön. Eine Berei
cherung für den Dienst der Sa
nitätshelferstellt die Wahrneh
mung von Sanitätsdiensten in 
der Weser-Ems-Halle dar. Die 
Betreuung eines Konzertes mit 
über 9000 Besuchern stellte 
hier einen Höhepunkt für die 
Sanitätsbereitschaft dar. Diese 
Einsätze sind Ausbildungsver
anstaltungen. Sie sollen die er
forderliche Praxis bei Einsät
zen im Falle eines Großscha
densereignisses unterhalb und 

oberhalb der Katastrophen
schweIle vermitteln und festi
gen. 

Lelstungsvennögen 
bewiesen 

Der direkte Zugriff des 
HVB auf seine Regieeinheiten 
hat sich bei zwei Großeinsät
zen der jüngsten Zeit bewähn. 
So mußte die Sanitäts bereit
schaft ihr Leistungsvermögen 
im Oktober 1989 beweisen, als 
nach Öffnung der Grenzen -
und bereits vorher - der An
sturm von DDR-Übersiedlem 
und -Besuchern ohne Vor
bereitung bewältigt und ein 
Übersiedlerlager innerhalb 
von 24 Stunden eingerichtet 
werden mußte. Bereits nach 35 
Minuten waren die ersten 
Arzuruppwagen umgerüstet 
und transponienen Tische und 
Gestühl. Ein hanes Stück Ar
beit war noch zu verrichten, bis 
die Sanitätsbereitschaft zu
sammen mit den Helfem des 
THW-OV Oldenburg pünkt
lich zum Eintreffen der ersten 
Busse mit DDR-Übersiedlern 
die Zimmer des Klosters Blan
kenburg mit 500 Betten und al
len dazugehörigen Möbeln be
zugsfenig eingerichtet hatten. 

Im Mai 1990 wurden die Sa
nitätshelfer in der Mittagszeit 
von den Arbeitsstellen weg 
alarmien. Diesmal galt es, das 
unterirdische Hilfskranken
haus und einen Teil des KatS
zentrums für die Unterbrin
gung von ca. 500 Rumänien
deutsehen herlurichten. Auch 
diese Aufgabe wurde inner
halb weniger Stunden bis zum 
Eintreffen der Übersiedler zu
verlässig gelöst. Bis die letzten 
Übersiedler nach ca. 2 Wochen 
Oldenburg verließen, wurde 
von der Sanitätsbereitschaft 
ein ständiger Betreuungs
dienst eingerichtet. Helfer an
derer Regieeinheilcn unter
stützten die Sanitätsbereit
schaft bei dieser Aufgabe. 
Trotz der Enge und der Impro
visation haben sich alle Über
siedler in Oldenburg wohl ge
ruhlt. 

ElnheiUlches 
Ausbildungskonzept 

Durch die Verringerung der 
Bundeswehr um 30000 Sol da-

ten in Niedersachsen wird die 
otwendigkeit gesehen, Ein

heiten in Bereitschaftsstärke 
auch weiterhin, z. B. für über
regionale Schwerpunkteinsät
ze vorluhalten. 

Die Helferanwäner absol
vieren, bevor sie den Ein
satzzügen der verschiedenen f 

Fachdienste endgültig zuge
ordnet werden, eine Grundaus
bildung. Ziel der Grundausbil
dung ist es, den neuen Helfern 
einen umfassenden Überblick 
und bereits Grundkenntnisse 
der önlich von den Regieein
heiten gestellten Fachdienste 
zu vermitteln. Gleichzeitig 
wird geprüft, rur welche künf
tige Verwendung der Helfer 
geeignet ist. Hierbei wird die 
berufliche Aus- und Vorbil
dung des Helfers berücksich
tigt. 

Die Grundausbildung um
faßt: 
- allgemeine Einführung in 

den Katastrophenschutz 
- taktische Grundkenntnisse 
- Einführung in den Fernmel-

dedienst 
Erste Hilfe 
Einführung In den ABC
Dienst 

Der Höhepunkt und Ab
schluß dieser Grundausbil
dung ist eine zweitägige Wo
chenendübung. Übernachtet 
wird dann behelfsmäßig in ei
ner Schule bzw. Turnhalle. 
Durch Fußball turniere etc. 
kommt auch die Kamerad
schaft nicht zu kurz. 

Nach Abschluß der Grund
ausbildung erfolgt dann die ei
gentliche Fachausbildung in 
den jeweiligen Fachdiensten. 
Neben der fachdienstübergrei
fenden Grundausbildung wer
den zusätzlich jeweils bei Be
darf folgende Aus- und Fon
bildungslehrgänge durchge
fühn: 

Kraftfahrer-Lehrgang 
Sanitätslehrgänge 
Fonbildungslehrgänge für 
ABC-Helfer, Sprechfunker 

- Fonbildung für Gruppen
führer. 

Selbstverständlich sind 
auch diese Lehrgänge fach-
dienstübergreifend. Diese 
Ausbildungslehrgänge am 
Standon sollen nicht die lehr
gänge der Landesschule erset-

zen, sondern sie sind als Er
gänzung bzw. als Vorbereitung 
auf diese zu verstehen. 

Um die Zusammenarbeit 
der verschiedenen Regieein
heiten zu koordinieren, finden 
in regelmäßigen Abständen im 
Beisein des zuständigen Amts
leiters des Zivilschutzamtes 
Dienstbesprechungen statt. 
Mindestens einmal im Quartal 
werden an einem Sonnabend 
gemeinsame Dienste aller 
kommunalen Katastrophen
schutzeinheiten durchgefühn, 
bei denen insbesondere das 
Zusammenwirken der Fach
dienste geübt wird. 

Die Stadt Oldenburg wird 
auch weiterhin an kommuna
len Regieeinheiten und -ein
riChtungen festhalten. Diejeni
gen die den "Einheits-Kata
strophenschutz" mit festgeleg
ten Zuordnungen von Fach
diensten und Trägerschaften 
fordern, sollten akzeptieren, 
daß sich viele Helferinnen und 
Helfer den vielfaltigen Aufga
ben im Katastrophenschutz "in 
Regie" ohne feste Organisati
onszuordnung widmen wol
len. 

Auch das kennzeichnet un
sere pluralistisch orientiene 
Gesellschaftsordnung, deren 
Leistungsfahigkeit sich durch 
den Wettbewerb von Ideen 
auszeichnet. Insofem sollten 
bestimmte Aufgaben im Be
reich von Führung und logi
stik auch in Zukunft im direk
ten Zugriff der kommunalen 
Katastrophenschutzbehörden 
und damil verwaltungs nah or
ganisien bleiben, sollten önli
che Mitwirkungsdefizite 
durch kommunale Regieein
heiten und -einrichtungen 
nach dem Subsidiaritätsprin
.lip kompensien werden kön
nen. 
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Neuer Stromerzeuger 
mit Umweltzeichen 

Die Internationale Eisenwaren
messe in Köln war Premiere für eine 
neue geräuscharme Stromerzeuger
Baureihe, mit der der Hersteller seine 
breitgefächerte Angebotspalette an 
maßgeschneiderten Stromerzeugern 
in den Leistungsklassen von 700 Watt 
bis 10 kVA erweitert. 

Das umweltfreundliche Kompakt
kraftwerk hat einen Schalleistungs
pegel bei drei Viertel Nennlast von nur 
90 dB (A). Das bedeutet auf zehn Me
ter Entfernung einen Schalldruckpe
gel von lediglich 62 dB (A). Weil der 
neue Stromerzeuger so leise läuft, ist 
er mit dem Umweltzeichen .Blauer 
Engel" ausgezeichnet worden. Die 
Geräuschreduzierung wird durch ei
nen Spezial-Abgasschalldämpfer so
wie durch zusätzliche Maßnahmen, 
wie beispielsweise schallschlucken
de Rundumkapselung und reso
nanzarme Gerätebauweise, erreicht. 

Das Gerät ist mit einem 4-Takt
OHV-Benzinmotor mit kontaktloser 
Zündanlage ausgerüstet. Er ist im be
sonderen Maße geeignet für lärm
und abgassensible Einsatzbereiche. 
Für helles Licht stehen an zwei 
Schutzkontaktsteckdosen insge
samt 2200 Watt (230 V, 50 Hz) auf Ab
ruf bereit. Über die 12-V-Gleich
stromsteckdose läßt sich Strom bis 
10 A entnehmen, um beispielsweise 
eine Starterbatterie für Kraftfahrzeu
ge oder Boote aufzuladen. 

Für Komfort ist ebenfalls gesorgt: 
Beim Modell G 2500 TLE bringt ein 
Elektrostarter, gespeist von einer 
wartungsfreien Batterie, auf Knopf
druck den Benzinmotor schnell auf 
Touren. Beim G 2500 TL ermöglicht 
die Dekompressionsautomatik einen 
leichten Handstart mit minimalem 
Kraftaufwand. 

Auch bei hoher Beanspruchung 
sorgt ein Speziallüfter für ausreichen
de Kühlung des leistungsstarken und 
wartungsfreien Generators. Die Be
dienelemente erlauben eine einfache 
Handhabung. Die optischen Überwa
chungs- und Funktionsanzeigen in
formieren über Wechsel- und Gleich
strom, Batterieladevorgang und ÖI
stand sowie über Anzahl der Be
triebsstunden und Kraftstoffvorrat. 
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Bei Öl mangel schützt eine Abschalt
automatik den Motor. Die Tankfüllung 
von neun Litern reicht für eine Lauf
zeit von etwa sechs Stunden. Das 
entspricht einem Verbrauch von 1,5 
Litern bleifreien Normalbenzins pro 
Stunde. 

Der Stromerzeuger ist service
freundlich gestaltet. Die Rückwand 
läßt sich ohne Werkzeug abnehmen. 
Ölwechsel , Ölkontrolle und Wartung 
sind mit wenigen Handgriffen erle
digt. Die Stromerzeuger eignen sich 
gut für den mobilen Einsatz. Das Nor
malmodell wiegt 58 Kilogramm und 
die Komfortausführung 67 Kilo
gramm. (Foto: Bosch) 

Schraubsystem 
packt Meter und Inch 

Der Produktname versucht bereits 
herüberzubringen, worum es geht: 
. Metrinch" - das ist die Verbindung 
von Meter und Inch. Die bei den auf 
dem Weltmarkt konkurrierenden 
Maßeinheiten sind hier in einem 
Schraubsystem vereinigt. In der 
Werkstatt praxis kommen die Fälle 
immer häufiger vor, daß man im Grun
de sowohl Meter- wie Zoll-Werkzeug 
bräuchte; ein fortschreitend interna
tionaler werdender Markt bringt dies 
mit sich. 



Doppeltes Werkzeug bedeutet 
doppelte Kosten bei nur halber Aus
nutzung, mehr Platz und ein aufwen
digeres Handling. Metrinch macht 
Schluß mit dieser Doppelgleisigkeit. 
Es steht jeweils ein kompletter Satz 
an Steckschlüssel einsätzen und an 
Ring-Gabelschlüsseln zur Verfügung, 
die beide gleichermaßen für metri
sche und Zoll-Maße zu verwenden 
sind. 

Damit aber noch nicht genug. Das 
bei dem Metrinch-System verwirk
lichte Konstruktionsprinzip greift die 
Schrauben nicht an den Kanten, auch 
nicht nur leicht seitlich versetzt, son
dern in der Mitte der Flankenflächen. 
Damit erhöhen sich Kraftübersetzung 
und Drehmoment. Metrinch be
kommt so auch schon etwas rundli
cher gewordene Schrauben in den 
Griff. Der Verschleiß verringert sich, 
das Arbeiten wird leichter. 

(Foto: Niemeyer GmbH) 

Umweltfreundlicher 
Übungsschaum 

Dem an dieser Stelle bereits vor
gestellten Übungsschaum für die 
Feuerwehr wurde vom Institut für 
Umweltschutz, Braunschweig, be
scheinigt, daß es keine Hinweise auf 
eine mögliche Umweltgefährdung 
gibt - bei anwendungsgerechter 
Handhabung des Produktes. Aus 
diesem Grunde konnte die Einstu
fung in die Wassergefährdungsklas
se 0 vorgenommen werden. Neben 
der sehr guten biologischen Abbau
barkeit wurde die Pflanzenverträg
lichkeit und die Verträglichkeit ge
genüber Wasserlebewesen bestätigt. 

Sorglos soll aber mit dem umwelt
freundlichen Produkt nicht umgegan
gen werden, übliche Vorsichtsmaß
nahmen sind auch beim Einsatz von 
Übungsschaum zu beachten. 

(ALW GmbH) 

Leichter und genauer 
messen 

Das Prüfröhrchen-Meßverfahren 
hat sich weltweit in allen wichtigen 
Einsatzbereichen durchgesetzt, im-

mer neue kommen im Dialog von An
wendern, Prüfstellen und Herstellern 
hinzu. Dieses einfache und wirt
schaftliche Verfahren - Prüfröhrchen
Pumpe mit Prüfröhrchen - ermöglicht 
die Ermittlung des Gefahrenpoten
tials nach einer Vielzahl von Vor
schriften und Verordnungen. 

Eine neue Prüf röhrchen-Pumpe 
baut den Erfolg des Prüfröhrchen
Meßverfahrens weiter aus. Sie bietet 
greifbare meßtechnische Vorteile: 
Durch konstruktive Ausschaltung 
möglicher manueller Bedienungsfeh
ler wird immer das gleiche, präzise 
Volumen gefördert, Nachlauffehler 
werden durch die optische Huben
danzeige verhindert - und die Ein
satzfähigkeit aller Kurzzeit-Prüfröhr
chen europäischer Hersteller ist mög
lich. 

Die neue Pumpe macht mit exakt 
definiertem, immer gleichem Hubvo
lumen jede Messung genauer - bis zu 
30 % mehr Präzision sind erziel bar. 
Drei Punkte sind dafür maßgebend 
(Fotos oben): Erstens sichert das Zu
sammendrücken des Balges bis zum 

Einrasten die 100 ml Hubvolumen. 
Zweitens bleibt der Saugvorgang -
ausgelöst durch die Start-Taste - ma
nuell unbeeinflußt. Drittens gibt die 
völlig eindeutige Hub-Endanzeige -
erst nach tatsächlichem Abschluß 
des Strömungsvorganges - grünes 
Licht für den nächsten Hub. 

(Foto: Auer) 

Video: Hochwassereinsatz 

Bei allen Feuerwehren ist eine star
ke Zunahme der Einsätze mit techni
scher Hilfeleistung zu verzeichnen. 
Zu diesem Aufgabenbereich zählen 
auch die unterschiedlichsten Aufga
ben, die bei einem Hochwasserein
satz anfallen. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß bei Hochwasser meist 
ganze Landstriche betroffen sind. 
Daher werden bei solchen Einsätzen 
- auch bei bester Vorsorge - Mensch 
und Material knapp. Oft müssen die 
Ortsfeuerwehren rund um die Uhr mit 
einfachsten Mitteln helfen, weil 
schweres Gerät nicht oder nicht in 
ausreichenden Mengen vorhanden 
ist. 

Dies ist dann meist der Moment, an 
dem sich zeigt, wie gut sich die Feu
erwehr und jeder einzelne Bürger auf 
diesen Schadensfall vorbereitet ha
ben. Deshalb zeigt der Schulungsfilm 
nicht nur das Vorgehen der Feuer
wehr, sondern auch, wie der Bürger 
selbst Vorsorge treffen kann, um sich 
und die Umwelt zu schützen. 

Darüber hinaus werden die mut
maßlichen Hochwasser-Ursachen 
diskutiert. Wichtige Maßnahmen wie 
das Bauen von Sandsackbarrieren, 
Stegen und moderne Alternativen 
werden detailliert erklärt. Dabei zie
hen sich die vorbeugenden Maßnah
men wie ein roter Faden durch den 
Film. 

Der Videofilm hat eine Länge von 
zirka 20 Minuten und ist somit in sei
ner Dauer auf den Einsatz in einer Un
terrichtsdoppelstunde abgestimmt. 
Produziert wurde er unter der fachli
chen Beratung der Hessischen Lan
desfeuerwehrschule Kassel. 

(GMF-Feuerwehrfilm, 
6073 Egelsbach) 
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Gefahrgut
Ersteinsatz 

Handbuch für Gefahrgut
Transportunfälle, 2. Auflage 

K. O. Storck Verlag 
2000 Hamburg 50 

Soeben erschienen ist die zweite 
Auflage des Handbuches, das vor al
lem für die gefährlichsten ersten zehn 
Minuten nach dem Gefahrgut-Unfall 
gedacht ist. Es ist so abgefaßt. daß 
es auch für Laien verständlich und 
umsetzbar ist. 

Dr. Nüßler, Leiter der Berufsfeuer
wehr Aachen, hat unter Mitwirkung 
weiterer Fachleute und Chemiker die 
deutsche Fassung des "Emergency 
Response Guidebook" neu bearbei
tet. In den USA sind bereits über eine 
Million Exemplare im Einsatz. Zugriff 
auf die Erstinformation in den Grup
penmerkblättern hat man über die 
U. N.-Nummer. den Stoffnamen, das 
Gefahrgut-Kennzeichen oder die 
Klasse. 

Nach dem Prinzip "Was muß ich 
tun und was darf ich auf keinen Fall 
machen" ist "Gefahrgut-Ersteinsatz" 
für die Feuerwehr zur Einleitung der 
notwendigen Erstmaßnahmen. der 
Brandbekämpfung und der Techni
schen Hilfeleistung von Nutzen. Auch 
den Ret1ungsdiensten werden Hin
weise zum Eigenschutz, zur Weiter
gabe fundierter Informationen über 
die vom Unfall ausgehenden Gefah
ren und zur Einleitung richtiger Erste
Hilfe-Maßnahmen gegeben. 

SonderabfaU 
Gesetze und Verordnungen 

für die Entsorgung 
Frledhelm Merz Verlag, 5300 Bonn 2 

Abfallentsorgung ist zu einem Um
weltproblem ersten Ranges gewor
den. Wesentliche Ursachen für seine 
neue Dimension sind in den letzten 
Jahrzehnten zu verzeichnende Men
gensteigerungen und das Erscheinen 
neuartiger, schwer entsorgbarer Stof
fe. verbunden mit einem gestiegenen 
Umweltbewußtsein der Bevölkerung. 
Vor diesem Hintergrund hat die Bun
desregierung den Umweltschutz in 
besonderer Weise zu einem Schwer-
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punkt ihrer politischen Arbeit ge
macht. Sie hat eine Vielzahl von Maß
nahmen in allen Umweltbereichen 
durchgesetzt und eingeleitet, um er
kannte Defizite möglichst rasch und 
nachhaltig abzubauen. 

Das vorliegende Buch beinhaltet 
nach einer Einführung in die Thema
tik umfassende Erläuterungen zu den 
neuen Regelwerken über die Abfall
entsorgung. ergänzt von den Texten 
der Gesetze und Verordnungen zur 
Sonderabfallentsorgung. Eine Liste 
der zuständigen Behörden mit der 
entsprechenden Aufgabenzuord
nung schließt das für die Kenntnis der 
Materie nützliche Buch ab. 

Sicherheitsfibel 
Chemie 

5. Auflage 
Von Lutz Roth und Ursula Weller 

ecomed verlagsgesellschaft mbH, 
8910 Landsberg 

Das Buch ist nun in 5. Auflage er
schienen und enthält neben umfang
reichen Aktualisierungen und Erwei
terungen im Stolfteil folgende Neue
rungen: 

Das Lexikon. alphabetisch geord
net von "Abfallbewahrung" bis 
"Wandtafeln". enthält jetzt auch In
formationen über Sammlung, Besei
tigung und Notfallentsorgung von 
Problemabfällen in Laboratorien. 

Die Laboratoriumsrichtlinien der 
Berufsgenossenschaft der chemi
schen Industrie nach dem heute gül-

tigen Stand werden im Stolfteil wie
dergegeben und mit Erläuterungen 
versehen. In den Wortlaut der Ge
fahrstoffverordnung wurden alle 
wichtigen Regelungen des Entwurfs 
der TRGS 451 "Umgang mit Gefahr
stoffen im Hochschulbereich" einge
arbeitet. Hinweise aus der Praxis ver
vollständigen den Text1eil. 

Neu sind ebenfalls Tabellen zur 
Materialbeständigkeit, die Aufschluß 
geben über die Eigenschaften von 
Glassorten, Metallen, Kunststoffen 
und Schläuchen aus verschiedenen 
Materialien. In einer Tabelle wurden 
weniger gefährliche Alternativen zu 
gefährlichen Lösemitteln zusammen
gestellt. Neu ist auch ein Register mit 
Stoffnamen und ihren Synonyma so
wie ein Verzeichnis aller CAS-Num
mern. 

Die Sicherheitsfibel wird in zwei 
Ausführungen angeboten: als Lose
blattwerk, um notwendige Aktualisie
rungen und Erweiterungen rascher 
möglich zu machen, und als gebun
dene Version. 

Die Roten Hefte 
Lehrschrlften für den 

Feuerwehrmann 
Verlag W. Kohlhammer 

7000 Stut1gart 80 

Die Hefte der Schriftenreihe. die 
über 50 Titel umfaßt, werden ständig 
überarbeitet. um den vielfältigen Auf
gaben der Feuerwehr gerecht zu wer
den. Auch in den vorliegenden Neu
erscheinungen wurden alle neuen Er
kenntnisse berücksichtigt. um den je
weiligen Themenbereich auf den ak
tuellen technischen Stand zu brin
gen. 

Lutz Rieck 
Feuerlöscharmaturen 
Nr. 6, 10. Auflage 

Karl-Heinz Knorr 
Die Gefahren der Einsatzstelle 
Nr. 28, 4. Auflage 

Heinz-Otto Geisel 
Feuerwehr-Sprechfunk 
Nr. 45, 5. Auflage 
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Lastkraft- und Gerätewagen 
(Lkw) der THW
Pontongruppen 

Die Pontongruppen des Techni
schen Hilfswerks sind vorgesehen 
zur Rettung und Bergung aus Was
sergefahren sowie zum Transport von 
Mensch und Material auf Flüssen und 
Gewässern. Ihnen wurden 1989 
Lastkraftwagen vom Typ Mercedes
Benz 1417 zur Verfügung gestellt , die 
als Gerätewagen für Fährbaumate
rialien und als Zugfahrzeuge für die 
Pontonanhänger eingesetzt werden. 
Die 7-1-Fahrzeuge sind mit Frontseil
winde ausgestattet. 

Dieses spezielle Kraftfahrzeug des 
THW, das man in der Öffentlichkeit 
eigentlich nicht sehr häufig zu Ge
sicht bekommt - in einer späteren 
Folge dieser Beitragsserie wird dann 
auch ein THW-Pontonanhänger 
vorgestellt - , soll hier als Modell im 
Maßstab 1 :87/HO gezeigt werden. 

Das Modell 

Im vergangenen Jahr brachte die 
Firma Roco unter der Bestellnummer 
451 ein Modell des Militär-Lkw (Bun
deswehr) vom Typ OB 1017 A heraus. 
Dieses Modell eignet sich hervorra
gend zum Umbau in einen THW-Lkw 
der oben genannten Kategorie. Zu
dem dient ein Fahrerhaus des ent
sprechenden OB-Lkw von Preiser 
(z. B. Drehleiter 35003 oder Lkw 
38003,38010) zum Austausch gegen 
das Roco-Fahrerhaus, da auf die 
Dachluke des Bundeswehr-Fahr
zeugs verzichtet wird. Ersetzt werden 
zudem die hinteren Kotflügel gegen 
die eckige Version des Preiser-Mo
delis Nr. 37002 (THW-Lkw). 

Vor dem Zusammensetzen der Tei
le erfolgt die Grundierung von Fah
rerhaus, Pritsche und Plane in Weiß
matt sowie die Grundierung des 
Chassis einschließlich der Stoßstan
gen und der Kotflügel in Schwarz
matt. Gegebenenfalls muß der Innen
bereich der ausgetauschten Fahrer
kabine lackiert werden (blau, 
schwarz). Auch der Frontkühlergrill 
des Lastkraftwagens erhält eine 
mattschwarze Farbgebung. Nach 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Lastkraftwagen 
OB 1417/36 AK 
(Pontongruppe) 
des THW-Ortsver
bandes Bamberg. 
(Foto: Hase) 

dem Lackieren der weißgrundierten 
Teile in THW-Blau (RAL 5002) - die 
Plane erhält eine mattglänzende 
Lackierung (entsprechende Verdün
nung des Lacks) und der schwarz
grundierten Teile in Schwarz sowie 
nach entsprechender Trocknungszeit 
erfolgt der Zusammenbau des Mo
dells. 

Ergänzt werden muß jetzt nur noch 
die Frontseilwinde (in Fahrtrichtung 
rechts von der Stoßstangenmitte): 
hier kann ein entsprechendes Teil aus 
dem Preiser-Bausatz Nr. 31172 (TLF 
48/50) entnommen werden, oder 
man bemüht sich um einen Eigenbau 
des kleinen, angerundeten Recht
ecks (ca. 4 x 2 x 2 mm) aus rotem 
Plastik (auch blau) oder aus Radier
gummi. Ein kleines Stück sehr dün-

Der Lkw im Mo
delt : deutlich 
sichtbar die an 
der Fahrzeugfronl 
angebrachle Seit
winde. 

ner Draht verbindet diesen "einge
packten Haken" der Winde mit der 
Stoßstange. 

Der Lkw der Pontongruppe verfügt 
nicht unbedingt über ein Blaulicht, je
doch kann eine entsprechende Stan
ge mit Steckblaulicht (Preiser oder 
Roco) in Fahrtrichtung links hinter der 
Fahrerkabine angebracht werden. 

Die Detaillierung des Modells er
folgt wie immer: farbliches Absetzen 
von Scheinwerfern, Blinkern, Rück
leuchten, Rückspiegeln (schwarz mit 
silbernem "Glas"), der Tür-Aufstiegs
stufen Alu), Scheibenwischer 
(schwarz), Türgriffe (schwarz) und 
OB-Emblem (Silber). Zur Beschrif
tung stehen geeignete Preiser- oder 
Müller-Beschriftungssets (THW) zur 
Verfügung. 
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Hi"e nach Erdbeben in der rürkei 

Ein schweres Erdbeben mit Stärke 
6,8 auf der Richterskala erschütterte am 
Abend des 13. März 1992 gegen 19.20 Uhr 
mehrere Provinzen im Osten der Türkei 
Das Zentrum des Bebens lag nahe der 
Stadt Ewncan und dauerte rund 30 Se
kunden. Es zerstörte Tausende von Häu
sern und legle die Strom- und Wasserver
sorgung lahm. Zwei Tage danach versetz
te erneut ein starker Erdstoß die Region In 

Angst und Schrecken. 
Vier Tage nach dem Beben wurden be

reits 422 Opfer geborgen. Die Zahl der Ver
letzten wurde auf 1200 geschätzt. Rund 
80000 Menschen wurden obdachlos. 

Noch am folgenden Wochenende lief 
eine große internationale Hilfsaktion an. 
Aus der BundesrepublIk Deutschland tra-
fen 60 Helfer des Technischen Hilfswerks sowie sieben Hundeführer der Freiwilligen 
Feuerwehr Rheinland-Pfalz im Katastrophengebiet ein . Zum Rettungsteam, das Im 
Auftrag der Bundesregierung die internationalen Hilfsmaßnahmen verstärkte , zählte 
auch ein Notarzt der Deutschen Rettungsllugwacht und ein JUH-Rettungssanltater. 

Das Deutsche Rote Kreuz entsandte Je eine Rettungshundestaffel aus Baden-Wurt
temberg, Bayern sowie Hamburg, die die SuchaktIonen in Erzincan unterstutzten. 
Am 16. und 17. März 1992 lIog die Bundeswehr 27 Tonnen Hilfsgüter des DRK so
wie Funker und Helfer in das Katastrophengebiet. 

Unser Tllelblld und die Fotos auf dieser Seite geben einen Einblick in die Hilfs
maßnahmen und Schäden in der Stadt Ewncan. 

(Fotos: BachtIer 3, Hamborg 1) 


